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1 Antragsteller: Juso-Landesvorstand 

2 Themengebiet: A 1 – Leitantrag Juso-Landesvorstand 

3 Titel / Überschrift: „Unser 2016/2017: Willkommen in Brandenburg" 

4 
 

5 

6 
 

7 

8 Grenzenloses Willkommen in Brandenburg 

9 Brandenburg  liegt  in  der  Mitte Europas.  Hierin liegt  keine  Gefahr,  sondern  eine der 

10 größten Chancen für uns. Vor allem junge Menschen profitieren davon. Wir freuen    uns, 

11 dass wir beinahe ganz Europa ohne Grenzkontrollen und Beschränkungen entdecken 

12 können. Wir freuen uns, dass dies auch immer mehr Europäerinnen und Europäer tun 

13 können und dass Brandenburg vielfältiger wird. Wir betrachten das als große Stärke  und 

14 gehen mit  dieser Stärke auch  die  damit  einhergehenden  Herausforderungen  an.  Die 

15 Chancen und Herausforderungen wollen wir angehen und uns auch mit Blick auf die 

16 Bundestagswahl 2017 dazu klar positionieren! 

17 

18 Europäische Solidarität stärken 

19 Die derzeitigen  nationalistischen Bestrebungen  in  vielen  Teilen  Europas, die   Grenzen 

20 wieder etablieren wollen, verurteilen wir aufs Schärfste. Unser Europa ist ein Europa   des 

21 Friedens,  das  den  ersten  Schritt  macht  und  Abrüstung  selbst  umsetzt.  Wir    wollen 

22 ein Europa ohne  Grenzen.  Wir  wollen  in keiner Festung  Europa  mehr  leben, sondern 

23 das Grundrecht auf Asyl in ganz Europa ermöglichen. 

24 Dazu fordern wir u.a.  einen verbindlichen gesamteuropäischen Verteilschlüssel    für  die 

25 Aufnahme  von  Geflüchteten.  Wir  verurteilen  die  Asylverschärfungspolitik  der Großen 

26 Koalition im Bund und werden uns weiter argumentativ und mit Aktionen gegen weitere 

27 Verschärfungen stellen. Dazu werden wir sowohl versuchen auf unsere 

28 Bundestagsabgeordneten,  als  auch  auf  unsere Landesregierung,  welche im Bundesrat 

29 oftmals entscheidungsbefugt ist, einwirken. Wir wollen den Austausch mit  europäischen 

30 Partnerorganisationen  fördern   und  uns  noch  stärker  innerhalb  Europas  (mit  ihnen) 

31 vernetzen. 

A 1 ʆ angenommen 

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

x überwiesen  an  LA   
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1 Neu-Brandenburgerinnen und -Brandenburger willkommen heißen 

2 Hinter   „Willkommen   in   Brandenburg“   stehen   praktische   Handlungen   von  vielen 

3 Menschen. Wir wollen diese Menschen bei und in Flüchtlingsinitiativen unterstützen. Wir 

4 wollen   dabei   keine   Parallelstrukturen   entwickeln,   sondern   uns   an   bestehenden 

5 Hilfsinitiativen beteiligen und dort, wo Hilfe notwendig ist, mit anpacken. Wir wollen in 

6 Zusammenarbeit mit unseren Jusos in den Unterbezirken vor Ort dieses Netzwerk gezielt 

7 ergänzen und bewerben. 

8 Die  Idee  eines  Pat*innen-Netzwerks  wollen  wir  dort,  wo  es  das  noch  nicht       gibt 

9 vorantreiben und mit unseren Mitteln flankieren. Eine solche Pat*innenschaftsstruktur 

10 kann für die praktische Umsetzung unserer Forderung nach einer Landesregelung zur 

11 menschenwürdigen und dezentralen Unterbringung von Geflüchteten in Wohnungen eine 

12 Schlüsselrolle einnehmen. Eine Residenzpflicht für Flüchtlinge lehnen wir hingegen ab. 

13 

14 Kampf den Rechtspopulist*innen von AfD & Pegida in breiten Bündnissen 

15 Zum Kampf gegen Rechts gehört eine aktive Zivilgesellschaft genauso wie eine wehrhafte 

16 Demokratie. Verbände, die uns nahestehen, Vereine, die sich mit unserem Verständnis 

17 einer  offenen  und  solidarischen  Gesellschaft  verbunden  fühlen  und  auch   politische 

18 Jugendorganisationen, die mit uns demokratische Werte teilen, werden zukünftig    noch 

19 verstärkter unsere Partnerinnen und Partner im Kampf gegen den Rechtspopulismus und 

20 Fremdenhass sein. Wir wollen gemeinsam mit ihnen in der Öffentlichkeit klare Kante 

21 gegen Ausgrenzung zeigen. Dazu werden wir gemeinsame Positionierungen, gemeinsame 

22 Aktionen und ein gemeinsames Auftreten in der Öffentlichkeit ins Auge fassen. 

23 Wir wollen, dass auch die staatlichen Institutionen rechte Gewalt als das erkennen und 

24 benennen, was sie ist: Rechter Terror, den es mit allen Mitteln des Rechtsstaates zu 

25 bekämpfen gilt. Brandenburg hat gute Erfolge bei der Aufklärung von Verbrechen mit 

26 rechtsextremistischen Hintergrund erzielt. Weder der Landesverfassungsschutz, noch die 

27 Polizei dürfen auf dem rechten Auge blind sein. Um das sicherzustellen brauchen wir 

28 unabhängige   Kontrollinstitutionen,   die   wachsam   jeden   Fehltritt   registrieren   und 

29 Anzeichen von rechtsextremen Tendenzen nachgehen. 

30 Familienfreundliches, bildungsreiches und integratives Brandenburg 
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1 Familienpolitik ist gerade für Brandenburg auch Zukunftspolitik. Nicht nur, aber auch 

2 durch  die  neuen  und  gerade  ankommenden  Branderburgerinnen und Brandenburger 

3 rückt die Bedeutung der Familie in den Vordergrund. Wir wollen uns 2016/2017 verstärkt 

4 mit diesem Thema befassen. Wir wollen, dass das Land Brandenburg in allen seinen 

5 Landesteilen Angebote für junge Familien bereithält. 

6 Dabei spielt die Vereinbarkeit von Familienleben und Erwerbstätigkeit, aber auch die 

7 Existenz und Erreichbarkeit von familienfreundlichen Angeboten sowohl im sogenannten 

8 Speckgürtel um Berlin, als auch in der Peripherie unseres Landes eine entscheidende Rolle. 

9 Wir  wollen  in  Zusammenarbeit  mit  unseren  Landesarbeitskreisen Diskussionsbeiträge 

10 erarbeiten  und  auch  Best-Practice-Beispiele  auf  ihre  Umsetzbarkeit  in   Brandenburg 

11 beleuchten. 

12 Mit der Bildung beginnt die Integration aller Menschen. Dabei spielt es keine Rolle in 

13 welchem Land jemand geboren oder aufgewachsen ist. Entsprechend braucht es für  alle 

14 einen niedrigschwelligen Zugang zu kostenfreien und qualitativ hochwertigen Bildungs-, 

15 Betreuungs-,  und  Erziehungsangeboten.  Kinder  müssen  ein  Anrecht  auf    finanzielle 

16 Absicherung  haben.  Das Schulwesen  muss  die  individuelle Persönlichkeitsentwicklung 

17 jeder  Schülerin  und  jedes  Schülers  in  den  Mittelpunkt  stellen  und       Ausgrenzung 

18 verhindern.   Wir   werden   unsere   Bemühungen   auf   diesem   Gebiet   fortsetzen und 

19 gemeinsam  mit  den  anderen  Arbeitsgemeinschaften  der  SPD  Brandenburg     weiter 

20 politische Akzente für eine vollwertige Inklusion und Integration setzen. 

21 Bildungsarmut ist eine wesentliche Ursache von Arbeitslosigkeit. Mangelnde 

22 Sprachkenntnisse sind dabei in der Praxis oftmals das kleinste Problem für die Integration. 

23 Es muss uns also darum gehen, allen Neu- und Alt-Brandenburger*innen die für sie jeweils 

24 notwendigen  Angebote  anzubieten,  um  sich  als  vollwertiger  Teil  der      Gesellschaft 

25 willkommen zu fühlen. 

26 Auch den Hochschulen in Brandenburg kommt eine wichtige Integrationsfunktion zu. 

27 Solange Brandenburg in der Hochschulfinanzierung Schlusslicht im Bundesvergleich   ist, 

28 werden  wir  als  Jusos  immer  wieder  den  Finger  in  die  Wunde  legen.  Mit Aktionen, 

29 Lobbyarbeit und Diskussionsrunden werden wir dieses für die SPD-geführte 

30 Landesregierung auch unangenehme Thema immer wieder in die Öffentlichkeit    heben. 
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1 Hierbei  werden  wir  besonders  die  Integrationsleistung  von  Hochschulen  vor     dem 

2 Hintergrund ihrer mangelhaften Ausstattung hervorheben. 

3 

4 Willkommen und Ankommen überall in Brandenburg 

5 Sich willkommen fühlen, kann sich nur, wer sich in seiner Umgebung wohlfühlt und   wer 

6 die Möglichkeit hat, seine neue Umgebung und die Menschen kennenzulernen. Das deckt 

7 sich mit den Wünschen unserer Generation. Für junge Menschen in Brandenburg ist es 

8 ebenso  wichtig,  sowohl  bezahlbaren  Wohnraum  zu  haben,  als  auch       ausreichend 

9 Freizeitangebote  der  Region  und  sogar  landesweit  wahrnehmen  zu  können.    Dazu 

10 brauchen wir gute Angebote und gute Verkehrsanbindungen. Hierfür werden wir überall 

11 vor Ort kämpfen und unsere Juso-Unterbezirke unterstützen, wenn sie sich für   konkrete 

12 Projekte  in  und  zwischen  ihren  Städten,  Dörfern,  Landkreisen  stark  machen.     Eine 

13 landkreisübergreifende Zusammenarbeit werden wir dabei besonders fördern. Teile   der 

14 Infrastruktur in Brandenburg sind durch ungenügende Instandhaltung von Verschleiß und 

15 Verfall bedroht, dies gilt insbesondere für Straßen in strukturschwachen Kommunen. Laut 

16 der Zustandserfassung von 2014 sind 21 Prozent der Landesstraßen schlecht, 17 Prozent 

17 sogar sehr schlecht. Wir wollen, dass das Land und auch der Bund (bei Bundesstraßen) in 

18 den Bestandserhalt, in eine Modernisierung und Erweiterung öffentlicher  Verkehrsmittel 

19 und die Fahrrad-Infrastruktur investieren sowie die Verkehrsminderung durch stärker 

20 regional ausgerichtete Wirtschaftskreisläufe anpeilen, wo dies möglich ist. Wir wollen, dass 

21 die   Infrastrukturpolitik  des   Landes   Brandenburg   nachhaltig   ist   und  sich   an  den 

22 Bedürfnissen der Menschen orientiert. Weniger Großprojekt, mehr Nachhaltigkeit. 

23 

24 Wirtschaft in Brandenburg – innovativ, solidarisch, grenzenlos 

25 Wir  Jusos  Brandenburg  wissen,  dass  eine  starke  Wirtschaft  Voraussetzung  für     ein 

26 prosperierendes  Land  und  einen  funktionierenden  Staat  ist.  Wir  kennen  auch     die 

27 besondere Bedeutung, welche die Wirtschaft als Arbeitgeber gerade für die   Integration 

28 der zu uns flüchtenden Menschen und generell alle Zuziehenden spielt. Deshalb möchten 

29 wir die weitere Entwicklung Brandenburgs zu einer nachhaltigen, starken und offenen 

30 Wirtschaftsregion mitgestalten. Eine nachhaltige Wirtschaft kann aber nur solidarisch 

31 funktionieren – Lasten 
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1 und   Gewinne   müssen   fair   auf   Arbeitnehmer*innen,   Unternehmer*innen   und  die 

2 Allgemeinheit  verteilt,  der  Schutz  von  Verbraucher*innen  und  Umwelt  gewährleistet 

3 werden. Um den Weg zu einer noch solidarischen Wirtschaft in der Zukunft zu ebnen, 

4 unterstützen wir die weitere Verbreitung von Non-Profit-Unternehmensformen. 

5 Besonders liegt uns dabei am Herzen, dass unser Land offen für innovative Ideen und 

6 junge  Gründer*innen  ist  –  Brandenburg  muss  auch  in  dieser  Hinsicht  ein  Ort    der 

7 grenzenlosen Möglichkeiten werden. Jede und Jeder mit einer guten Geschäftsidee   soll 

8 sich   in   Brandenburg   selbstständig   machen   können.   Das   Land   muss   mit   einer 

9 zielgerichteten Verknüpfung von Forschungs-, Infrastruktur- und Ansiedlungspolitik   die 

10 Grundlagen für die Entwicklung zukunftsträchtiger Wirtschaftsfelder legen. 

11 

12 Land der Neuen Energien 

13 Wir  Jusos  setzen  uns  dafür  ein,  die  Entwicklung  zu  einer  Energiewirtschaft,  die auf 

14 erneuerbare  Energiequellen  setzt,  entschieden  fortzusetzen.  Brandenburg  muss seine 

15 Spitzenposition  in  diesem  Bereich   weiter  ausbauen.   Immer  wichtiger   wird     dabei 

16 Entwicklung und Einsatz von Energiespeichertechnologien werden. Klar ist für    uns aber 

17 auch,  dass  die  Belastung  der  Menschen  im  Land  durch  den  Einsatz     erneuerbarer 

18 Energiegewinnungs- und Energiespeichertechnologien so gering wie möglich 

19 gehalten werden sollte. 

20 Das   Land   braucht   außerdem   eine   klare   Perspektive   für   den   Ausstieg   aus  der 

21 konventionellen Braunkohleverstromung, welche die Menschen in der Lausitz nicht    mit 

22 den resultierenden wirtschaftlichen Folgen alleine lässt. 

23 

24 

25 Ehrenamt würdigen – Unterstützer*innen jungsozialistischer Politik auszeichnen 

26 Gerade in Zeiten, in denen unsere Demokratie zahlreichen Angriffen ausgesetzt ist, ist es 

27 wichtig die Arbeit von Menschen zu würdigen und auszuzeichnen, die sich im besonderen 

28 Maße für jugendpolitische Themen und den Erhalt der Demokratie engagieren. Neben der 

29 Anerkennung, die dieser Preis gegenüber der Arbeit der Preisträger*innen ausdrücken soll, 

30 trägt eine Preisverleihung unsere jugendpolitischen und jungsozialistischen Themen in die 

31 Öffentlichkeit. 

11 
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1 Darum wird der Juso-Landesvorstand ein Konzept und die Auswahlkriterien für eine 

2 Ehrungsmöglichkeit  in  Form  einer  Preisauszeichnung  erstellen.  Der  Name  für   diese 

3 Auszeichnung soll in einem verbandsweiten Wettbewerb ausgelobt werden. 

4 

5 Verantwortung kennen und übernehmen 

6 In ganz Deutschland und auch in Brandenburg spüren wir einen Wandel. Wir beobachten 

7 die Angriffe auf Menschenrechte und unsere Demokratie und spüren, dass sich heute 

8 entscheidet, wie unsere Zukunft aussehen wird. Wir Jusos sind die politische Zukunft 

9 unseres Landes und wollen diese aktiv mitbestimmen. Laut der 17. Shell Jugendstudie von 

10 2015 entdecken immer mehr junge Leute ihr Interesse an Politik. Außerdem nehmen 

11 Jugendliche und junge Erwachsene die Vorteile und Chancen gesellschaftlicher Vielfalt 

12 wahr.  Diese  Kombination  ist  großartig  und  zeigt,  dass  diese  Generation  an  jungen 

13 Menschen ein großes Potenzial für unsere Politik und unseren Verband birgt!  Das wollen 

14 wir nutzen. Laut der Shell Jugendstudie fremdeln junge Menschen zwar sehr mit Parteien, 

15 wir wollen aber als Jusos niederschwellige Angebote machen und unsere Unabhängigkeit 

16 von der SPD dabei betonen, um auch mittel- und langfristig junge Menschen für die 

17 Sozialdemokratie gewinnen und begeistern zu können. Es ist wichtig die Beteiligung 

18 junger  Menschen  vor  Ort  zu  stärken,  zum  Beispiel  auch  in  Jugendparlamenten und 

19 Jugendbeteiligung  im  politischen  Bereich,  das  ist  die  Grundlage  für  die Zukunft der 

20 Demokratie! 

21 Wir sollten darauf gut vorbereitet sein, der SPD Brandenburg auch personelle  Angebote 

22 machen  zu  können.  Darum  ist  uns   die  Schulung  und  Weiterentwicklung       junger 

23 Kandidat*innen wichtig. Wir werden unser Weiterbildungsangebot weiter ausbauen  und 

24 bewerben.   Dabei   wollen   wir   auch   einen   Fokus   auf   unsere   eigene   historische, 

25 jungsozialistische Identität und die damit verbundene politische Verpflichtung legen und 

26 daraus unser zukünftiges Handeln ableiten. 

27 Wir wollen aber schon jetzt die SPD Brandenburg so gut wie möglich mitgestalten. Darum 

28 setzen wir uns für eine mitgliederfreundliche und offene SPD ein, die sich vielmehr als 

29 bisher für Transparenz von der Basis bis zur Spitze und Partizipation ihrer Mitglieder 

30 einsetzt. Unsere Bemühungen und Anträge aus den letzten Jahren haben den Stein dazu 

31 bereits ins Rollen gebracht. Landesweite Kommissionen wurden gegründet, Mitmach- 
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1 Aktivitäten aufgebaut und Diskussionen vielmehr als früher zugelassen. Das sind gute 

2 Ansätze,  die  uns  ermuntern  hier   weiter   zu   machen.  Wir  wollen  aber,   dass      die 

3 Entscheidungen der Basis in z.B. vom Landesparteitag, in den SPD-Arbeitskreisen oder 

4 dem  SPD-Landesausschuss  mehr  Geltung  bekommen  und  nicht  leichtfertig  im  SPD 

5 Landesvorstand übergangen werden können. Hier hat die SPD Brandenburg noch einigen 

6 Nachholbedarf. 

7 

8 Aktiv, lebendig und bunt - das geht nur gemeinsam! 

9 Der Landesverband ist nur so stark, wie seine Mitglieder. Darum gilt es weiterhin die Juso- 

10 Unterbezirke zu stärken und immer wieder neue Mitglieder zu werben. Dabei ist jede und 

11 jeder Juso gefragt.       Der Juso-Landesvorstand soll seine Mitglieder dabei unterstützen, 

12 indem  er  ein  gutes  Mitmach-Angebot  unterbreitet  und  dabei  auch  auf  das   jüngst 

13 beschlossene Kampagnenangebot der Bundesjusos zurückgreift. Darüber hinaus soll der 

14 Landesvorstand weiterhin als erster Ansprechpartner für die Unterbezirke fungieren. Aktiv, 

15 lebendig und bunt geht aber nur gemeinsam. Die Juso-Unterbezirke sollen ihre Mitglieder 

16 motivieren, sich an den Angeboten des Landesverbandes aktiv zu beteiligen. Dazu   wird 

17 der  Landesvorstand  zeitnah  nach  der  LDK  alle  Unterbezirksvorsitzenden  zu      einer 

18 gemeinsamen Sitzung einladen, um Wege auszuloten, wie wir die Mitmach-Aktivität   im 

19 Landesverband verbessern können. 
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B – Bildung und Wissenschaft 
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1 Antragsteller:  LAK Bildung (Schübis Brandenburg) 

2 Themengebiet: B 1 

3 Titel / Überschrift: : Antrag für Lernmittelfreiheit 

4 

5 Zur Weiterleitung an  SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion 

6 

7 
 

8 

9 Antragstext: 

10 

11 Wir,  die  Jusos  Brandenburg,  fordern,  dass  alle  jungen  Brandenburgerinnen       und 

12 Brandenburger unabhängig vom materiellen Status ihrer Eltern beste 

13 Lernvoraussetzungen  haben  müssen.  Deswegen  sind  die  bestehenden  Angebote zur 

14 Bereitstellung von Lernmitteln für materiell weniger privilegierte Schülerinnen und Schüler 

15 aufzustocken und wahrnehmbar zu bewerben. Die Inanspruchnahme dieser Leistungen ist 

16 außerdem niedrigschwellig zu ermöglichen. Darüber hinaus ist seitens der 

17 Landesregierung zu prüfen, ob den Schulen über die derzeitigen Angebote hinaus eigene 

18 Budgets zur Sicherstellung der adäquaten Versorgung aller Schülerinnen und Schüler mit 

19 den notwendigen Lernmitteln zur Verfügung gestellt werden können. 

20 

21 Antragsbegründung: 

22 

23 Jede*r Schüler*in hat ein Anrecht auf kostenlose Bildung. Deshalb erachten wir es       als 

24 notwendig, dass diese auch wirklich nichts kostet. 

25 In Brandenburg wird momentan ein Teilbeitrag für Schulbücher übernommen und für 

26 sozial  schwächer  gestellte  Familien  ganz  erstattet.  Das  schließt  allerdings      andere 

27 Lernmittel, zum Beispiel Arbeitshefte, Schreibzeug und Zeichengeräte nicht mit ein und so 

28 kann ein Schuljahr pro Kind eine Familie 100-200 Euro kosten. 

29 In anderen europäischen Ländern wie Österreich oder Finnland wurde diese 

30 Lernmittelfreiheit bereits durchgesetzt. Diese sind in der Pisa-Studie stets weiter vorn, weil 
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1 sich, unter anderem, dort auch Kinder aus sozial-schwachen Familien gute Bildung leisten 

2 können. 

3 Durch den demografischen Wandel ist es ohnehin an der Zeit, die Kultur im Bildungssektor 

4 zu verändern. In einer Zeit, in der jede*r dritte Deutsche noch zur Schule ging, konnte man 

5 ein  solches  auf  Leistung  und  Druck  aufbauendes  System  nutzen,  um        möglichst 

6 kostengünstig eine gut ausgebildete Elite und eine breite geringer qualifizierte Masse für 

7 einfachere Arbeiten zu erreichen. Heute haben wir einen Fachkräftemangel. Es ist also 

8 mehr als überfällig gute und kostenlose Bildung in die breite Masse zu bringen, um  den 

9 strukturellen  Herrausforderungen  der  nächsten  Dekaden  gerecht  zu  werden.   Dieser 

10 Antrag ist ein erster Schritt, um allen Kindern eine Perspektive zu bieten. 

11 
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1 Antragsteller: UB BAR 

2 Themengebiet: B 2 

3 Titel / Überschrift: Für 4 Stunden Sport in der Schulwoche 
 

4 

5 Zur Weiterleitung an: BuKo, Fraktionen, Landesparteitag. 
 

6 

7 
 

8 

9 Antragstext: 

10 Wir, die Jusos Brandenburg fordern die Erhöhung des Faches Sport von drei auf vier 

11 Stunden  (zwei  Blockstunden)  in  der  Woche  an  allen  Brandenburger     Schulformen, 

12 ausgenommen Sportschulen. Der Sportunterricht hat in hoher Qualität zu erfolgen   und 

13 das kooperativ-gemeinschaftliche Erleben von Sport anstelle eines reinen Leistungs- und 

14 Wettbewerbszwangs in den Vordergrund zu stellen. 

15 

16 Antragsbegründung: 

17 Viele Studien besagen, dass Kinder und Jugendliche in ihrer Schullaufbahn zu wenig Sport 

18 treiben.  Schon  im  frühen  Alter  resultiert  aus  dem  Bewegungsmangel   Übergewicht, 

19 Koordinationsstörungen und Haltungsschäden. Um dem entgegenzuwirken braucht  der 

20 Sportunterricht an Schulen mehr Platz. Heranwachsende sollten sich viel bewegen und 

21 nicht den ganzen Tag im Sitzen verweilen. Klar kann der Unterricht allein nicht helfen, doch 

22 eine Grundlage beziehungsweise einen Denkanstoß stellt er allemal dar1. Sport ist als 

23 Ausgleich so enorm wichtig für die persönliche Entwicklung eines Menschen, um einfach 

24 mal den Kopf frei zu bekommen von einem sehr auf Theorie basierenden Schulalltag. 

25 Mit diesem Antrag kommt man auch sozial schwächeren Familien entgegen, deren Eltern 

26 es sich nicht leisten können, ihren Kindern eine Mitgliedschaft in einem Sportverein zu 

27 ermöglichen. Es ist auch oft so, dass die Sporthallen weit weg vom Schulgebäude sind, 

28 daher ist ein Fußweg von zehn Minuten nicht die Seltenheit. Bei einem Block Sport ist man 
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1 von der Zeit her viel flexibler als hätte man nur 45 Minuten für den Unterricht und das 

2 Umkleiden davor und danach. Sportlehrkräfte stehen ausreichend zur Verfügung.   Diese 

3 Chance sollte man nutzen. 

4 
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1 Antragsteller:  UB OHV 

2 Themengebiet: B 3 

3 Titel / Überschrift: Übertragung der Schulaufsicht auf die Landkreise 
 

4 Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag, SPD-Landesvorstand, SPD-geführte 

5 Landesregierung. 
 

6 

7 
 

8 

9 Antragstext: 

10 

11 Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 

12 Die Jusos Brandenburg sprechen sich im Rahmen der Verwaltungsstrukturreform für eine 

13 Übertragung  der  Schulaufsicht  auf  die  Landkreise  und  kreisfreien  Städte  als  untere 

14 Landesbehörde aus. Vor einer endgültigen Entscheidung sollte jedoch das Bekanntwerden 

15 der  finalen  Form  der  Verwaltungsstruktur-  und  insbesondere  der Kreisgebietsreform 

16 abgewartet werden, um gewährleisten zu können, dass die dann geschaffenen Kreise über 

17 die notwendigen Ressourcen für eine effiziente, umfassende Schulaufsicht verfügen.  Bei 

18 Übertragung der Schulaufsicht auf die Kreise soll eine landesweite Vertretungsreserve 

19 oder Vertretungskooperation zur Nutzung von Größenverteilungen in der Sicherstellung 

20 einer flexiblen und adäquaten Personalausstattung für die brandenburgischen    Schulen 

21 beibehalten bzw. geschaffen werden. 

22 

23 Antragsbegründung: 

24 

25 In der Frage der Schulaufsicht hat das Land Brandenburg in den letzten Jahrzehnten so 

26 ziemlich alle Varianten erprobt. Nach dem gescheiterten Versuch, die Schulaufsicht in 

27 einem zentralen Landesschulamt zusammenzufassen, sind nunmehr wieder fünf staatliche 

28 Schulämter eingerichtet worden. 

29 Unseres Erachtens ist die richtige Stelle für die Schulaufsicht aber diejenige, die auch 

30 Träger der meisten Schulen ist. Dies sind die Landkreise und kreisfreien Städte, jedenfalls 
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1 im Bereich der weiterbildenden Schulen. Mittlerweile lassen sich die inneren und äußeren 

2 Angelegenheiten  kaum  noch  in  dem  Maße  trennen,  das  eine        Kompetenzteilung 

3 rechtfertigen würde, beispielsweise in Fragen der Inklusion. Die Schulräte in ihrer jetzigen 

4 Struktur  sind  einerseits  zu  weit  vom  Schulalltag  entfernt,  um  wirksam  eingreifen zu 

5 können, andererseits aber auch zu kleinteilig organisiert, um die durch das Konzept   der 

6 „dezentralen  Konzentration“  (Zusammenfassung  der  Schulaufsicht  an  Standorten  im 

7 berlinfernen Raum) erwünschten Effekte von Verschlankung und Effizienz erzielen zu 

8 können. 

9 Auch der Landkreistag Brandenburg hat sich in seiner Stellungnahme zur 

10 Verwaltungsstrukturreform für eine Kommunalisierung der Schulaufsicht ausgesprochen. 
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1 Antragsteller:  UB P 

2 Themengebiet: B 4 

3 Titel / Überschrift: Antrag zum Geschlechter-sensibilisierenden Unterricht 

4 

5 Zur Weiterleitung an: Den Landesparteitag der SPD-Brandenburg, die 

6 Landtagsfraktion der SPD-Brandenburg. 

7 

8 
 

9 

10 Antragstext: 

11 

12 “I have yet to hear a man ask for advice on how to combine marriage and a career.´ - Gloria 

13 Steinem 

14 

15 Die LDK möge beschließen: 

16 Die SPD-geführte Landesregierung wird aufgefordert, die Aufklärung über 

17 geschlechterspezifische Ungleichheiten als selbstständig zu behandelndes Thema in  die 

18 Lehrpläne, insbesondere der Fächer LER, Sozial-/Wirtschaftswissenschaften,   Geschichte, 

19 Deutsch und Politik, aufzunehmen. Dafür reicht die bisherige oberflächliche Behandlung, 

20 die das Thema durch die Deklaration als Querschnittsthema erhält, nicht aus. Wir schlagen 

21 als Beispiel vor,  die Geschichte des Feminismus und verschiedener   Frauenbewegungen 

22 stärker zu thematisieren. Auch die Themen Frauen und Erwerbstätigkeit sowie LGBTY und 

23 der  Stand  und  die  Probleme  der  verschiedenen  Geschlechter  in  der  Gesellschaft in 

24 Deutschland und anderen Ländern sollen jedem*jeder Schüler*in vermittel werden.   Des 

25 Weiteren sollte in der Lehrerbildung ein Modul oder zumindest Pflicht-Kurse eingerichtet 

26 werden, die die Lehrer und Lehrerinnen für die immer noch herrschenden 

27 geschlechterbedingten Unterschiede sensibilisieren, um dies bewusst in ihren  Unterricht 

28 zu integrieren. 

29 

30 

31 

32 Antragsbegründung: 
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1 

2 Die Schule ist der Ort an dem die Kinder die gleichen Chancen haben sollten ihr   Wissen 

3 und  ihren  Erfahrungsschatz  zu  erweitern.  Die  Schule  soll  auf  das  Leben  und     den 

4 Arbeitsmarkt  vorbereiten  und  hat  die  Aufgabe  den  Kindern  das  nötige  Wissen und 

5 Handlungskompetenzen dafür zu vermitteln. Dazu gehört auch das Wissen, um die immer 

6 noch bestehenden Unterschiede in der Gleichbehandlung der Geschlechter. 

7 Im Geschichtsunterricht lernen die Kinder überwiegend Daten und Fakten zu  berühmten 

8 Personen. Diese Personen sind überwiegend Männer, da Frauen in der Vergangenheit 

9 systematisch an öffentlicher Wirksamkeit gehindert wurden. 

10 Das Selbstbewusstsein der Mädchen muss gestärkt werden. Dazu brauchen sie Vorbilder. 

11 Diese gilt es auch in der Geschichte und in der Literatur zu suchen. Es muss  Bewusstsein 

12 dafür geschaffen werden, dass auch Frauen die Geschichte mitbestimmt    haben, jedoch 

13 nicht immer darüber gesprochen wurde. 

14 Sie sollten Frauen in der Geschichte und Politik nicht für Ausnahmen halten und dazu 

15 angehalten werden, sich selbst aktiv an der Gestaltung des Öffentlichen Lebens und dem 

16 Arbeitsmarkt zu beteiligen. 

17 Es sollte außerdem wie beispielsweise in den Fächern LER und 

18 Sozialwissenschaft/Wirtschaftswissenschaft Zeit investiert werden, um über die 

19 allgemeine Situation auf dem Arbeitsmarkt zu diskutieren. Über die üblichen Berufsfelder 

20 sowie über die unterschiedlichen Karrierechancen und die Gründe für unterschiedliche 

21 Erwerbsverläufe von Mann und Frau. 

22 Nur so lernen die Mädchen, dass ihnen ein weiteres Feld offen stehen sollte, als die immer 

23 noch üblichen Berufe wie Bürokauffrau, Verkäuferin oder Zahnmedizinische 

24 Fachangestellte. 

25 Sie  müssen  darüber  aufgeklärt  werden,  dass  wenn  sie  überwiegend  aufgrund    der 

26 Familienplanung Teilzeit  arbeiten  gehen, kaum eigene  Rücklagen für  das  Alter  bilden 

27 können. Und das in Zeiten immer höherer Scheidungsraten. 

28 

29 Die Schule sollte diese Bildungsfunktion ganz bewusst und nicht nur über den heimlichen 

30 Lehrplan ausfüllen, um die Gleichstellung der Geschlechter voranzutreiben. Denn wie 

31 Nelson Mandela einstmals sagte: Bildung ist die mächtigste Waffe, die du verwenden 
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1 kannst, um die Welt zu verändern. 

2 

3  

 

5 
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1 Antragsteller: LAK Bildung 

2 Themengebiet: B 5 

3 Titel / Überschrift: Unsere Schule: Eine Schule, für alle. 

4 

5 Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion. 

6 

7 
 

8 

9 Antragstext: 

10 

11 Die Schulpolitik des Landes Brandenburg steht vor immer größeren  Herausforderungen. 

12 Während im berlinfernen Raum die Schüler*innenzahlen kontinuierlich sinken, steigen sie 

13 in  den  Ballungszentren  in  den  berlinnahen  Räumen  teilweise  erheblich  an.  In   den 

14 vergangenen Jahren und Jahrzehnten hat es einige Schulstrukturreformen in Brandenburg 

15 gegeben;  nicht  alle  davon  sind  erfolgreich  gewesen,  teilweise  hat  dies  zu        einer 

16 Reformmüdigkeit auch aufseiten der Bürger*innen geführt. Gleichwohl bedeutet Stillstand 

17 Rückschritt – deshalb müssen die bestehenden Strukturen hinterfragt und  kontinuierlich 

18 verbessert werden. 

19 Unser Schulsystem wird leider vielen Erkenntnissen der modernen Bildungsforschung 

20 nicht mehr gerecht.2  So sorgt das gegliederte Schulsystem in seinen verschiedensten 

21 Ausprägungen dafür, dass der Bildungserfolg in Deutschland stärker als in vielen anderen 

22 Ländern  vom  Elternhaus  abhängt.3   Während  die  Schulform  Gymnasium  einen guten 

23 Leumund genießt, wollen Eltern ihre Kinder vor anderen Schulformen bewahren. Zu  früh 

24 wird derzeit maßgeblicher Einfluss auf die Zukunft des einzelnen Kindes genommen, 

25 wobei Kinder aus sozial schwächeren Familien häufiger an Oberschulen lernen als andere 

26 Kinder.4 Die Schulform-Empfehlung während der 6. Klasse führt bei Schüler*innen, Eltern 
 

 

 
 

2 Vgl. Meyer-Hesemann, Bildungserfolg und soziale Herkunft 

 – Zwölf Thesen zur Problemlage und zu notwendigen Veränderungen, in: Wernstedt/John-

Ohnesorg, Seite 19 ff. 
3 Bildung auf einen Blick 2015 - OECD-Indikatoren, Seite 97 
4 Schnitzlein, Wenig Chancengleichheit in Deutschland: Familienhintergrund prägt eigenen 

ökonomischen Erfolg, DIW-Wochenbericht 4/13, 2013 
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1 und Lehrer*innen zu unnötigem und vermeidbarem Stress. Dieser entsteht auch vor dem 

2 Wissen, dass es schwer ist, später noch in eine andere Schulform zu wechseln. 

3 Erfolgsdruck durch Schulzeitverkürzungen sowie Lernen und Hausaufgaben lassen    den 

4 Schüler*innen  kaum  Zeit  für  Freizeitaktivitäten,  geschweige  denn    gesellschaftliches 

5 Engagement.   Dem   staatlichen   Schulsystem   stehen   immer   mehr   private  Schulen 

6 gegenüber, die mit guten, alternativen Lern- und Lehrkonzepten punkten können und eine 

7 individuellere  Betreuung  der  Schüler*innen  durch  kleinere  Klassengrößen      möglich 

8 machen.  Staatliche  Schulen  können  hier  viel  lernen.  Nicht  alle  Privatschulen      sind 

9 Eliteschmieden der Besserverdienenden, gerade auf dem Land werden sie von    privaten 

10 Elterniniativen oder kleinen Fördervereinen getragen. Wir sind nicht gegen Privatschulen, 

11 dennoch sehen wir die staatliche Schule, die weltanschaulich neutrale und kostenfreie 

12 Bildung vermittelt, als die Grundlage für ein gutes Bildungssystem an. 

13 Der  fast  flächendeckend   frühe  Schulstart   benachteiligt   viele   Schüler*innen,  deren 

14 Leistungsmaximum eben nicht in den Morgenstunden liegt. 

15 Das Schulsystem ist nicht auf Integration ausgerichtet; weder Kinder mit 

16 Migrationshintergrund noch solche mit Handicap können wirklich gleichberechtigt neben 

17 anderen Kindern lernen. 

18 

19 weitere Struktur des Antrages 

20 1. Aufbau 

21 a.   Fächer + Lehrpläne 

22 b.   Leistungsangepasstes Lernen 

23 c. Berufs- und Studienorientierung 

24 2. Ganztagsschule 

25 a.   außerschulische Einrichtungen in Schule integrieren 

26 b.   ländlicher Raum 

27 3. Beteiligung 

28 4. Lehrer*innenausbildung 

29 5. Zusammenfassung 

30 

31 1. Aufbau 
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1 Zur  Bewältigung  dieser  Probleme  sprechen  sich  die  Jusos  Brandenburg  für       eine 

2 Gemeinschaftsschule aus. Unter einer Gemeinschaftsschule verstehen wir ein 

3 gemeinsames Lernen von der ersten bis zur zehnten Klasse unter dem Dach einer Schule, 

4 an   der   alle   Bildungsabschlüsse   erworben   werden   können.   Der   Anschluss   einer 

5 gymnasialen Oberstufe am selben Standort sollte daher der Regelfall sein. Als Alternative 

6 dazu sollten weiterhin externe gymnasiale Oberstufen angeboten werden,  insbesondere 

7 an Oberstufenzentren. Die gymnasiale Oberstufe setzt sich aus den Klassenstufen  11-13 

8 zusammen. 

9 

10 a. Fächer und Lehrpläne 

11 Die  Jusos  Brandenburg begrüßen  ausdrücklich  die  Intentionen  des  ab dem Schuljahr 

12 2017/2018  geltenden  Rahmenlehrplans,  einen  konsequent  aufeinander  aufbauenden 

13 Schulunterricht  in Berlin und Brandenburg von der  ersten  bis  zur zehnten  Klasse     zu 

14 fördern. Dazu zählt insbesondere, die Inklusion aller Schüler*innen von Anfang an zu 

15 ermöglichen.5
 

16 Im Folgenden heben wir Lehrinhalte und –methoden hervor, die gegenüber dem jetzigen 

17 System einen höheren Stellenwert oder verlagerten Schwerpunkt erlangen sollen: 

18 

19 In  der  10.  Klassenstufe  soll  das  Unterrichtsfach  WAT  wieder  für  alle   Schüler*innen 

20 verpflichtend eingeführt werden und einen neuen Schwerpunkt erhalten, nicht jedoch auf 

21 die Schwerpunkte bis zur 9. Klassenstufe aufbauen: Es sollen Themen und Fertigkeiten 

22 behandelt  und  vermittelt  werden,  die  die  Schüler*innen  im  täglichen  Leben sowohl 

23 während als auch nach der Schulzeit beherrschen müssen. Dazu gehören etwa ein Einblick 

24 in das Versicherungswesen, das Mietwesen, Arbeitsverträge und Steuerwesen. In   einem 

25 Schulgarten,  einer  Küche  oder  in  Werkstätten  können  Schüler*innen  zudem       ihre 

26 handwerklichen  und  künstlerischen  Fertigkeiten  ausprägen.  Darüber  hinaus  kann   in 

27 diesem Fach auch das momentan in anderen Fächern untergebrachte Bewerbungstraining 

28 integriert werden und so ohne unnötige Dopplungen alle Schüler*innen auf den gleichen 

29 Stand bringen. Das neue Fach wird auch den Anforderungen des neuen Rahmenlehrplans 
 

 

5 http://bildungsserver.berlin-brandenburg.de/rlp-online/startseite/ 

http://bildungsserver.berlin-brandenburg.de/rlp-online/startseite/
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1 gerecht, der die Auseinandersetzung mit dem nachschulischen Leben als zu    erlernende 

2 Kompetenz beschreibt. 

3 

4 Fachübergreifend  soll  -  im  Einklang  mit  Teil  A  des  neuen  Rahmenlehrplans  -    die 

5 Medienkompetenz  als  Bildungsziel  verankert  werden,  um  den  Schüler*innen    einen 

6 sicheren Umgang mit neuen Medien zu vermitteln. 

7 

8 Im Rahmen des Politik- bzw. Gemeinschaftskundeunterrichts soll als oberster Leitwert die 

9 Demokratieerziehung   stehen.   Daher   ist   in   den   Lehrplänen   und   der  Umsetzung 

10 gesteigerter Wert auf die Funktionsweise der Demokratie, ihrer Organe sowie auf die 

11 Bedeutung von Wahlen und Abstimmungen zu legen. Insbesondere soll auch ein Einblick 

12 in  die  Kommunalpolitik  vermittelt  werden.  Die  Schulen  werden  angehalten,     durch 

13 Praxistage, Planspiele und Zusammenarbeit mit der Politik demokratische Werte und 

14 Wissen "am lebenden Objekt" zu vermitteln. 

15 

16 Da die Bewertung der Fächer Kunst, Musik, Sport und Darstellendes Spiel (Theater) im 

17 Wesentlichen von dem Talent des*der Schüler*in abhängt, streben wir eine neue Form der 

18 Bewertung an. 

19 

20 b. Leistungsangepasstes Lernen 

21 Es sollte Aufgabe der Schule sein, auf die unterschiedlichen Stärken und Schwächen  der 

22 Schüler*innen einzugehen. Auch der neue Rahmenlehrplan sieht eine "individualisierte 

23 Unterrichtsgestaltung  in  heterogenen  Lerngruppen"  vor,  die  "den   unterschiedlichen 

24 Persönlichkeiten und Lerngeschwindigkeiten der Schüler*innen auf der Grundlage   einer 

25 lernprozessbegleitenden Diagnostik, Beratung und Förderung gerecht wird." 

26 Dieser  Gedanke  sollte  bei  der  Umsetzung  der  Gemeinschaftsschule  noch       stärker 

27 eingebunden werden, denn: Erfolgserlebnisse erlangen Schüler*innen durch  erreichbare 

28 Ziele,  die  sie  gleichzeitig  nicht  unterfordern.  Dieser  Erfolg  schafft  Motivation     und 

29 Selbstvertrauen und Motivation ist die Grundlage für erfolgreiches Lernen. Gestärkt  wird 
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1 diese weiter, wenn den Schüler*innen ihre Stärken und Schwächen bewusst gemacht 

2 werden und für diese Verständnis gezeigt wird.6
 

3 Erreichbare und gleichzeitig nicht unterfordernde Ziele können im derzeitigen System 

4 meist nicht für alle Schüler*innen in allen Fächern gesetzt werden. Wer in einem Fach 

5 Lernschwierigkeiten hat, kann im nächsten schon überdurchschnittlich begabt sein. Es 

6 sollte Ziel der Schule sein, die Motivation am Lernen für alle zu erhalten, damit die 

7 Grundlage  des  erfolgreichen  lebenslangen  Lernens  gegeben  ist.  Aus  diesem  Grund 

8 fordern wir die Umsetzung des leistungsangepassten Lernens mit der Möglichkeit   einer 

9 variablen Versetzung: 

10 Schüler*innen, die in einem bestimmten Fach deutlich überdurchschnittliche 

11 Kompetenzen aufweisen, soll so die Möglichkeit offeriert werden, in diesem Fach an dem 

12 Unterricht in der nächsthöheren Jahrgangsstufe teilzunehmen. Desweiteren soll es    den 

13 Schüler*innen möglich sein, in einzelnen Fächern das Jahr zu wiederholen. Zur   weiteren 

14 Vermeidung der frühen Selektion sollen die Kinder aus höheren Fachstufen, denen der 

15 niedrigeren auf Wunsch bei Hausaufgaben oder Projekten helfen. Dies könnte z.B. durch 

16 die Bildung von "Tandems" ermöglicht werden, in denen sich beide Partner in anderen 

17 Fachbereichen unterstützen können. Wir fordern explizit, einen Raum für 

18 Hausaufgabenhilfe zu schaffen. 

19 Dennoch wollen wir, dass jede*r Schulabgänger*in eine diversifizierte Bildung  bekommt. 

20 Daher muss jede*r Schüler*in für den Abschluss der mittleren Reife in jedem erforderlichen 

21 Fach mindestens die 9.Klasse erreicht haben. Jede*r Abiturient*in muss in jedem Fach 

22 mindestens die 12. und in seinen/ihren Hauptfächern die 13. Klasse bestehen. Unser  Ziel 

23 ist, dass die Schule ein optimaler Lernort für Schüler*innen jeder Qualifikation wird,   und 

24 dass jede*r in seinem*ihrem individuellen Tempo und seiner*ihrer Art und Weise   lernen 

25 kann, ohne dass andere Interessen oder soziale Kontakte darunter leiden. 

26 

27 c. Berufs- und Studienorientierung 
 

 

 

 

6 Vgl. 

https://www.schulministerium.nrw.de/docs/bp/Eltern/Beratun

http://www.schulministerium.nrw.de/docs/bp/Eltern/Beratung-
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1 Die Jusos Brandenburg begrüßen die Integration der frühen Berufs-und 

2 Studienorientierung   als   festgeschriebenes   übergeordnetes   Thema   in   den   neuen 

3 Rahmenlehrplan für die Klassen 1 bis 10. Wir sehen aber auch die praktischen Probleme, 

4 dass für eine ausreichende Berufsorientierung aufgrund der eng gestrickten Lehrpläne 

5 und der wachsenden Aufgaben für die Schulen und Lehrer*innen kaum Raum ist. 

6 Berufs-   und   Studienorientierung   muss   deshalb   festgeschriebener   Bestandteil des 

7 Unterrichts werden, wobei sowohl genügend Zeit vorhanden ist, auf die unterschiedlichen 

8 Vorstellungen der Schüler*innen über ihren künftigen Lebensweg einzugehen, als   auch, 

9 um Kompetenzen für die selbstständige Bearbeitung des Themas zu erlernen. 

10 Das   Thema   sollte   dementsprechend   wesentlicher   Bestandteil   des   neuen  Faches 

11 "Vorbereitung aufs Leben" sein. Darüber hinaus sollte im Rahmen der 

12 fächerübergreifenden  Betrachtung  in  jedem  Schulfach  den  Schüler*innen     berichtet 

13 werden, welche Berufe aus den Inhalten der Fächer hervorgehen. 

14 Noch  wichtiger  sind  sinnvolle  praktische  Erfahrungen.  Die  Kooperation  mit   lokalen 

15 Unternehmen und Verbänden ist hierbei besonders wichtig. Sie ermöglicht 

16 Besichtigungen der Unternehmen sowie Gastbesuche der Unternehmensangehörigen  in 

17 der  Schule.  Diese  Kooperationen  ermöglichen  es  darüber  hinaus,  den  Kindern    die 

18 Perspektiven in der Region zu zeigen. 

19 In der 9. Klasse (ausgehend von der Regelschulzeit) soll jede*r Schüler*in ein mindestens 

20 zweiwöchiges Praktikum absolvieren. Wir begrüßen es, wenn die Schulen diesen Zeitraum 

21 verlängern. Damit die Schüler*innen von diesem Praktikum profitieren können, ist eine 

22 Vorbereitung  nötig,  welche  sich  im  wesentlichen  auf  die  Einschätzung  der  eigenen 

23 Kenntnisse, Fähigkeiten und Interessen sowie die Identifikation von Anforderungen an 

24 Berufe konzentriert. Darüber hinaus sollte den Schüler*innen bewusst sein, wie sich ihr 

25 Lebenslauf mit der Wahl dieses Berufes entwickeln würde. Wir schlagen zur Vertiefung 

26 dieser Inhalte eine Projektwoche in der 8. Klasse (ausgehend von der Regelschulzeit) vor, 

27 welche auch die Bekanntschaft mit lokalen Unternehmen beinhalten sollte. 

28 Weitere Praktika nach der 9. Klasse sollten gefördert werden. Es ist wünschenswert,  dass 

29 jede*r Schüler*in mindestens zwei Praktika in der Schullaufbahn absolviert. Die 10. Klasse 

30 und für Abiturienten die 11. sowie 12. Klasse (ausgehend von der Regelschulzeit) sind für 
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1 solche Erfahrungen besonders wertvoll. In diesem Zeitraum sollten das erste Mal -   nach 

2 Möglichkeit regionale – Hochschulen besucht werden. 

3 Die Zusammenarbeit mit der Bundesagentur für Arbeit bleibt weiter relevant. Es sollte 

4 sogar verstärkt auf deren Angebote verwiesen werden, wie z.B. den Online-Auftritt,    der 

5 alle Berufe vorstellt. 

6 

7 2. Ganztagsschule 

8 Verbunden  mit  der  Einführung  einer  Gemeinschaftsschule  sprechen  sich  die    Jusos 

9 Brandenburg für die Ermöglichung eines flächendeckenden Ganztagsschulangebotes aus. 

10 Wir Jusos betrachten die Schule nicht nur als Ort der Wissensvermittlung, sondern   auch 

11 als Lebensraum. Schüler*innen sollen mit ihrer Schule mehr verbinden als lediglich    den 

12 dort erhaltenen Unterricht. Vielmehr wollen wir ein breites Angebot an schulischen   und 

13 außerschulischen Aktivitäten in die Schule integrieren und den Schüler*innen 

14 ermöglichen, sich dort wohl zu fühlen. 

15 

16 Ein Ganztagsschulbetrieb umfasst nach unseren Vorstellungen einen Schulbetrieb, der 

17 zwischen 16 und 18 Uhr endet. Dabei wird der von den Rahmenlehrplänen vorgegebene 

18 Unterricht durch ein möglichst breites Angebot an Arbeitsgemeinschaften, 

19 Pausengestaltungen und Hausaufgabenbetreuung ergänzt. 

20 

21 Im Einzelnen halten wir unter anderem folgende Maßnahmen in einem 

22 Ganztagsschulbetrieb für wünschenswert: 

23 

24 ● einen der medizinischen Forschung angepassten, späteren Schulbeginn 

25 ● die  Schaffung  von  Pausenräumen  innerhalb  des  Schulgebäudes  zur kreativen 

26 Pausengestaltung 

27 ● eine  starke  Förderung  von  Arbeitsgemeinschaften  an  der  Schule,  etwa durch 

28 Bereitstellung zusätzlicher Stunden für die Lehrkräfte, oder durch das Hinzuziehen 

29 externer Träger und Vereine 

30 ● Förderung   von   sozialen   Kompetenzen   und   Verantwortungsbereitschaft der 

31 Schüler*innen durch Hausaufgabenhilfe, Ordnungsdienste etc. 



Landesdelegiertenkonferenzen der Jusos Brandenburg am 16.04.2016 im Sitzungsaal im Alten Rathaus in 
Fürstenwalde sowie am 04.06.2016 im Hörsaal 09 der Universität Potsdam, Campus Griebnitzsee 

 

 

 

1 ● Schüler*innenbetreuung und -förderung durch Sozialarbeiter*innen und 

2 Lehrkräfte, sowie offene Jugendarbeit und gezieltes Offen-Lassen von Freiräumen 

3 am Schulstandort zur selbstorganisierten Jugendarbeit 

4 

5 Ganztagsschule bedeutet für uns nicht, den ganzen Tag über Unterricht zu erteilen, 

6 sondern  vielmehr  einen  ganzheitlichen  Ansatz  von  Schule.  Der Ganztagsschulbetrieb 

7 fördert die Vereinbarkeit von Beruf von Familie. Darüber hinaus können durch die viele 

8 gemeinsam  verbrachte  Zeit  auch  Kinder  und  Jugendliche  mit Migrationshintergrund 

9 schneller  und  effektiver  integriert  werden.  Eine  durch  den  Ganztagsschulbetrieb   zu 

10 erwartende  stärkere  Identifizierung  der  Schüler*innen  mit  ihrer  Schule  steigert    die 

11 Motivation zum Lernen sowie die Bereitschaft, sich für die Schule zu engagieren, sei es 

12 sportlich oder wissenschaftlich in Wettkämpfen und Wettbewerben oder ehrenamtlich in 

13 den schulischen und außerschulischen Mitwirkungsgremien. 

14 Verbunden   mit   der   Einführung   eines   flächendeckenden   Ganztagsschulangebotes 

15 sprechen sich die Jusos für einen landesweit späteren Schulbeginn aus. Viele Studien aus 

16 dem  Bereich  der  Schlafmedizin  haben  belegt,  dass  der  frühe  Schulbeginn       einen 

17 erheblichen Teil der Schüler*innenschaft benachteiligt. 

18 

19 a. Außerschulisches Leben in die Schule integrieren 

20 Bisher finden Freizeitaktivitäten der Schüler*innen vorwiegend außerhalb des 

21 Schulgeländes statt. Dies würde sich durch die Etablierung von Ganztagsschulen ändern. 

22 Hierzu müssen frühzeitig Gespräche mit den Vereinen geführt werden, ob sie bereit sind, 

23 ihr Angebot in die Schulen zu verlagern. Sportvereinen würden selbstverständlich die 

24 verfügbaren Sporthallen zur Verfügung gestellt werden. Projekte, die sich nicht auf   eine 

25 Schule konzentrieren lassen (z.B. Mannschaftssport, Theatergruppen, solche mit  Mangel 

26 an Betreuern)  sollen gleichmäßig auf die Schulen verteilt werden. Darüber hinaus  sollen 

27 auch die Vereine zu einer stärkeren Zusammenarbeit mit den Schulen animiert werden. So 

28 soll  auch  die  Nutzung  bereits  vorhandener  kommunaler  Sportanlagen  den  Schulen 

29 grundsätzlich  offen  stehen.  Hierfür  muss  gemeinsam  mit  den  Eltern,  Schüler*innen, 

30 Lehrer*innen  und  Verantwortlichen  vor  Ort  über  eine  Möglichkeit  des        Transfers 

31 gesprochen werden. 

31 
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1 

2 b. Ländlicher Raum 

3 Die Gemeinschaftsschule bietet die Möglichkeit, auch im ländlichen Raum ein für die 

4 Schüler*innen wohnortnahes Angebot zu stellen. Gerade die unter Schüler*innenmangel 

5 leidenden Grundschulen in den berlinfernen Gebieten unseres Landes können so vor der 

6 Schließung bewahrt werden, ohne dass ein unverhältnismäßiger Aufwand seitens der 

7 Schulträger  und  des  Landes  betrieben werden muss. Gleichwohl  soll  der Schulweg 

8 möglichst gering gehalten werden. Daher regen wir eine Stärkung des  Schulbusverkehrs 

9 sowie ein Konzept zur Förderung von Internaten und Wohnheimen an den Schulen an. 

10 

11 3. Beteiligung 

12 Uns als Jusos ist es besonders wichtig, dass gesellschaftliches Engagement gefördert und 

13 gefordert wird. Deshalb muss Schule ein Ort sein, an dem Schüler*innen lernen,    welche 

14 positiven Auswirkungen es hat, wenn man sich für sein Umfeld und die Gesellschaft 

15 engagiert. 

16 Beteiligung  darf  dabei  nicht  nur  für  wenige  Schüler*innen     (Klassensprecher*innen, 

17 Delegierte in die Schulkonferenz o.ä.) erlebbar sein. 

18 

19 4. Lehrer*innenausbildung 

20 Auch für die Lehrer*innen würde das neue Schulmodell viel Wille und Anpassungsfähigkeit 

21 verlangen. Dazu bedarf es einer ordentlichen Informationspolitik sowie ausreichende und 

22 rechtzeitige Fortbildungsmöglichkeiten. 

23 In der Ausbildung von Lehrer*innen soll die Grundschulpädagogik für die Klassenstufen 1 

24 bis 6 als eigenständiger Studiengang erhalten bleiben. Der zweite  Lehramtsstudiengang 

25 konzentriert sich auf die Lehre in den Klassenstufen 7 bis 13. In beiden Bereichen muss 

26 der  pädagogische  Aspekt  einen  wesentlich  größeren  Stellenwert  erlangen. Weiterhin 

27 fordern  wir  die  frühere  praktische  Erfahrungssammlung  der    Lehramtsstudierenden. 

28 Praktische, fachliche und pädagogische Ausbildung müssen parallel verlaufen. 

29 

30 Unabhängig  davon  muss  der  Abzug  ausgebildeter  Lehrer*innen  verhindert   werden. 

31 Vielmehr  sollte  unser  Schulsystem  so  gestaltet  sein,  dass  Lehrer*innen  aus anderen 
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1 Bundesländern  gerne  in  Brandenburg  arbeiten  würden.  Voraussetzungen  dafür     zu 

2 schaffen bedeutet für uns nicht nur eine ausreichende Bezahlung der Lehrkräfte, sondern 

3 vielmehr die Schaffung regelmäßiger und mobiler Fortbildungsmöglichkeiten (v.a. im 

4 Hinblick  auf  die  Nutzung  von  IT)  sowie  die  Einstellung  von  mehr  Lehrpersonal und 

5 Sozialarbeiter*innen. 

6 

7 5. Zusammenfassung 

8 Wir Jusos wollen das Brandenburger Schulsystem zukunftsfest machen. Daher   sprechen 

9 wir uns für die Einführung einer Gemeinschaftsschule aus, die möglichst  flächendeckend 

10 als Ganztagsschule organisiert sein soll. Mit diesem Modell kann die soziale Ungleichheit 

11 verringert und den Schüler*innen mehr soziale Kompetenz vermittelt werden. Zudem 

12 entlastet  dieses  Modell  Familien  und  steht  für  eine  in  jeder  Hinsicht  inklusive  und 

13 integrative Bildung. 

14 

15 Gleichwohl darf ein solches Modell nicht „von oben“ verordnet werden, sondern   bedarf 

16 eines  breiten  Dialogs  mit  den  am  Schul-  und  gesellschaftlichen  Leben    beteiligten 

17 Akteuren. Diesen Diskussionsprozess wollen wir mit diesem Antrag voranbringen. Vor 

18 einer   flächendeckenden  Einführung   einer   Gemeinschaftsschule   sollten Pilotprojekte 

19 durchgeführt werden. 

20 
 

21 
22 Bildung auf einen Blick 2015 - OECD-Indikatoren, Seite 97 : http://www.oecd- 

23 ilibrary.org/docserver/download/9615035e.pdf?expires=1455879358&id=id&accname=guest&ch 

24 ecksum=BDDE75EC1F277525095871D8E324D30F 

25 
26 Meyer-Hesemann, Bildungserfolg und soziale Herkunft 

27  – Zwölf Thesen zur Problemlage und zu notwendigen Veränderungen, in:  Wernstedt/John- 

28 Ohnesorg, Seite 19 ff.: http://library.fes.de/pdf-files/stabsabteilung/05314.pdf 

29 
30 Schnitzlein, Wenig Chancengleichheit in Deutschland: Familienhintergrund prägt    eigenen 

31 ökonomischen Erfolg, DIW-Wochenbericht 4/13, 2013: 

32 https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.414565.de/13-4-1.pdf 

33 

http://library.fes.de/pdf-files/stabsabteilung/05314.pdf
http://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.414565.de/13-4-1.pdf
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1 Antragsteller:  UB OSL 

2 Themengebiet: B 6 

3 Titel / Überschrift: Bessere Vernetzung durch Lernplattformen in Schulen 

4 

5 Zur Weiterleitung an: … 

6 

7 

8 
 

9 

10 Antragstext: 

11 

12 Die Jusos Brandenburg fordern das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport sowie die 

13 SPD-Landtagsfraktion  auf,  den  landesweiten  Einsatzes  von Lernmanagementsystemen 

14 (LMS) in der Sekundarstufe durchzuführen. 

15 

16 Antragsbegründung: 

17 

18 Die jetzige Generation von Schüler/innen hat eine anders ausgeprägte Medienaffinität, als 

19 die vorigen. Der Umgang mit digitalen Medien ist für Schüler/innen der Sekundarstufe 

20 alltäglich. In diesem Zusammenhang hat sich die SPD Brandenburg bereits stark bemüht 

21 neue Lehr/Lernszenarien, wie Smartboards in der Regelschulbetrieb zu integrieren. Es fehlt 

22 allerdings die grundlegende Infrastruktur, die die Vernetzung der Medien optimieren 

23 kann. E-Learning-Plattformen bzw. –Systeme schließen diese Lücke. 

24 Produzierte  digitale  Medien  können  den  Schüler/innenn  nur  schwer  zur  Verfügung 

25 gestellt werden. Aus diesem Grund haben bereits einige Schulen eigene LMS  aufgesetzt 

26 um eine möglichst effiziente Distribution zu gewährleisten. Hier handelt es sich oft um 

27 Lösungen,  die  von  den  Lehrer/innen  der  jeweiligen  Schule  zu  Ihren       zusätzlichen 

28 Lehrverpflichtungen  aufgesetzt,  betreut  und  gewartet  werden.  Andere  Bundesländer 

29 gehen hier bedeutend gezielter vor und haben einen zentralen Steuermechanismus in 

30 Verbindung mit Hochschulen aufgebaut, wo interessierte Schulen lediglich den Bedarf 

31 einer  solchen  Plattform  anmelden  müssen  und  diese  dann  gezielt  von    geschulten 

32 Angestellten umgesetzt und gewartet werden. Diese Lösung ist bedeutend    Ressourcen 

B 6 ʆ angenommen ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ abgelehnt ʆ überwiesen an    

x nicht behandelt  
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1 sparender als die diversen Einzellösungen. In Brandenburg sollte eine enge 

2 Zusammenarbeit mit dem Zentrum für Lehrerbildung und Bildungsforschung gesucht 

3 werden! 

4 Weitere  Vorteile  dieser Lösung  sind  das kollaborative Erstellen  und Austauschen  von 

5 Materialen   zwischen   verschiedenen   Schulen   und   die   bessere   Vorbereitung    der 

6 Schüler/innen auf mögliches Studium in dem LMS sich bereits weitestgehend etabliert 

7 haben. 

8 Unterstützende Elemente stellen digitale Assessments in der Vorbereitung und Begleitung 

9 dar.   Auf   Krankheitsausfälle   von   Schüler/innen   kann   durch   das   Bereitstellen des 

10 behandelten Stoffes besser eingegangen werden. Außerdem können durch  begleitende 

11 Onlinetutorien die Auswirkungen von möglichen Stundenausfällen abgedämpft werden. 

12 Das Land Brandenburg darf bei diesem wichtigem Thema nicht weiter eine passive 

13 und beobachtende Rolle einnehmen, sondern sollte schon jetzt entsprechende 

14 Maßnahmen  ergreifen,  damit  unsere  Schüler/innen  nicht  gegenüber     denen 

15 anderen Bundesländer auf längere Sicht benachteiligt werden. 
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1 Antragsteller:  LAK Bildung (Schübis Brandenburg) 

2 Themengebiet: B 7 

3 Titel / Überschrift: Antrag für die Abschaffung der Benotung von Talentfächern 

4 

5 Zur Weiterleitung an  SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion, 

6 Landesministerium für Bildung, Jugend und Sport, AfB, Landesschülerrat, andere 

7 Juso-Landes- und ½Bezirksvorstände. 

8 

9 

10 
 

11 

12 Antragstext: 

13 

14 Wir, die Jusos Brandenburg, fordern eine Abschaffung der Benotung von    Talentfächern 

15 (z.B.  Sport,  Kunst,  Musik,  Darstellendes  Spiel  (Theater))  an  allen  brandenburgischen 

16 Schulen. 

17 

18 Antragsbegründung: 

19 

20 Menschen sind Individuen. Jeder Mensch als solches hat Talent. So waren Talentfächer 

21 ursprünglich dazu gedacht, genau dieses innerhalb der schulischen Bildung zu entwickeln 

22 und zu fördern. 

23 Jedoch  sind  nur  in  den  größten  Ausnahmefällen  Schüler*innen  in  diesen  Bereichen 

24 ausreichend  begabt,  um  diese  auf  gutem  oder  sehr  gutem  Anforderungsniveau  zu 

25 erfüllen. Es könnte einhergehen, dass nun eher an den für die individuelle Person weniger 

26 erfüllenden Talentfächern gearbeitet wird, als an dem eigentlichen Talent. 

27 Auch die Lehrpläne sind zu umfangreich, um als normale*r Schüler*in durchweg sehr gute 

28 Leistungen erbringen zu können. 

29 Außerdem sind Talentfächer immer noch abhängig vom Talent der Schüler*innen und nur 

30 schwer durch Lernen zu erlangen. 
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1 Zum jetzigen Zeitpunkt verfehlen Talentfächer unserer Auffassung nach ihren Zweck und 

2 der  eigentliche  Sinn  des  Aufbaus  und  der  Förderung  des  Talents  geht  unter   dem 

3 Leistungsdruck der Schüler*innen komplett verloren. Unter Druck lässt sich niemals  eine 

4 Leidenschaft zu einem der Fächer entwickeln. Der oder die Schüler*in bringt mit dem 

5 jeweiligen Fach Druck und eventuell Depression aufgrund schlechter Bewertungen in 

6 Verbindung. Das gilt es unbedingt zu verhindern und zu vermeiden. 

7 

8 Die Bewertung der  Fächer  kann  stattdessen durch  eine  schriftliche  Einschätzung   des 

9 Fachlehrers erfolgen. 

10 
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1 Antragsteller:  UB P 

2 Themengebiet: B 8 

3 Titel / Überschrift: Antrag zum Polnisch-Unterricht in Brandenburg 

4 

5 Zur Weiterleitung an: Den Landesparteitag der SPD-Brandenburg, die 

6 Landtagsfraktion der SPD-Brandenburg. 

7 

8 
 

9 

10 Antragstext: 

11 

12 Die LDK möge beschließen: 

13 Wir fordern die Landesregierung auf, sich noch stärker als bisher für die Förderung des 

14 Polnischunterrichts in Brandenburg einzusetzen. Dazu müssen mehr Möglichkeiten für das 

15 Erlernen der Polnischen Sprache geschaffen werden. 

16 Deshalb sollte es Ziel der Landesregierung sein, dass innerhalb der nächsten 10 Jahre 

17 mindestens 50% der weiterführenden Schulen im Grenzgebiet zu Polen sowie mindestens 

18 20%  aller  weiterführenden  Schulen  im  Land  Polnisch  als  reguläre       Fremdsprache, 

19 Wahlpflichtfach-Option  oder  reguläre  Arbeitsgemeinschaft  anbieten.  Darüber  hinaus 

20 sollte insbesondere im grenznahen   Raum   Polnisch als Begegnungssprache an 

21 Grundschulen angeboten werden. 

22 Die Landesregierung sollte sich außerdem dafür einsetzen, dass auch die 

23 Volkshochschulen im ganzen Land möglichst regelmäßig Polnischkurse anbieten. 

24 Weiterhin sollten diese Maßnahmen von der Kampagne zur Förderung der Polnischlernens 

25 begleitet werden, welche die Vorteile von Polnischkentnissen im Grenz- und   Transitland 

26 auf kommunikativ ansprechende Weise verdeutlicht. 

27 

28 Antragsbegründung: 

29 

30 Polen  ist  unser  Nachbarland  mit  fast  40  Millionen  Einwohnern. Grenzübergreifender 

31 Austausch  in  vielen  verschiedenen  Formen  ist  heute  zum  Glück  alltägliche  Realität. 

32 Darüber hinaus leben viele Tausend Menschen mit polnischem Hintergrund in der Region 
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1 Berlin/Brandenburg. Dennoch lernen nur wenige Menschen in Brandenburg polnisch - oft 

2 wird wohl davon ausgegangen, dass Menschen aus Polen im Zweifel schon bereit sein 

3 werden, selbst Deutsch zu lernen. Gegenseitiges Verständnis und ein weiterer Ausbau der 

4 vielfältigen sozialen und wirtschaftlichen Austauschbeziehungen wird so erschwert. 

5 

6 Brandenburg sollte deshalb dem Beispiel anderer Grenzregionen folgen, in denen es 

7 jeweils ein vergleichsweise breites schulisches Angebot für das Erlernen von beispielsweise 

8 Französisch, Dänisch oder auch Niederländisch gibt. Auf diese Weise können wir die 

9 Grundlagen   für   einen  noch   intensiveren   wirtschaftlichen,   sozialen  und kulturellen 

10 Austausch  legen.  Davon profitieren  sowohl  die  betroffenen  Brandenburgerinnen und 

11 Brandenburger durch erweiterte persönliche Möglichkeiten als auch die gesamte Region 

12 durch langfristig noch bessere gut-nachbarschaftliche Beziehungen. 
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1 Antragsteller:  LAK Bildung (Schübis Brandenburg) 

2 Themengebiet: B 9 

3 Titel / Überschrift: Antrag für die Verfügbarkeit von Stundeninhalten in der 

4 Oberstufe vorher und nachher 

5 

6 Zur Weiterleitung an  SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion, 

7 Landesministerium für 5 Bildung, Jugend und Sport, AfB, Landesschülerrat. 

8 

9 

10 
 

11 

12 Antragstext: 

13 

14 Wir,  die  Jusos  Brandenburg,  fordern  eine  Verfügbarkeit  der  geplanten  Inhalte einer 

15 Unterrichtsstunde der Oberstufe im Vorfeld und von den im Unterricht genutzten Medien 

16 im Nachhinein. Die Verfügbarkeit sollte auf elektronischem Wege erfolgen. Dafür kann 

17 eine staatliche Plattform für die Schulen eingerichtet werden. Die Schulen sollen während 

18 der Einrichtungsphase ein für alle Schüler*innen und Lehrer*innen geltendes   Regelwerk 

19 für die Nutzung der Plattform entwerfen. Dabei müssen beide Statusgruppen gleichrangig 

20 beteiligt werden. 

21 

22 Antragsbegründung: 

23 

24 Die  Entwicklung  im  Bereich  der  modernen  Medien  ist  enorm.  Dadurch     entstehen 

25 zahlreiche neue Möglichkeiten. Es gibt viele Konzepte, wie sich die Digitalisierung von 

26 Schulen positiv auf das Lernergebnis auswirken kann. In Staaten wie den USA und Malaysia 

27 wurden  bereits  zahlreiche  Schulen  mit  elektronischen  Konzepten  ausgestattet.     Die 

28 Auswirkungen auf die Qualität der Ergebnisse waren durchweg positiv. Desweiteren ist 

29 jede*r  Schüler*in  durch  die  praktische  Erfahrung  in  der  Schule  mit       zureichender 

30 Medienkompetenz  ausgestattet.  Wir sind  der  Auffassung,  dass  die Digitalisierung  an 

31 deutschen Schulen verstärkt integriert werden muss. 
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1 Bisher gibt es in Deutschland nur wenige Schulen, zumeist Privatschulen, welche jedem*r 

2 Schüler*in ein eigenes Gerät anbieten können. Das wird aus Kostengründen in naher 

3 Zukunft leider nicht für die breite Masse verfügbar sein. Dennoch sollten wir uns langfristig 

4 in diese Richtung bewegen. 

5 Für viele, vorwiegend junge Lehrer*innen, ist der Einsatz moderner Medien bereits Alltag. 

6 Sie geben ihren Schüler*innen die Möglichkeit sich auf den Unterricht vorzubereiten,   in 

7 dem sie im Vorfeld die Themen der nächsten Stunde veröffentlichen. Desweiteren gibt es 

8 ein breites Angebot von Plattformen (zb Moodle), welche die Möglichkeit offerieren nach 

9 der Stunde Tafelbilder und andere Inhalte verfügbar zu machen, um den    Schüler*innen 

10 eine einfache Methode zu geben, die Themen der Stunde noch einmal zu rekapitulieren. 

11 Diese Maßnahmen sind ohne großen monetären und zeitlichen Aufwand zu realisieren 

12 und wirken sich positiv auf die Leistungen der Schüler*innen aus. Nichtsdestotrotz gibt es 

13 eine Vielzahl von Lehrern, die sich vor diesen Möglichkeiten verschließen. 

14 

15 Wir fordern deshalb, dass alle Lehrer*innen ihre Unterrichtsinhalte auf diesem Wege 

16 verfügbar  machen,  um  jedes  Fach  auf  diesem  Wege  zu  modernisieren.  Eine solche 

17 Weisung ist nicht nur kostengünstig, sie würde auch die Lernfähigkeit und Leistung jedes*r 

18 einzelnen  Schüler*in  signifikant  verbessern  und  zugleich  einen  beiderseitigen Anreiz 

19 darstellen, sich Medienkompetenzen an zueignen. 

20 
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1 Antragsteller: LAK Bildung (Schübis Brandenburg) 

2 Themengebiet: B 10 

3 Titel / Überschrift: Kostengünstige Vereinsmitgliedschaft für Flüchtlinge und 

4 Einkommensschwache 

5 

6 Zur Weiterleitung an  SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion, 

7 Landesministerium für 5 Bildung, Jugend und Sport, Juso-Bundeskongress, 

8 Landessportbund, Sportjugend 6 Brandenburg. 

9 

10 

11 
 

12 

13 Antragstext: 

14 

15 Wir,  die  Jusos-Brandenburg  fordern,  dass  Flüchtlinge  und  ökonomisch      Schwache, 

16 insbesondere   Kinder   und   Jugendliche,   in   unseren   zahlreichen brandenburgischen 

17 Vereinen kostengünstig partizipieren können. Hierbei ist jeder gemeinnützige Verein, 

18 gleich ob sportlicher, sozialer, kultureller, politischer oder sonstiger Richtung inbegriffen. 

19 Der vom Vereinsmitglied zu tragende Anteil soll nicht mehr als 20% der Gesamtkosten 

20 und maximal 50 € pro Jahr betragen. Entstehende Unkosten können als 

21 Integrationsleistung steuerlich abgesetzt werden. Der Restbetrag kann beim Land geltend 

22 gemacht werden. 

23 

24 Antragsbegründung: 

25 

26 In der aktuellen Situation ist Integration das Gebot der Stunde. Jetzt gerade leben hier 

27 etwa eine halbe Million Menschen unter dem Status Asyl, subsidiärem Schutz oder   dem 

28 der Duldung. Öffentlich werden diese Menschen zu Flüchtlingen verallgemeinert. Was 

29 jedoch oft als gesellschaftliche Last bezeichnet wird, ist angesichts des    demografisches 

30 Wandels  und  eines  Fachkräftemangels  eine  große  Chance  für  die     Bundesrepublik 

31 Deutschland und für Europa. 
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1 Einen Menschen anderer Kultur effektiv in unsere Gesellschaft zu integrieren, kann auf 

2 viele Arten und Wege geschehen. Ein Weg ist der über den Sport. Sport verbindet die 

3 Menschen aller Kulturen und ist in seinen Prinzipien fair. Jedoch sind Mitgliedschaften und 

4 Sportgeräte oft teuer. Von 160 Euro “Taschengeld” im Monat kann niemand eine teure 

5 Vereinsgebühr oder gar Fußballschuhe oder Tennisschläger bezahlen. 

6 Des Weiteren sollte jedoch nicht vergessen werden, dass es auch unter Staatsbürger*innen 

7 viele  Menschen  gibt,  die  zu  wenig  Geld  haben  um  am  gesellschaftlichen  Leben zu 

8 partizipieren. Auch diesen Menschen soll die Möglichkeit gegeben werden, mit geringen 

9 Aufwendungen in Vereine einzutreten und sich zu engagieren. Engagement sei so   auch 

10 hier der Schlüssel, um das Gros derer in die Gesellschaft zu integrieren, die sonst aus 

11 finanziellen Gründen nicht die Möglichkeit dafür hätten. 

12 

13 Um  diese  monetäre  Barriere  zu  überwinden,  sollten  die  Menschen     Unterstützung 

14 bekommen. Jedoch ist diese Last nicht von den oft klammen Vereinen zu schultern. An 

15 diesem Punkt müssen die finanziellen Kräfte der Gesellschaft mobilisiert und   gebündelt 

16 werden, für ein offeneres und toleranteres Brandenburg, Deutschland und  Europa.    Die 

17 vom Verein bezuschusste Quote kann dieser selbst wählen, jedoch darf der absolute 

18 Betrag, den das genannte Vereinsmitglied stemmen muss, nicht 20% bzw. nicht 50 € pro 

19 Jahr übersteigen. 

20 
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1 Antragsteller:  LAK Bildung (Schübis Brandenburg) 

2 Themengebiet: B 11 

3 Titel / Überschrift: Antrag zur Abschaffung der Noten für das Arbeits- und 

4 Sozialverhalten 

5 

6 Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion, 

7 Landesministerium für Bildung, Jugend und Sport, AfB, Landesschülerrat. 

8 

9 

10 
 

11 

12 Antragstext: 

13 

14 Die Landesdelegiertenkonferenz 2016 möge beschließen: 

15 Die Jusos Brandenburg setzen sich für die Abschaffung der Noten für das Arbeits- und 

16 Sozialverhalten ein. Stattdessen soll ein alternatives und differenziertes Beurteilungssytem 

17 für Schüler*innen in der Primar- und Sekundarstufe eingeführt werden, bei dem auch auf 

18 das Potenzial des*der Schüler*in eingegangen werden soll. 

19 

20 Antragsbegründung: 

21 

22 Das Beurteilungssystem, das antiquiert und nicht objektiv ist und sich nicht demokratisch 

23 gestaltet, bietet keinen Anhaltspunkt für die Beurteilungen der Schüler*innen. Es wird nicht 

24 beachtet, in welchem Entwicklungsstand, sozial und emotional, sich die*der Schüler*in 

25 befindet. Es wird in einem intransparenten Verfahren festgelegt, welche Noten sie zum 

26 Ende ihrer Grundschulzeit bekommen. Dies ist für das persönliche Vorankommen der 

27 Schüler*innen  im  Leben  und  im  weiteren  Bildungsverlauf  nicht  förderlich,  da    viele 

28 Schüler*innen demotiviert werden. Um weiter engagiert zu lernen, ist es wichtig, mit allen 

29 Beteiligten (Schüler*innen, Eltern und dem Lehrpersonal) zum Ende der Schullaufbahn 

30 Gespräche zu führen. Das ist transparent und demokratisch, da so alle Seiten Gehör finden 

31 und wissen, wie und warum die Beurteilung zustande gekommen ist. 
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1 Antragsteller: LAK Bildung (Schübis Brandenburg) 

2 Themengebiet: B 12 

3 Titel / Überschrift: Kein Vetorecht der Lehrer*innenvertretung innerhalb der 

4 Schulkonferenz 

5 

6 Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion, Landesministerium 

7 für Bildung, Jugend und Sport, AfB. 

8 

9 

10 
 

11 

12 Antragstext: 

13 

14 Wir,  die  Jusos  Brandenburg,  beantragen  die  Änderung  folgender  Paragrafen     des 

15 brandenburgischen Schulgesetzes: 

16 

17 §91 “Aufgaben der Schulkonferenz” Absatz 2 Satz 1 

18 “Die Schulkonferenz entscheidet mit Zustimmung der Mehrheit der von der Konferenz der 

19 Lehrkräfte entsandten Mitglieder über...” 

20 

21 ändern in 

22 “Die Schulkonferenz entscheidet nach dem Mehrheitsprinzip unter    Gleichberechtigung 

23 aller ihrer Mitglieder über...” 

24 

25 §91 “Aufgaben der Schulkonferenz” Absatz 2 Satz 2 und 3 

26 “Stimmt die Mehrheit der von der Konferenz der Lehrkräfte entsandten Mitglieder der 

27 Schulkonferenz  einer  Beschlussfassung gemäß Satz  1  nicht  zu,  ist die  Konferenz  der 

28 Lehrkräfte zu beteiligen. In diesen Fällen kann die Schulkonferenz nicht gegen das Votum 

29 der Konferenz der Lehrkräfte entscheiden.” 

30 

31 ändern in 
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1 “Stimmt die Mehrheit der Mitglieder der Schulkonferenz einer Beschlussfassung nicht zu, 

2 ist diese abgelehnt. (Satz 3 entfällt, siehe Satz 2)” 

3 Antragsbegründung: 

4 

5 Es ist an der Zeit, diesen Paragrafen zu ändern. Die demografische Entwicklung hat sich in 

6 den letzten Jahren verstärkt auf die Lehrerschaft ausgewirkt. Mehr als die Hälfte der 

7 brandenburgischen Lehrer*innen sind 50 Jahre und älter. Währenddessen    beschleunigt 

8 sich die Entwicklung, insbesondere im Bereich der lernpsychologischen und 

9 lernstrategischen Forschung enorm. Das Ergebnis ist eine wachsende Diskrepanz zwischen 

10 der  progressiven  Theorie  und  der  eher  konservativen  Praxis  an   brandenburgischen 

11 Schulen. 

12 Dem gegenüber steht ein Schulgesetz, das der Schüler*innen-  und Elternvertretung    in 

13 banaleren Angelegenheiten (§91 Absatz 1) ein gleichberechtigtes Stimmrecht 

14 einräumt, jedoch bei schulspezifischen Reformen in der Stoffvermittlung (§91 Absatz 2) ihr 

15 legitimes Mandat aberkennt. Das muss sich ändern, um unser Bildungssystem auf den 

16 aktuellen Stand zu bringen und unseren Kindern eine respektable Bildung zu   offerieren, 

17 die sich mit der anderer Ländern messen kann. 

18 Wir haben aktuell 52 % Nichtwähler in Brandenburg. Überdurchschnittlich viele dieser 

19 “politisch  Verdrossenen”   sind  jünger  als  30  Jahre.  Es   ist  unsere  Aufgabe,       diese 

20 erschreckenden Zahlen zu ändern. 

21 Die Änderung dieses Paragrafen könnte mehr Schüler*innen und auch Eltern bewusst 

22 machen, dass man durch Engagement wichtige Dinge ändern und gestalten kann. Wenn 

23 wir es schaffen, mehr Menschen ein Bewusstsein für demokratisches Handel und die 

24 Bedeutung von politischer Partizipation zu geben, werden sich viele von ihnen stärker 

25 engagieren. 
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D – Demokratie, Inneres und Bürger*innengesellschaft 
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1 Antragsteller:  LAK Inneres 

2 Themengebiet: D 1 

3 Titel / Überschrift: „Flüchtlinge Willkommen! Jusos Brandenburg für eine 

4 Menschenwürdige Geflüchtetenpolitik und die Bekämpfung der weltweiten 

5 Fluchtursachen“ 
 

6 
 

7 

8 

9 
 

10 

11 Antragstext: 

12 

13 Vom Asylkompromiss bis zum Asylpaket - Historische Kontinuitäten 

14 bundesdeutscher Geflüchtetenpolitik 

15 

16 Immer wieder wird behauptet, dass Deutschland in Fragen der Flüchtlingspolitik vor  der 

17 größten  Herausforderung  überhaupt steht. Das ist nicht  ganz  richtig,  denn  nach dem 

18 Zusammenbruch des Ostblocks und den damit einhergehenden neuen Konflikte in der 

19 Welt stand Deutschland bereits Anfang der 90er Jahre schon einmal vor der Situation, die 

20 wir heute wieder erleben denn damals wurde eine ähnlich hohe Zahl an Asylanträgen 

21 gestellt. Auch die gesellschaftliche Debatte war von Angst und Hass gegen Flüchtlinge 

22 geprägt. Begriffe, wie "Flüchtlingsflut" oder "-welle" waren bis weit in die Mitte der 

23 Gesellschaft  verbreitet.  In  Hoyerswerda,  Mölln,  Rostock-Lichtenhagen  und    Solingen 

24 brannten die Flüchtlingsunterkünfte und Parteien wie die DVU oder die Republikaner 

25 erhielten zweistellige Ergebnisse bei Wahlen. 

26 

27 Dabei ist es fraglich, ob überhaupt wirklich so viele Menschen nach Deutschland  kamen. 

28 In diesem giftigen gesellschaftlichen Klima wurde am 06. Dezember 1992, mit dem   sog. 

29 Asylkompromiss vorgenommen, eine Grundgesetzänderung die für eine starke 

30 Aushöhlung   des   Grundrechts   auf   Asyl   in   Deutschland   sorgte.   Die   dafür nötige 
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1 Zweidrittelmehrheit  wurde  mit  Hilfe  der  SPD-Opposition  erreicht,    Gutscheinsystem, 

2 Residenzpflicht und Arbeitsverbot waren die Folge. 

3 

4 Hinzu  kamen  die  Dublin  Verordnungen,  die  bis  heute  den  Grundsatz   Europäischer 

5 Geflüchtetenpolitik  bildeten.  Sie  sehen  im  Kern  vor,  dass  Flüchtlinge  nur  dort einen 

6 Asylantrag stellen können, wo sie auch zuerst europäischen Boden betreten. Dies  führte 

7 zu massiven Belastungen der Staaten, die an den Südgrenzen der EU liegen. Besonders in 

8 Griechenland, Spanien und Italien wurde die Lage der Geflüchteten äußerst prekär. Diese 

9 Staaten schützten sich mit scharfen Einreisebestimmungen,     was  Schlepperkriminalität 

10 bereits damals stark begünstigte. 

11 

12 Deutschland und andere EU-Staaten im Norden konnten sich auf diese Gesetzeslage 

13 ausruhen und mussten weit weniger Verantwortung übernehmen als die ohnehin  schon 

14 gebeutelten  Staaten  des europäischen Südens.  Frontex,  Grenzzäune und  militärischer 

15 Einsatz gegen Fluchtboote setzten dieser Politik noch die Krone auf. Die Bilder an der 

16 Mazedonischen Grenze dieser Tage sind für uns das reinste Grauen! Namhafte NGO‘s wie 

17 Amnesty  International,  Pro  Asyl  oder  der  Hohe  Flüchtlingskommissar  der  Vereinten 

18 Nationen  kritisierten  die  europäische  Asylpolitik  nicht  als  Politik  für Schutzsuchende 

19 sondern als Politik zur Abschottung gegen Geflüchtete. Wir sehen es als guten Schritt an, 

20 dass   die   Kanzlerin   diese   Zustände  zeitweise   aussetzte   und  somit  den   Weg  für 

21 Hunderttausende frei machte, nach Deutschland zu kommen. Diese Menschen würden 

22 sich  zu  Millionen  in  den  südlichen  EU-Staaten  stauen.  Das  wäre  eine     humanitäre 

23 Katastrophe  gewesen  und  hätte  die  Beziehungen  innerhalb  der  EU  stark    belastet. 

24 Trotzdem  ist  die  Regierung  unter  Angela  Merkel  für  nunmehr  zwei  Asylpakete 

25 verantwortlich,  die  sich  nahtlos  in  diese  Abschottungs-  und  Vergraulungspolitik der 

26 vergangen Jahrzehnte einfügt. 

27 

28 Asylpakete einpacken und zurück schicken: menschenunwürdig und 

29 integrationshemmend 

30 
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1 Unter dem Hashtag #nichtinmeinemNamen haben viele Tausend Menschen bereits gegen 

2 das erste Asylpaket protestiert, das Ende 2015 auch von der SPD beschlossen wurde. Neue 

3 Verschärfungen und weitere Hindernisse wurden bereits durch dieses erste Asylpaket 

4 eingeführt, um Menschen von der Flucht und der Einreise in Deutschland abzuhalten. Vor 

5 allem das Festhalten am Konzept der sicheren Herkunftsstaaten und dessen  Ausweitung 

6 lehnen wir ab. Geflüchtete, die aus diesen Staaten kommen, werden von vornherein 

7 legitime  Fluchtgründe  abgesprochen.  Unserer  Ansicht  nach  muss  jeder   Geflüchtete 

8 individuell behandelt werden, egal aus welchen Gründen oder aus welchem Land sie oder 

9 er geflohen sind. Zudem erscheint die Einstufung von neuen Staaten als "sicher" völlig 

10 willkürlich. Nur, dass ein Land für viele sicher ist, heißt nicht, dass trotzdem einige Gruppen 

11 (wie Sinti und Roma) dort nicht doch unsicher leben. Auch die Einstufung des Kosovo als 

12 sicheres Herkunftsland kritisieren wir. Wir wissen, dass die Verwaltungen personell  nicht 

13 genügend ausgestattet sind, um ein faires und schnelles Verfahren für alle   Geflüchteten 

14 durchzuführen. Für uns liegt die Lösung aber nicht in der Einschränkung des Rechts   auf 

15 Asyl und der weiteren Deklarierung angeblich sicherer Herkunftsstatten, sondern in   der 

16 Einstellung von mehr Personal. 

17 

18 Auch   gegen   das   neue   Asylpaket   II   hatte   sich   breiter   Widerstand angekündigt: 

19 flüchtlingspolitische Verbände und Willkommensinitaitiven kritisieren die neuen 

20 Regelungen zu Recht als Konjunkturpaket für Schlepperbanden. Auch zahlreiche SPD- 

21 Gliederungen und Jusos lehnten die Regelungen ab. Im Asylpaket II sind weitere  sichere 

22 Herkunftsländer hinzugekommen, darunter Länder, in denen es Kriegsgebiete gibt,    wie 

23 Marokko. Vor allem stört uns die Aussetzung des Familiennachzuges für Flüchtlinge  mit 

24 sogenanntem subsidiärem Schutz. Darunter sind auch zahlreiche Syrerinnen und Syrer, die 

25 gezwungen sind, ihre Familienmitglieder im Krieg oder in katastrophalen 

26 Flüchtlingscamps zurück zu lassen. Es betrifft sogar Kinder, die ihre Eltern nicht nachholen 

27 dürfen, was für diese eine nicht einzuschätzende psychische Belastung darstellt. Der 

28 eingeschränkte Familiennachzug bringt noch mehr Geflüchtete auf gefährliche Routen 

29 und in die Hände illegal operierender Schlepperbanden. Beschleunigte Asylverfahren mit 

30 nur einer Woche Bearbeitungsdauer lassen für viele Geflüchtete kein faires Asylverfahren 

31 mehr zu. Hier sind v.a. Geflüchtete ohne Pass betroffen. Dass Geflüchtete keine    Papiere 
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1 haben, ist angesichts ihrer Situation normal und kommt sehr häufig vor. Es besteht die 

2 Gefahr, dass zahlreiche Menschen trotz hinreichend bestehender Fluchtgründe aufgrund 

3 dieser Schnellverfahren ohne ordentliche Prüfung zurück geschoben werden und damit in 

4 Lebensgefahr gebracht werden. Jeder Einzelfall zählt und sollte bei der Prüfung  Gewicht 

5 haben! Auch verschärfte Regelungen zur Residenzpflicht in sog. Einreisezentren    lehnen 

6 wir ab, da eine Residenzpflicht aus unserer Sicht integrationshemmend ist. Die geplanten 

7 10€ Eigenbeteiligung, die Geflüchtete für die Integrationskurse aufbringen müssen, setzt 

8 dem nur noch die Krone auf. 

9 

10 Willkommenskultur leben 

11 

12 Viele von uns engagierten sich für Flüchtlinge auch dann, als Geflüchtetenpolitik Mitte der 

13 2000er Jahre wieder ein Nischenthema in den Medien war. Sie kämpften gegen schlechte 

14 Unterkünfte,  Gutscheine,  Residenzpflicht  und  Abschiebeknäste.  Seit  dem  Arabischen 

15 Frühling, der Finanz- und der Eurokrise steigen die Flüchtlingszahlen seit 2011 wieder an. 

16 Im Jahr 2015 waren es fast eine Million, mehr als doppelt so viele wie im Jahr des 

17 Asylkompromisses 1992. 

18 

19 Es kamen viele neue Menschen dazu, die sich in den behelfsmäßigen 

20 Aufnahmeeinrichtungen   engagieren   und   sich   für   Geflüchtete   einsetzten.    Dieses 

21 Engagement erhielt auch erstmals einen Namen: Willkommenskultur. Ob es Spracherwerb 

22 ist oder der Kontakt zu Einheimischen, die Einrichtung einer Kleiderkammer oder die 

23 Begleitung zum Amt: die Ehrenamtlichen sind in den unterschiedlichsten Gebieten für 

24 Geflüchtete aktiv. 

25 

26 Wir  glauben,  dass  der  Staat  an  der  Aufgabe,  die  Menschen  aufzunehmen  und   zu 

27 integrieren scheitern würde, wenn diese ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer nicht 

28 wären. Dennoch darf es nicht sein, dass Ehrenamt immer stärker zum Hauptamt wird und 

29 dass notwendige staatliche Leistungen auf die Schultern von Freiwilligen ausgelagert 

30 werden. Es geht nicht, dass Ehrenamtliche wichtige Aufgaben wie Spracherwerb und 

31 Integration in Eigenregie ableisten, weil staatliche Angebote nicht ausreichend vorhanden 
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1 sind. Oft sind Ehrenamtliche überfordert und resignieren, an manchen Stellen brechen sie 

2 zusammen, weil sie von den Schicksalen und den Geschichten so mancher Flüchtlinge zu 

3 sehr psychisch belastet werden. Wir sagen, dass staatliche Aufgaben nicht auf Kosten der 

4 Ehrenamtlichen in den Willkommensinitiativen geleistet werden dürfen. Die 

5 Willkommenskultur des Jahres 2015 ist trotz alledem sehr viel selbstbewusster als die 

6 Anfang der 90er Jahre. 

7 

8 Für die Ehrenamtlichen sind Asylpakete und Abschottungspolitik ein Schlag ins   Gesicht, 

9 denn wie die Regelungen des Asylkompromisses werden sich diese als hinderlich für  die 

10 Integration  der  Menschen  und  damit  hinderlich  für  die  Arbeit  der    Ehrenamtlichen 

11 erweisen. Viele Ehrenamtliche werden deshalb nachhaltig politisch aktiv. Sie gehen für die 

12 Rechte Geflüchteter auf die Straße bzw. machen sie für sie Lobbyarbeit im Parlament. Viele 

13 stellen sich auf Demonstrationen und auf Bürgerversammlungen mutig den rassistischen 

14 Lügen entgegen und riskieren dabei ihre guten Beziehungen in der Nachbarschaft. Sie 

15 erlangen so neues Selbstvertrauen in ihre persönliche politische Gestaltungsmacht    und 

16 treten auch gegenüber Parteien selbstbewusster auf. Willkommensinitiativen wandeln sich 

17 mancherorts zu politischen Akteuren mit einflussreichen Protagonisten. Neue Medien 

18 helfen bei der Organisation und bei der Artikulation von Forderungen an die Politik. 

19 Manche planen Kandidaturen für die nächste Kommunalwahl, manche gehen andere 

20 Politikfelder,  wie  die  nachhaltige  Gestaltung  ihrer  Kommunen,  Verkehrswege     oder 

21 Bildungseinrichtungen auch für Einheimische an. Profitieren können 

22 Willkommensinitiativen  dabei  von  ihrem  direktdemokratischen  und  basisorientierten 

23 Charakter. Wir begrüßen diese Entwicklung, da sie zur Vielfalt der politischen Landschaft 

24 positiv beiträgt und neuen Wind in unsere Kommunen bringt. 

25 Sozialdemokratinnen und  Sozialdemokraten müssen in diesen Organisationen    präsent 

26 sein und sie unterstützen. Wir stellen uns gemeinsam mit ihnen auf die Straße und zeigen 

27 Gesicht gegen Hetze und Rassismus von Rechts. 

28 Wir werden außerdem eine sozialdemokratische Geflüchtetenorganisation in 

29 Brandenburg anschieben und versuchen, den Flüchtlingen in Brandenburg und in der SPD 

30 eine Stimme zu geben. 

31 Wirtschaftliche Fluchtgründe anerkennen 
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1 

2 Wir  lehnen  die  anhaltende  Trennung  zwischen  Kriegs-  und    Wirtschaftsflüchtlingen 

3 vehement  ab, da  diese Unterscheidung  Armut, schlechte  Gesundheitsversorgung  und 

4 Obdachlosigkeit  als  Fluchtgründe  delegitimiert,  Chancenungleichheit  schafft  und zur 

5 größeren sozialen Spaltung in Europa und der ganzen Welt führt. 

6 

7 Trotzdem  ist  der  Begriff,  der  bis  weit  in  die  Politische  Linke  vorgedrungen,      zum 

8 Mainstream  geworden,  um  Menschen,  die  vor  Krieg  und  Gewalt  geflohen  sind, von 

9 anderen Menschen abzugrenzen, die “nur” aus wirtschaftlichen Gründen fliehen. Niemand 

10 flieht freiwillig oder nur aus Habgier und Bequemlichkeit. Wirtschaftliche Gründe müssen 

11 als  legitime  Fluchtgründe  angesehen  werden.  Menschen  die  vor  Hunger,  Durst und 

12 Obdachlosigkeit fliehen, müssen in reicheren Ländern die Chance auf ein besseres Leben 

13 bekommen können. Damit jetzt nicht Millionen Arme nach Europa fliehen, müssen in den 

14 Heimatländern mit Hilfe von Sofortprogrammen wirtschaftliche Bedingungen geschaffen 

15 werden, die Flucht unnötig macht. 

16 

17 Integration, Wohnen, Teilhabe 

18 

19 Wir wissen, dass uns die Integration der vielen Menschen vor große  Herausforderungen 

20 stellt. Aber wir glauben, dass diese Herausforderungen zu schaffen sind. Wir brauchen nun 

21 endlich  Investitionen  in  Bildung,  insbesondere  in  die  Angleichung  von  Schul-    und 

22 Berufsabschlüsse und in den sozialen Wohnungsbau. Nicht nur Flüchtlinge würden davon 

23 profitieren  sondern  auch  Deutsche.  Wir  brauchen  auch  Unterstützung  für  die vielen 

24 ehrenamtlichen Willkommensinitiativen und wir brauchen einen Masterplan, um dies   in 

25 kürzester Zeit alles umzusetzen. Derzeit sehen wir diesen weder bei der Politik, noch  bei 

26 der Verwaltung. Hierzu ist auch das Land in der Pflicht. Mit dem  Landesaufnahmegesetz 

27 ist dazu ein erster richtiger Schritt getan. Auf Landesebene kann aber noch viel mehr 

28 passieren, ein „Bündnis für Brandenburg“ mit bunten Flyern wird allein nicht reichen. 

29 Insbesondere kann das Land seine Ermessensspielräume im Hinblick auf die 

30 Einschränkungen der Bewegungsfreiheit der Geflüchteten in Erstaufnahmeeinrichtungen 

31 und im Hinblick auf die Unterbringungssituation geltend machen. Wir wollen so viele 
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1 Geflüchtete wie möglich in Wohnungen unterbringen und sie so kurz wie möglich in der 

2 Erstaufnahme sowie in Sammelunterkünfte lassen. Sammelunterkünfte sind in unseren 

3 Augen ungeeignet für die Integration von geflüchteten Menschen und wirken in manchen 

4 Fällen retraumatisierend und befördern rassistische Ressentiments und Ängste in der 

5 unmittelbaren  Nachbarschaft.  Außerdem  ist  Wohnungsunterbringung  in  den meisten 

6 Fällen kostengünstiger. Es müssen auch vernünftige Bildungschancen geschaffen werden. 

7 Integration  gelingt  aus  unserer  Sicht  nur  wenn  die  Geflüchteten  Perspektiven       in 

8 Deutschland  haben. Geflüchtete   müssen   darüber   hinaus   adäquaten   Zugang zu 

9 Gesundheitsversorgung   und   zu   unabhängiger   Beratung   erhalten.   In   Bezug    auf 

10 Unterbringung und Teilhabe Geflüchteter müssen Willkommensinitiativen und Initiativen 

11 Geflüchteter besser in politische Prozesse einbezogen werden, wie es manche Landkreise 

12 bereits jetzt schon machen. Dolmetscher*innen und Sprachkurse müssen kostenfrei sein. 

13 Ein Landesprogramm für Deutschunterricht muss gestartet werden, um den großen Bedarf 

14 zu  decken  und  um  ehrenamtliche  Sprachmittler*innen  zu  entlasten.  Landkreise  und 

15 Kommunen dürfen darüber hinaus auch nicht mit den Kosten alleine gelassen werden. Die 

16 Kosten für Unterbringung und Integration müssen den Kommunen erstattet werden, denn 

17 diese haben keinen Einfluss auf die Geflüchtetenzahlen, da sie im Gegensatz zum Staat 

18 keine Fluchtursachen bekämpfen können. 

19 

20 Fluchtursachen bekämpfen 

21 

22 Neben all diesen Maßnahmen, die auf eine Lösung der Probleme innerhalb des    Staates 

23 oder innerhalb der Europäischen Union abzielen, wird uns zu wenig über die eigentlichen 

24 Ursachen für Flucht und Vertreibung geredet. Wir sehen diese in erster Linie darin,   dass 

25 Ressourcen und Chancen extrem ungerecht in der Welt verteilt sind. Trotz Erfolge in den 

26 letzten  Jahrzehnten  herrscht  in  weiten  Teilen  der  Erde  nach  wie  vor  Armut      und 

27 Perspektivlosigkeit. Diese Armut geht oft einher mit schlechter Gesundheit,    Kriminalität 

28 und schlechten Bildungschancen, was ein schwer zu durchbrechender Armutskreislauf für 

29 viele dieser Menschen darstellt. Weiterhin sind die Folgen des Klimawandels in vielen 

30 Regionen der Welt schwer zu spüren: Dürren und Hungersnöte in Afrika, 

31 Überschwemmungen und Stürme werden immer mehr zu Fluchtursachen weltweit.    Die 
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1 Verantwortung für den Klimawandel liegt aber zu großen Teilen bei den sog.  westlichen 

2 Ländern. 

3 

4 Krisen, Kriege, lokaler Despotismus und Korruption kommen noch hinzu. In vielen Ländern 

5 der Dritten Welt sind Menschenrechtsverletzungen alltäglich. Die Anhängerschaft an eine 

6 bestimmte  politische  Richtung,  einer  Religion  oder  auch  Homosexualität  sowie   die 

7 Mitgliedschaft zu einer Minderheit bergen für viele Menschen ein hohes Risiko. 

8 

9 Wir stellen daher folgende Forderungen: 

10 I. Waffenexporte aus Deutschland in (potentielle) Krisengebiete müssen gestoppt 

11 werden. 

12 

13 II.   Die Einrichtungen der UNO müssen mit allen erforderlichen Mitteln ausgestattet 

14 werden, um eine Flüchtlingsbetreuung auch in der Nähe der Fluchtländer sicher 

15 zu stellen. 

16 

17 III.  Die  Ausgaben   für   Entwicklungshilfe   muss   auf   mindestens   0,7%  des BIP 

18 festgeschrieben   werden.   Entwicklungspolitik   muss   dabei,   wie   auf   dem 

19 Bundeskongress der Jusos 2015 beschlossen, neu gedacht werden. 

20 

21 IV. Es müssen mehr Anstrengungen unternommen werden, um die Folgen des 

22 Klimawandels abzufedern. 

23 

24 V.   Faire  Handels-  und  Wirtschaftsbeziehungen  mit  Schwellenländern  und  mit 

25 Ländern der sog. Dritten Welt müssen etabliert werden. 

26 

27 VI.  Korruption,  Despotismus  und  Menschenrechtsverletzungen  muss    wirksam, 

28 jedoch in erster Linie mit gewaltfreien Mitteln, begegnet werden. 

29  

30 Flucht ist kein Verbrechen! 

30 
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1 Europa braucht darüber hinaus sichere und legale Fluchtwege, statt einer 

2 Abschottungspolitik mit Zäunen und dem Abdrängen von Booten, welche für den Tod von 

3 vielen  Menschen  gesorgt  hat.  Zudem  sorgen  diese  Barrieren  für  einen regelrechten 

4 Aufschwung der Schlepperbanden. Nur legalisierte Fluchtrouten, an deren Enden ein 

5 ordnungsgemäßes und faires Verfahren steht, kann Schlepperkriminalität wirksam im 

6 Zaum halten. 

7 

8 Sozialdemokraten, die in ihrer Geschichte mehr als oft selber von Flucht und  Verfolgung 

9 betroffen waren, dürfen Gesetzen nicht ihre Stimme geben, die allein auf das Vergraulen 

10 von Geflüchteten abzielen. Wir wollen keine Große Koalition, die rassistischen Argumenten 

11 nachgibt, die in Deutschland überall hochkochen, auch wenn uns das voraussichtlich viele 

12 Wählerstimmen kosten wird. Sozialdemokraten dürfen sich nicht, wie die Union, davon 

13 treiben  lassen.  Deutschland  hat  sich  verändert.  Trotz  des  Rassismus  den  wir überall 

14 erleben, gibt es viele Menschen, die helfen und sich in der Willkommenskultur engagieren. 

15 Diese   Menschen  haben  erkannt,   dass  wir  es   mit  nicht  mit   Kostenfaktoren     und 

16 Sicherheitsrisiken zu tun haben sondern mit Menschen und dass wir die Zuwanderung als 

17 Chance begreifen sollten. Eine Chance könnte sein den demografischen Wandel, wenn 

18 auch nicht ganz, aber allemal ein wenig einzudämmen. Das Problem der Demografie wird 

19 in  den  nächsten  Jahren  und  Jahrzehnten  noch  ein  weitaus  größeres  als  das jetzige 

20 "Flüchtlingsproblem".  Nehmen  wir  diese Chance  in die  Hand  und integrieren  die hier 

21 ankommenden, meist auch sehr gut ausgebildeten Menschen. So werden sich für   beide 

22 Seiten in Zukunft positive Effekte ergeben. 

23 

24 Wir fürchten uns jetzt schon vor dem, was kommt: Im Jahr 2016 wird ernsthaft wieder über 

25 Mindestlohnlockerungen  für  Geflüchtete,  Transitzonen  und  Zäune  diskutiert,  die um 

26 Deutschland  herum  gebaut  werden  sollen.  Es  wird  sogar  über  Obergrenzen      und 

27 Schießbefehl geredet, nicht nur von der AfD! SPD-Politiker*innen müssen wegen Letzterer, 

28 angesichts ihrer eigenen Erfahrungen, einen lauten Aufschrei ausstoßen! 

29 
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1 Brandenburg, Deutschland und Europa gehören zu den reichsten Regionen der Welt.  Es 

2 ist daher nur menschlich, sich nicht von denen abzuschotten, die ebenfalls nur Frieden 

3 und Wohlstand suchen. Es ist genug für alle da! 

4 
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1 Antragsteller: UB P 

2 Themengebiet: D 2 

3 Titel / Überschrift: Polizeibeauftragter/Polizeibeauftragte für Brandenburg! 

4 

5 Zur Weiterleitung an: Landesparteitag der SPD-Brandenburg, die Landtagsfraktion 

6 der SPD-Brandenburg. 
 

7 

8 
 

9 

10 Antragstext: 

11 

12 Die LDK möge beschließen: 

13 Wir fordern die Landesregierung auf, nach dem Vorbild Rheinland-Pfalzs in Brandenburg 

14 die Position einer/eines Polizeibeauftragten zu schaffen und beim Landtag   anzusiedeln. 

15 Diese/Dieser  soll  als  Anlauf-,   Vermittlungs-   und  Beschwerdestelle  für  Bürger    und 

16 Polizeibeamte diesen. 

17 Die/Der Polizeibeauftragte soll einen jährlichen Monitoring-Bericht erstellen und dem 

18 Landtag sowie der Öffentlichkeit zur Verfügung stellen. 

19 

20 Antragsbegründung: 

21 

22 Polizistinnen   und   Polizisten   leisten   eine   unvorstellbar   wichtige   Arbeit   für unser 

23 Gemeinwesen. Dafür sind sie mit erheblichen Rechten und Vollmachten ausgestattet. 

24 Dadurch soll es möglich werden, mögliche Missstände und Fehler einer unabhängigen 

25 Stelle melden zu können, ohne etwa berufliche Nachteile oder andere Sanktionen fürchten 

26 zu müssen.Der allergrößte Teil der Beamten wird dem dadurch geleisteten 

27 Vertrauensvorschuss gerecht. Allerdings gibt es im Land bisher keine unabhängige Stelle 

28 außerhalb des Justizwesens, die als Kontrollorgan für die Fälle dienen kann, in denen   es 

29 dennoch mögliche Verstöße gegen Regeln und Gesetze innerhalb der Polizei gibt. 

30 

D 2 x angenommen  

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ überwiesen an    
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1 Deshalb ist es schon lange an der Zeit, eine solche Stelle zu schaffen, die sich unabhängig 

2 mit möglichen Problemen und Verstößen in der Polizeiarbeit, aber auch etwa mit den 

3 Arbeitsbedingungen der Polizistinnen und Polizisten, beschäftigen kann. Viele  westliche 

4 Länder kennen solche Kontrollinstanzen bereits - Deutschland und auch Brandenburg sind 

5 hier Schlusslichter. 

6 

7 Rheinland-Pfalz hat sich dieser Problematik jetzt angenommen und das Amt eines Landes- 

8 Polizeibeauftragten geschaffen. Brandenburg sollte sich diesem Vorbild anschließen. 

9 

10 Weitere Informationen dazu findet ihr z.B. hier: 

11 http://www.spiegel.de/politik/deutschland/polizei-gruene-fordern-polizeibeauftragten- 

12 fuer-den-bund-a-1077932.html 

13 

14 

http://www.spiegel.de/politik/deutschland/polizei-gruene-fordern-polizeibeauftragten-fuer-den-bund-a-1077932.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/polizei-gruene-fordern-polizeibeauftragten-fuer-den-bund-a-1077932.html
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1 Antragsteller:  UB FF/O 

2 Themengebiet: D 3 

3 Titel / Überschrift: Extrem rechte Strukturen konsequent aufklären und erneute 

4 Radikalisierung verhindern! 

5 

6 Zur Weiterleitung an: Landesparteitag der SPD, Landtagsfraktion der SPD 

7 Brandenburg, Innenminister des Landes Brandenburg Karl-Heinz Schröter. 
 

8 

9 

10 
 

11 

12 Antragstext: 

13 

14 Die JUSOS Brandenburg begrüßen den Willen der SPD Brandenburg zur Aufklärung  des 

15 Wirkens des „NSU“ in Brandenburg und die Parteitagsbeschlüsse vom November letzten 

16 Jahres  zur  Aktenweiterleitung  in  die  verschiedenen  Verfahren  zum  „NSU“  und    die 

17 Förderung  und   Forderung   einer   wissenschaftlichen   und   öffentlichen   Debatte zur 

18 Aufarbeitung rechter Gewalt in Brandenburg. 

19 Um dieses Ziel zu erreichen und die Evaluation und Umsetzung der 

20 Handlungsempfehlungen für das Land Brandenburg im Angesicht der neuesten Zunahme 

21 der rechten und rassistische Gewalt weitervoranzubringen, erscheint es uns   unerlässlich 

22 alle Fragen rund um den rechtsterroristischen „NSU“, das ihm umgebende Netzwerk 

23 extremer  Rechten  und  ihre  Verbindungen  nach  Brandenburg,  aber  auch   mögliches 

24 Fehlverhalten  Brandenburger  Sicherheitsbehörden  zu  beleuchten  und   konsequenter 

25 aufzuklären. 

26 Daher   fordern   die   JUSOS   Brandenburg   die   Einsetzung   eines   parlamentarischen 

27 Untersuchungsausschusses in Brandenburg, welcher bestmöglich die genannten 

28 Anforderungen erfüllen kann. Nur so können wir a) größtmögliche Klarheit über die 

29 damaligen Vorgänge erhalten und die offenen Fragen aus den Verfahren klären, b) diese 

30 Erkenntnisse  in  geeigneter  Form  und  größtmöglicher  Offenheit  der      Öffentlichkeit 

D 3 ʆ angenommen ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ abgelehnt ʆ überwiesen an    

x zurückgezogen  
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1 zugänglich machen und c) aus den Erkenntnissen für Brandenburg spezifische   Schlüsse 

2 ziehen. 

3 Wir haben eine lange und gute Tradition der Bekämpfung des Rechtsextremismus in 

4 Brandenburg. Setzen wir diese mit der Aufarbeitung des „NSU“ in Brandenburg fort! 

5 

6 Der Landesvorstand wird hierfür beauftragt, zusammen mit inner- und außerparteilichen 

7 Interessiert*innen und Partner*innen sich zu vernetzen, um mit ihnen die    bestmögliche 

8 Umsetzung zu eruieren und zu verfolgen. 

9 

10 Antragsbegründung: 

11 

12 In  der  ausgiebigen  Beschäftigung  mit  Rechtsterrorismus  und  im  speziellen  mit  der 

13 rechtsterroristischen Vereinigung „Nationalsozialistischer Untergrund“ (NSU), im Rahmen 

14 des NSU Prozesses am OLG München, wird immer klarer, dass neben der verbrecherischen 

15 Ideologie  der  rechten  Szene,  auch  die  Politik  der  Bundesrepublik  Deutschland  eine 

16 Mitschuld an den Verbrechen des NSU im Besonderen, aber auch allgemein der extremen 

17 Rechten Deutschlands, trifft. 

18 „Umfassende, lückenlose Aufklärung“ und die Betroffenheit nach der Selbstenttarnung 

19 scheinen  Floskeln  geworden  sein.  Auch  wenn  Brandenburg  einiges  getan,  wie    die 

20 Überprüfung  aller  Gewalttaten   auf  rechtsextreme  Hintergründe  durch   das   Moses- 

21 Mendelssohn-Zentrum7, sträubt es sich doch die direkten Zusammenhänge zwischen 

22 Brandenburg und dem Netzwerk des NSU zu beleuchten. 

23 Argumentiert wird zumeist in Brandenburg, dass kein Bezug zwischen dem NSU, den 

24 Verbrechen und Brandenburg bestünde. Dies stimmt nicht. Zwar gab es in  Brandenburg 

25 kein bis jetzt bekanntes Verbrechen des NSU, jedoch stammt die Quelle „Piatto“, Carsten 

26 Sz. vom Brandenburger Verfassungsschutz. Neben den vielen Unregelmäßigkeiten in der 

27 Quellenführung und Quellenbeschaffung im Fall Piatto, die aus den Akten ersichtlich 

28 werden  und  auf  operative  Fehler  des  Verfassungsschutzes  Brandenburg    hindeuten 

29 könnten, gibt es eine weitere Quelle des LfV Brandenburg mit dem Namen Toni St.. Dieser 

 
7 http://www.pnn.de/brandenburg-berlin/982079/. 

http://www.pnn.de/brandenburg-berlin/982079/
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1 wurde nicht nur von seinem V-Mann Führer vor Hausdurchsuchungen oder Maßnahmen 

2 der Brandenburger Polizei gewarnt, sondern will auch von einer Vertrauensperson der 

3 Dortmunder Polizei (VP „Heidi“) drei Tage vor dem Mord an Mehmet Kubasik in Dortmund 

4 im  Gespräch  mit  Uwe  Mundlos  gesehen  worden  sein8.  Beide  in  das  Netz  des NSU 

5 verstrickte, ehemalige Quellen des LfV Brandenburgs, befinden sich auf freiem Fuß    und 

6 sind aktuell in einem Zeugenschutzprogramm. Es gibt Hinweise und Ansätze, die ein 

7 breites Unterstützer*innen Netzwerk des NSU in Brandenburg aufzeigen. Allein   Carsten 

8 Sz. scheint Verbindungen zu extrem rechten Terrorist*innen in mindestens zwei weiteren 

9 Länder  gehabt  zu  haben.  Dies  wohl  auch  in  seiner  Funktion  als  V-Mann  des    LfV 

10 Brandenburg. 

11 Auch sind in Brandenburg mehrere Ansätze für mögliches behördliches    Versagen oder 

12 Fehlverhalten im Zuge der Aufklärung und während der Fahndung und den Ermittlungen 

13 zu sehen9. Diese Aufgabe kann nicht der Parlamentarischen Kontrollkommission (PKK) des 

14 Landtags allein überlassen werden. Diese tagt unter Ausschluss der Öffentlichkeit und wie 

15 die parlamentarischen Untersuchungsausschüsse (PUA) zu den Morden des NSU und der 

16 BND-Affäre  gezeigt  haben,  sind  solche  Gremien  auch  nicht  in  ausreichendem Maße 

17 effektiv  (Formulierung?).  Die  PUA  des  Bundes  oder  anderer  Länder  sind  auch keine 

18 effektiven Gremien, da sie das Versagen Brandenburger Behörden a) nicht als direkten 

19 Gegenstand haben  können und ihnen so  auch b)  die  entsprechenden    Zugriffsrechte 

20 fehlen. Dies ist besonders schmerzlich durch die Priorisierung des Quellenschutzes durch 

21 Brandenburg,  welche  die  rechtstaatliche  Aufklärungsarbeit  behindert  und   beteiligte 

22 Akteure,   u.A.   Richter*innen,   wiederholt   gegen   sich   aufbringt10.   Damit   wird   die 
 

 

8 https://www.nsu-watch.info/2013/03/spuren-nach-dortmund-v-mann-toni-stadler-in-kontakt-mit-nsu- 

terroristen/, Vorladung des PUA NRWs und nicht erscheinen Toni St. am 18.02.2016 http://www.ruhrbarone.de/v-mann- 

spricht-im-nsu-untersuchungsausschuss/121935 und die Anregung eines PUA durch den urteilenden Richter nach der 

Enttarnung Toni St. http://www.berliner-zeitung.de/toni-stadler-erhaelt-neue-identitaet---richter-regt-einen- 

untersuchungsausschuss-zur-v-mann-affaere-in-brandenburg-an-enttarnter-v-mann-zu-zwei-jahren-haft-auf- 

bewaehrung-verurteilt-16546764. 
 

9 die   „Bums“-Affäre   zur   vermutlichen   Waffenbeschaffung   für   das     Trio:   http://blog.zeit.de/nsu-prozess- 

blog/2016/03/03/medienlog-piatto-verfassungsschutz-waffe-nsu/ vom 03.03.2016 und https://www.nsu- 

watch.info/2014/10/v-mann-piatto-im-nsu-komplex-die-wissende-quelle/. 
 

10 Das hin und her der Aktenfreigabe aus dem letzten Jahr: http://www.pnn.de/brandenburg-berlin/1009812/, 

Fragen über weiteren Akten: http://www.dka-kanzlei.de/news-reader/der-langjaehrige-v-mann-fuehrer-von-piatto-will- 

sich-an-nichts-mehr-erinnern-acht-ordner-akten-ueber-den-fall-wurden-durch-den-v.html und schließlich das   Auftreten 

https://www.nsu-watch.info/2013/03/spuren-nach-dortmund-v-mann-toni-stadler-in-kontakt-mit-nsu-terroristen/
https://www.nsu-watch.info/2013/03/spuren-nach-dortmund-v-mann-toni-stadler-in-kontakt-mit-nsu-terroristen/
http://www.ruhrbarone.de/v-mann-spricht-im-nsu-untersuchungsausschuss/121935
http://www.ruhrbarone.de/v-mann-spricht-im-nsu-untersuchungsausschuss/121935
http://www.berliner-zeitung.de/toni-stadler-erhaelt-neue-identitaet---richter-regt-einen-untersuchungsausschuss-zur-v-mann-affaere-in-brandenburg-an-enttarnter-v-mann-zu-zwei-jahren-haft-auf-bewaehrung-verurteilt-16546764
http://www.berliner-zeitung.de/toni-stadler-erhaelt-neue-identitaet---richter-regt-einen-untersuchungsausschuss-zur-v-mann-affaere-in-brandenburg-an-enttarnter-v-mann-zu-zwei-jahren-haft-auf-bewaehrung-verurteilt-16546764
http://www.berliner-zeitung.de/toni-stadler-erhaelt-neue-identitaet---richter-regt-einen-untersuchungsausschuss-zur-v-mann-affaere-in-brandenburg-an-enttarnter-v-mann-zu-zwei-jahren-haft-auf-bewaehrung-verurteilt-16546764
http://blog.zeit.de/nsu-prozess-blog/2016/03/03/medienlog-piatto-verfassungsschutz-waffe-nsu/
http://blog.zeit.de/nsu-prozess-blog/2016/03/03/medienlog-piatto-verfassungsschutz-waffe-nsu/
https://www.nsu-watch.info/2014/10/v-mann-piatto-im-nsu-komplex-die-wissende-quelle/
https://www.nsu-watch.info/2014/10/v-mann-piatto-im-nsu-komplex-die-wissende-quelle/
http://www.pnn.de/brandenburg-berlin/1009812/
http://www.dka-kanzlei.de/news-reader/der-langjaehrige-v-mann-fuehrer-von-piatto-will-sich-an-nichts-mehr-erinnern-acht-ordner-akten-ueber-den-fall-wurden-durch-den-v.html
http://www.dka-kanzlei.de/news-reader/der-langjaehrige-v-mann-fuehrer-von-piatto-will-sich-an-nichts-mehr-erinnern-acht-ordner-akten-ueber-den-fall-wurden-durch-den-v.html
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1 Aufklärungsarbeit  an  zehn  Morden  und  weiteren  Überfällen  der rechtsterroristischen 

2 Gruppierung NSU behindert, wenn nicht auch in Brandenburg ermittelt wird. 

3 Erste Schritte hierfür wurden schon vor dem Beschluss auf dem Landesparteitag der SPD 

4 in Brandenburg unternommen11. Es erscheint den Antragssteller*innen aber aus     den 

5 genannten   und   folgenden   Gründen   weiter   wichtig   diese   Aufarbeitung   auch   in 

6 Brandenburg selbst voranzutreiben. Nur so kann die Situation spezifisch für Brandenburg 

7 untersucht werden, nur so können Erkenntnisse und Lösungen in und für Brandenburg 

8 gefunden werden. Die bisherigen Maßnahmen sind dazu selbstverständlich zu begrüßen, 

9 aber  erscheinen  in  Anbetracht  der  offenen  Fragen  und  der  daraus   möglicherweise 

10 folgenden Konsequenzen noch nicht als ausreichend12. Für den besten und 

11 transparentesten Weg, ganz im Sinne des Parteitagsbeschlusses, halten die 

12 Antragssteller*innen hierbei einen Untersuchungsausschuss des Landtages, welcher   die 

13 Aufgabe  hat  die  Sachverhalte,  deren  Aufklärung  im  öffentlichen  Interesse  liegt,   zu 

14 untersuchen  und  dem  Landtag  und  darüber  hinaus  der  Öffentlichkeit  Bericht       zu 

15 erstatten13. Aber nicht nur der Öffentlichkeit, sondern auch den Hinterbliebenen und 

16 Opfern der zehn Morde, der Bombenanschläge und Banküberfälle des „NSU“ schulden wir 

17 diese Aufklärung. 

18 Denn mangelhafte und intransparente Aufklärung hat schon jetzt dazu geführt, dass 

19 Verschwörungstheorien in diesem Sachverhalt empor sprießen. Institutioneller Rassismus, 

20 die Angst migrantischer Communities vor einer Wiederholung der Mordserie, die   vielen 

21 Übergriffe auf Geflüchtete in den letzten Jahren aber auch in diesem Jahr und ein erstarken 

22 nationaler und extrem Rechter gebieten es jetzt zu handeln und mit der Aufarbeitung zu 

23 beginnen, um aus den Erkenntnissen Lösungen für die Gegenwart und Zukunft zu finden. 

 

vom V-Mann-Führer vom 03.03.2016: http://www.welt.de/regionales/bayern/article152845157/Verfassungsschuetzer- 

veraergert-Richter.html. 
 

11 Siehe  die  letztendliche  Aktenfreigabe  von  Fußnote  5.  Für  einen  detaillierten  Bericht  siehe  den   Blog  der 

Nebenanklage:  http://www.nsu-nebenklage.de/blog/2016/03/02/02-03-2016-2/#more-1427 

 
12 Siehe  beispielsweise  die  Polizeischulungen,  Zusammenarbeit  mit  Opferberatungen  und  methodologischen 

Umstellungen: http://www.pnn.de/brandenburg-berlin/1002393/ , welche jedoch nicht z.B. den Verfassungsschutz oder 

andere direkte Versäumnisse in den Behörden betreffen. 

 
13 §1 des Untersuchungsausschussgesetz des Landes Brandenburg, 

http://www.landtag.brandenburg.de/media_fast/5701/Untersuchungsausschussgesetz.pdf. 

http://www.welt.de/regionales/bayern/article152845157/Verfassungsschuetzer-veraergert-Richter.html
http://www.welt.de/regionales/bayern/article152845157/Verfassungsschuetzer-veraergert-Richter.html
http://www.nsu-nebenklage.de/blog/2016/03/02/02-03-2016-2/#more-1427
http://www.pnn.de/brandenburg-berlin/1002393/
http://www.landtag.brandenburg.de/media_fast/5701/Untersuchungsausschussgesetz.pdf
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1 Weitere Begründung erfolgt mündlich. 
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1 Antragsteller:  UB LDS 
 

2 Themengebiet: D 4 

3 Titel / Überschrift: Selbstbestimmtes Sterben – für eine klare Regelung der 

4 Sterbehilfe 

5 

6 Zur Weiterleitung an: Landesdeligiertenkonferenz der Jusos Brandenburg, 

7 Bundeskongress der Jusos, Bundesparteitag der SPD. 
 

8 

9 
 

10 

11 Antragstext: 

12 

13 Die Jusos und die SPD setzen sich für eine klarere Regelung der Sterbehilfe ein. Sie werden 

14 aufgefordert, sich für eine Evaluation und Überarbeitung des §217 StGB n.F. einzusetzen. 

15 Bei der Überarbeitung ist besonders das Tatbestandsmerkmal der Geschäftsmäßigkeit zu 

16 überarbeiten und auf das „Recht auf Sterben“ aus Art. 2 II i.V.m. Art. 2 I, 1 I GG einzugehen. 

17 Auch soll eine genauere Betrachtung von Vereinen wie dem Schweizer „Dignitas e.V.“ 

18 erfolgen, entsprechende Vereine sind von Unternehmen, die Sterbehilfe als Dienstleistung 

19 anbieten, zu unterscheiden. Ziel des Reformprozesses soll es sein, den aktuellen §217 StGB 

20 n.F. klarer zu regeln und Sterbehilfe, mit Ausnahme der Sterbehilfe als Dienstleistung mit 

21 finanzieller Gegenleistung, vollständig zu legalisieren. 

22 

23 Antragsbegründung: 

24 

25 Das  am  06.November  2015  vom  Deutschen  Bundestag  beschlossene  „Gesetz      zur 

26 Strafbarkeit der geschäftsmäßigen Förderung der Selbsttötung“ (BT-Drucksache 18/5373) 

27 hat den Zweck, die geschäftsmäßige Selbsttötung und deren Förderung unter Strafe   zu 

28 stellen und dadurch zu verhindern. So lobenswert und richtig diese Intention ist, so falsch 

29 waren doch die meisten der, in der Bundestagsdebatte vorgebrachten, Argumente.  Und 

30 auch der durch dieses Gesetz eingeführte §217 StGB n.F. entspricht nicht dem, was er 

D 4 ʆ angenommen 

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

x überwiesen  an  LA   
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1 vorgibt zu sein: Einerseits mangelt es ihm, wie schon der Wissenschaftliche Dienst des 

2 Deutschen Bundestages anmerkte, an Bestimmtheit, andererseits umfasst er die falschen 

3 Zielgruppen. Durch den nicht eingeschränkten Täterkreis, kann der Tatbestand sowohl von 

4 Ärzten wie auch von jeder anderen Person erfüllt werden. Es war aber gerade erklärtes Ziel 

5 des Gesetzesentwurfs, gerade die Ärzte aus dem Rahmen des Tatbestandes 

6 herauszunehmen.  Ebenso  umfasst  der  Täterkreis  gemeinnützige  Vereine  wie       den 

7 Schweizer  „Dignitas  e.V.“  und sein  deutsches  Pendant,  welche  zwar  Menschen dabei 

8 helfen, den Freitod durchzuführen, gleichzeitig aber dafür eingenommene 

9 Mitgliedsbeiträge  und  Bezahlungen  der  Selbsttötung  zur  Vermeidung  von   Suiziden 

10 verwenden. Während Dignitas in 16 Jahren etwa 1900 Menschen auf dem Weg in den 

11 Freitod   begleitet   hat,   wurden   gleichzeitig   30.000-40.000   Menschen   von    einem 

12 Suizidwunsch abgebracht. Dies ist in der Bundestagsdebatte wiederholt untergegangen. 

13 Es ist klar, dass die Frage der Sterbehilfe eine moralisch schwer zu entscheidende   Frage 

14 darstellt und eine überaus komplexe Antwort erfordert. Gerade diese Antwort hat der 

15 Deutsche Bundestag mit dem §217 StGB n.F. nicht gegeben, die Antwort ist vorschnell und 

16 nicht hilfreich. Daher benötigt die Norm eine Evaluation und Überarbeitung, die das Recht 

17 auf  selbstbestimmtes  Sterben  achtet, Ärzte und Vereine  wie  „Dignitas  e.V.“  aus  dem 

18 Täterkreis ausschließt und mit rein kommerzieller Sterbehilfe hart ins Gericht geht. 
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1 Antragsteller:  UB PR 
 

2 Themengebiet: D 5 

3 Titel / Überschrift: Mein Brandenburg, dein Brandenburg, unser Brandenburg: 

4 Partizipation und Mitbestimmung für alle! 

5 

6 Zur Weiterleitung an: SPD-Landtagsfraktion, Ministerium des Innern und für 

7 Kommunales. 
 

8 

9 

10 
 

11 

12 Antragstext: 

13 

14 Brandenburg ist ein Einwanderungsland – dies begrüßen wir ausdrücklichst. Doch immer 

15 noch werden Neu-Einwohner*innen formal diskrimiert, da sie nicht in vollem Umfang  an 

16 unseren   demokratischen   Prozessen   teilhaben   dürfen.   Deshalb   fordern   wir   eine 

17 umfassende  Wahlrechtsreform,  die  das  Wahlrecht  zu  Kommunalwahlen  sowie      für 

18 Volksinitiativen, Volksbegehren und Bürgerentscheide für alle dauerhaft in  Brandenburg 

19 lebenden beinhaltet. 

20 

21 Antragsbegründung: 

22 

23 Für uns gehören alle Menschen, die in Brandenburg und Deutschland leben zu unserer 

24 Gesellschaft. Und wer dazu gehört muss auch partizipieren und mitentscheiden  können. 

25 Beteiligung findet nicht nur auf kommunaler Ebene statt. Der Umstand, dass  Menschen, 

26 die hier leben, Steuern zahlen, Kinder großziehen und das gesellschaftliche Leben    aktiv 

27 mitgestalten nicht über ihre Lebensumstände mitbestimmen dürfen, ist nicht 

28 nachvollziehbar und widerspricht jedem demokratischen Verständnis von Teilhabe    und 

29 Legitimität.  Wenn  wir  wollen  das  Integration  gelingt,  müssen  wir  jede  und     jeden 

30 vollständig teilhaben lassen. 

D 5 ʆ angenommen ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ abgelehnt ʆ überwiesen an    

x nicht behandelt  
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1 Antragsteller:  UB LOS 
 

2 Themengebiet: D 6 

3 Titel / Überschrift: Leihmutterschaft für kinderlose Paare auch in Deutschland 

4 ermöglichen 
 

5 

6 Zur Weiterleitung an: SPD-Bundesvorstand, Bundesministerin für Familie, Senioren, 

7 Frauen und Jugend Manuela Schwesig. 
 

8 

9 

10 
 

11 

12 Antragstext: 

13 Die Leihmutterschaft soll für kinderlose Paare auch in Deutschland ermöglicht werden. 

14 

15 Antragsbegründung: 

16 

17 Das Familienbild verändert sich stetig. Eine Familie besteht heute nicht mehr aus Vater, 

18 Mutter und Kind. Viele Paare können sich jedoch niemals den Wunsch einer eigenen 

19 Familie erfühlen, seien es aus gesundheitlichen oder anatomischen Gründen. 

20 Im Moment ist es auch besonders schwer für viele Paare ein Kind oder mehrere Kinder zu 

21 adoptieren. 

22 Wer soll diesen Paaren ihren Wunsch nach einer Familie abschlagen? 

23 Einige Paare suchen deshalb Hilfe im Ausland. 

24 Die  meisten  deutschen  Leihmutterschaften  werden  in  Kalifornien  verzeichnet.  Diese 

25 Leihmutterschaften sind aber auch besonders teuer. 

26 

27 Soll das Recht auf eine Familie so also vom Geld abhängen? 

28 Als   sozialdemokratische   Partei   müssen   wir   uns   dagegen   aussprechen   und   zur 

29 Veränderung in unserem Land beitragen. 

30 
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1 Eine Einführung der Leihmutterschaft in Deutschland steht vor mehreren, gesetzlichen 

2 Problemen.  Zum  einen  wird  die  Frau,  die  ein  Kind  zur  Welt  bringt,  und  deren 

3 Mann/Lebensgefährte automatisch als die Mutter und der Vater betitelt. Dann gibt es auch 

4 noch das Gesetz zum Schutz von Embryonen. Dieses verbietet die Einpflanzung einer 

5 befruchteten Eizelle in eine andere Frau. 

6 

7 Im Moment spielt aber die Frage nach der Ethik eine viel größere Rolle. 

8 Die zentrale Ethikkommission spricht sich beispielsweise gegen eine Leihmutterschaft aus, 

9 da eine genetische Veränderung der Embryonen befürchtet wird. 

10 Das heißt, dass bestimmte genetische Merkmale hervorgehoben oder unterdrückt werden 

11 (genetisches Wunschbaby). 

12 Eine  andere  Befürchtung  der  Ethikkommission  ist  aber  auch  die  Belastung  für   die 

13 Leihmutter.  Sie  wäre  nach  Abschluss  des  Leihmutterschaftsvertrages  verpflichtet das 

14 Neugeborene den Eltern auszuhändigen. Bei einer Verweigerung würden Strafen auf diese 

15 zukommen. 

16 

17 Die gesetzlichen Gegebenheiten müssen also verändert werden. 

18 Die  ethischen  Zweifel  kann  man  schwer  beseitigen,  wobei  die  Veränderung       des 

19 genetischen Materials ebenfalls gesetzlich geregelt werden könnte. 

20 

21 Bisher gibt es zur emotionalen Belastung der Leihmütter keine belastbaren Forschungen. 

22 Jedoch gibt es einige statistische Erhebungen. In Kalifornien werden beispielsweise nur 5 

23 % der Leihmutterschaften abgebrochen. 

24 

25 Weitere Informationen: 

26 

27 http://www.ardmediathek.de/tv/Gott-und-die-Welt/Die-100-000-Euro-Babies/Das- 

28 Erste/Video?bcastId=2833732&documentId=33777734 

29 http://www.zeit.de/wissen/2010-04/leihmutter-usa-schwangerschaft 

30 http://www.regenbogenfamilien-nrw.de/planen/leihmutterschaft/ 

31 http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/eschg/gesamt.pdf 

32 http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/etudes/join/2013/474403/IPOL- 

33 JURI_ET(2013)474403(SUM01)_DE.pdf 
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http://www.regenbogenfamilien-nrw.de/planen/leihmutterschaft/
http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/eschg/gesamt.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/etudes/join/2013/474403/IPOL-JURI_ET%282013%29474403%28SUM01%29_DE.pdf
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1 Antragsteller:  UB P 

2 Themengebiet: D 7 

3 Titel / Überschrift: Online Petition 

4 

5 Zur Weiterleitung an: Landesregierung. 
 

6 

7 
 

8 

9 Antragstext: 

10 

11 Die LDK möge beschließen, 

12 dass die von der SPD geführte Landesregierung aufgefordert wird eine   Onlineplattform 

13 für Petitionen einzurichten, in der jede/r Brandenburger/in eine Petition starten und 

14 unterzeichnen kann. 

15 Des Weiteren soll daraufhin eingeführt werden, dass jede Petition, die 4000 Unterschriften 

16 von in Brandenburg wohnhaften Personen erhält, zur Debatte in den Landtag eingebracht 

17 werden muss. 

18 

19 Antragsbegründung: 

20 

21 In einer Welt, die immer stärker durch das Internet geprägt ist, ist die Demokratie in 

22 Deutschland  nur  sehr  langsam zu  bewegen,  so dass  junge,  engagiert Menschen sich 

23 andere Wege suchen, ihr Recht auf Demokratie auszuüben. Weiterhin sehen wir wie viele 

24 Menschen täglich Petitionen auf Seiten wie change.org unterzeichnen, und dass diese  in 

25 vielen Ländern auch zum Thema von Debatten in den jeweiligen Parlamenten gemacht 

26 werden. Das beste Beispiel ist hier das Vereinigte Königreich, wo das britische  Parlament 

27 erst kürzlich darüber bereden musste, ob Donald J. Trump die Einreise in das Vereinigte 

28 Königreich  verboten  werden  sollte.  Dies  würde  die  Möglichkeit  bieten,  dass       die 

29 Bürger/innen in Brandenburg mehr Einfluss auf die Politik des Landes bekommen, und 

30 dass die Abgeordneten ein Stimmungsbild vom Volk erhalten und sich mit den   Themen 

D 7 ʆ angenommen 

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

x überwiesen  an  LA   
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1 ihrer Bürger/innen beschäftigen können. 

2 

3 (Im Vereinigten Königreich braucht eine Petition 100000 Unterschriften und muss   dann, 

4 außer sie scheitert an den wenigen Ausnahmen, vom Parlament besprochen werden. 

5 Umgerechnet auf das Land Brandenburg wären das ca. 4000 Unterschriften. Zum weiteren 

6 Verständnis: https://petition.parliament.uk/help) 

https://petition.parliament.uk/help
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1 Antragsteller:  UB LDS 
 

2 Themengebiet: D 8 

3 Titel / Überschrift: Abschaffung des §173 StGB – Entkriminalisierung von 

4 inzestuösen Beziehungen 
 

5 

6 Zur Weiterleitung an: Landesdeligiertenkonferenz der Jusos Brandenburg, 

7 Bundeskongress der Jusos, Bundesparteitag der SPD, Bundestagsfraktion der SPD. 
 

8 

9 

10 
 

11 

12 Antragstext: 

13 

14 Die Jusos und die SPD setzen sich für die Abschaffung des §173 Strafgesetzbuch der 

15 Bundesrepublik Deutschland in der Fassung vom 24. Oktober 2015 ein. Der Paragraph ist 

16 restlos  zu  streichen.  Eventuell  entstehende  Lücken  bezüglich  Sexualverkehrs     unter 

17 Verwandten unter Zwang sollen in den dafür vorgesehenen Gesetzen geschlossen werden. 

18 

19 Antragsbegründung: 

20 

21 Der §173 des Strafgesetzbuches der Bundesrepublik Deutschland in der Fassung vom 24. 

22 Oktober   2015   stellt   den   vaginalen   Geschlechtsverkehr   zwischen   Verwandten   in 

23 aufsteigender  Linie  sowie  zwischen  Geschwistern  und  Halbgeschwistern  unter Strafe. 

24 Schon mehrfach war er Gegenstand von Prozessen, auch vor dem 

25 Bundesverfassungsgericht. Die dabei, und auch von Politikern, angeführten 

26 Begründungen zum Erhalt des Paragraphen sind oft nicht plausibel oder knüpfen an 

27 fragwürdige historische   Begründungen an.   Der Paragraph wurde   sowohl vom 

28 Bundesverfassungsrichter Winfried Hassemer14  als auch vom Ethikrat der Bundesrepublik 
 

 

14  http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2008/bvg08-029.html 

D 8 ʆ angenommen ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ abgelehnt ʆ überwiesen an    

x zurückgezogen  

http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2008/bvg08-029.html
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1 Deutschland als nicht mehr zeitgemäß bezeichnet15  und wird von größeren Teilen der 

2 rechtswissenschaftlichen Literatur in Deutschland abgelehnt16. Als Problem wird dabei vor 

3 allem das strittige Schutzgut der Norm kritisiert. 

4 

5 Schutz der Familie 

6 Die Einordnung des §173 Strafgesetzbuch in den Abschnitt der „Straftaten gegen den 

7 Personenstand, die Ehe und die Familie“ zeigt, woran der Gesetzgeber hauptsächlich 

8 gedacht hat und welches Schutzgut er dem §173 Strafgesetzbuch hauptsächlich zuordnen 

9 möchte. Für dieses Schutzgut greift der Tatbestand des §173 Strafgesetzbuch  allerdings 

10 zu  kurz.  Er  umfasst  sowohl  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  als  auch  nach    allen 

11 Auslegungsmöglichkeiten   nur   den   Beischlaf   mit   leiblichen   Kindern,   Eltern   oder 

12 Geschwistern. „Der sexuelle Schutzraum der Familie wird aber auch zerstört, wenn es 

13 innerhalb der Familie sexuelle Beziehungen zu Stief-, Pflege- oder Adoptivkindern    gibt, 

14 und   keinesfalls   nur   beim   Beischlaf.“17     [Hinweis:   Beischlaf   bedeutet   hier    reinen 

15 Vaginalverkehr,  alle  anderen  Formen  des  Geschlechtsverkehrs  sind nach umfassender 

16 Meinung nicht vom Tatbestand erfasst.] Diese Formen hat der Gesetzgeber explizit durch 

17 Änderungen des Strafgesetzbuches aus dem Tatbestand des §173 StGB 

18 herausgenommen. Hinzu kommt, dass sexueller Missbrauch innerhalb der Familie  durch 

19 §§174 ff. StGB geschützt ist, §173 StGB hier also keine Regelungslücke schließt. Auch muss 

20 angemerkt   werden,   dass   die   meisten   Fälle   strafrechtlich   relevanter    inzestuöser 

21 Handlungen gerade auf zerrütteten Familienverhältnissen basieren und erst durch  diese 

22 geschehen. Ein Schutz der Familie kann als Schutzgut also nur schwerlich überzeugen und 

23 auch die Entscheidung des Gesetzgebers zur Herausnahme von Beischlaf zwischen  nicht 

24 leiblichen Verwandten widerspricht dieser Überzeugung. 

25 

26 Schutz der sexuellen Selbstbestimmung 

27 Neben  dem  Schutz  der  Familie  wird  vom  Gesetzgeber  der  Schutz  der      sexuellen 

28 Selbstbestimmung als Schutzgut der Norm angeführt. Dagegen spricht, dass die sexuelle 

 

15 http://www.ethikrat.org/dateien/pdf/stellungnahme-inzestverbot.pdf 
16 Z.B. Fischer Kommentar zum Strafgesetzbuch, Münchener Kommentar Strafgesetzbuch 
17 Prof. Dr. Tatjana Hörnle in http://www.spiegel.de/panorama/justiz/inzest-urteil-das-verbot-ist-nicht- 

plausibel-a-541628.html 

http://www.ethikrat.org/dateien/pdf/stellungnahme-inzestverbot.pdf
http://www.spiegel.de/panorama/justiz/inzest-urteil-das-verbot-ist-nicht-plausibel-a-541628.html
http://www.spiegel.de/panorama/justiz/inzest-urteil-das-verbot-ist-nicht-plausibel-a-541628.html
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1 Selbstbestimmung  in  den  §§174  ff.  StGB  geschützt  wird,  §173  StGB  keinen darüber 

2 hinausgehenden Schutz des Rechtsgutes entfaltet.18  Nützlich wäre hier allerdings eine 

3 bessere  Regelung  zum  Geschlechtsverkehr  unter  Zwang  zwischen  Geschwistern. Eine 

4 qualifizierende Regelung für inzestuöse Sexualhandlungen unter Zwang wäre, wo sie noch 

5 nicht erfasst ist, denkbar. Es widerspricht aber auch, dass zum Schutz der sexuellen 

6 Selbstbestimmung,  also  zum  Schutz  vor  Handlungen  unter  Zwang,       pauschalisiert 

7 selbstbestimmte und von beiderseitigem Einverständnis getragene Handlungen 

8 kriminalisiert werden. Die Einordnung unter den Abschnitt der „Straftaten gegen den 

9 Personenstand, die Ehe und die Familie“ durch den Gesetzgeber widerspricht ebenfalls 

10 einem Schutz der Sexuellen Selbstbestimmung. Es ist außerdem kritisch anzumerken, dass 

11 das Schutzgut der sexuellen Selbstbestimmung insofern widersprüchlich ist, da die Norm 

12 eben diese ja einschränkt, anstatt sie zu schützen. Man kann also davon sprechen, dass es 

13 verfehlt ist, §173 als Delikt gegen ein Opfer umzuinterpretieren.19
 

14 

15 Gesundheitliche Aspekte 

16 Das wohl am ehesten passendste und auch am häufigsten angeführte, aber auch das 

17 umstrittenste, Schutzgut des §173 StGB ist die Gesundheit des Nachwuchses inzestuöser 

18 Beziehungen. Darauf lässt auch die Tatsache schließen, dass der Tatbestand nur vaginalen 

19 Geschlechtsverkehr, sonst aber keine sexuellen Handlungen umfasst. Dem    widerspricht 

20 allerdings,  dass  mit  dieser  Norm  die  „Gesundheitsgefahren  von  möglicherweise   zu 

21 zeugenden Kindern in überaus seltenen Spezialfällen durch ein abstraktes 

22 Gefährdungsdelikt [verfolgt werden], [welches] noch nicht einmal die  Zeugungsfähigkeit 

23 des   Täters   voraussetzt,   während   massenhaft   sicher   eingetretene    vorgeburtliche 

24 Schädigungen bereits gezeugter Kinder (z.B. durch Alkohol-, Drogen oder Nikotinkonsum 

25 der Mütter) straffrei gelassen werden“20. Auch werden anderweitige erbliche Krankheiten 

26 nicht bestraft, während hier eine marginale Gruppe kriminalisiert wird. Hinzu kommt, dass 

27 ein individuelles Interesse, nicht geboren zu werden, unmöglich strafrechtlich   geschützt 

28 sein kann. Ein Allgemeininteresse an der Verhinderung der Geburt körperlich oder geistig 
 

 

18 Vgl. Fischer Kommentar zum Strafgesetzbuch, §173 Rn.3a, 61. Auflage 2014, C.H.Beck München 
19 Vgl. Fischer 
20 Fischer, §173 Rn.4 
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1 behinderter  Kinder  ist  dagegen  nicht  mit  Art.  1  GG,  dem  gesetzlichen  Verbot   der 

2 Präimplantationsdiagnostik  und  der  Rechtsprechung  des  BVerfG  zu  §§218  ff.    StGB 

3 vereinbar.21 Auch widersprüchlich ist, dass es vom Wortlaut des Gesetzes her gar nicht auf 

4 die Zeugung von Nachwuchs ankommt22, dies wird durch die Tatsache unterstützt,   dass 

5 die Zeugung eines Kindes durch künstliche Befruchtung zwischen Geschwistern gestattet 

6 ist und dass §173 StGB auch dann greift, wenn einer oder beide Partner sterilisiert sind.23
 

7 Auch   ist   „zum   einen   die   Gefahr   genetischer   Schäden   bei   Inzestabkömmlingen 

8 wissenschaftlich keineswegs gesichert, zum anderen kann der Gefahr, sollte sie denn 

9 bestehen,  durch  Kontrazeptiva  wirksam  vorgebeugt  werden.“24   Die  gesundheitlichen 

10 Aspekte sind als Schutzgut des §173 StGB zwar am ehesten denkbar, sie sind aber 

11 verständlicherweise   am   umstrittensten.   Die   Widersprüche   überwiegen   in   diesem 

12 Zusammenhang massiv, sowohl ein die „Lebenswürdigkeit“ des Lebens bewertender Staat 

13 als  auch  eine  einseitige  Bestrafung  einer  marginalen  Gruppe  durch  ein    abstraktes 

14 Gefährdungsdelikt im Gegensatz zu straffreien konkreten Gefahren widersprechen   dem 

15 deutschen Rechtstaatsgedanken und den sozialdemokratischen Überzeugungen. 

16 

17 Moralische Gesichtspunkte 

18 In Ergänzung zu den anderen Punkten wird, auch vom Bundesverfassungsgericht, der 

19 moralische Gesichtspunkt angeführt. Dies kann aber vor allem dadurch nicht überzeugen, 

20 dass Gesetz und Moral sich gegenseitig bedingen und eine Begründung eines   Gesetzes 

21 aus moralischen Punkten dabei immer zirkelschlüssig wird. Besonders sei hierbei auf  die 

22 Entwicklung  der  gesellschaftlichen  Akzeptanz  gleichgeschlechtlicher    Partnerschaften 

23 hingewiesen und die damit zusammenhängende Abschaffung des §175 StGB A.F. 

24 Der §173 StGB erweist sich „als ein Relikt, das althergebrachte moralische   Vorstellungen 

25 in das Strafrecht inkorporiert und ein weithin als anstößig empfundenes Verhalten   dem 

26 staatlichen  Strafanspruch  unterwirft.“25   Dem  widerspricht  aber  auch  das  Votum  des 
 

 

 
21 Vgl. Fischer, §173 Rn.5 
22 Vgl. Münchener Kommentar Strafgesetzbuch Ritscher, §173 Rn.3, 2. Auflage 2012, C.H.Beck München 
23 Vgl. http://www.stern.de/familie/beziehung/inzest-eine-skandaloese-liebe-3826644.html 
24 Münchener Kommentar zum Strafgesetzbuch 
25 Münchener Kommentar zum Strafgesetzbuch, §173 Rn.7 

http://www.stern.de/familie/beziehung/inzest-eine-skandaloese-liebe-3826644.html
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1 Ethikrates, welcher eine strafrechtliche Sanktionierung des Beischlafs unter   Verwandten 

2 für nicht mehr zeitgemäß hält. 

3 Auch die vom Bundesverfassungsgericht angeführte soziale Integration von Kindern    ist 

4 ein nach vernünftigen Maßstäben nicht mit dem Strafrecht durchzusetzendes Schutzgut. 

5 Der  Schutz  inzestuös  gezeugter  Kinder  und  ihrer  Familien  vor  sozialer Ausgrenzung 

6 verdreht   §173   zu   einem   Instrument   paternalistischer   Sozialsteuerung,   das    eine 

7 Legitimation sozialkritischen Verhaltens zirkelschlüssig aus sich selbst heraus entwickelt.26
 

8 Moralische und soziale Argumente sind hier also eher widersprüchlich, da sie teilweise erst 

9 durch die Strafnorm entstehen und somit in sich selbst bedingt sind. 

10 

11 Fazit 

12 Ein Schutzgut des §173 Strafgesetzbuch ist somit hoch problematisch. Eine Strafnorm 

13 ohne echtes Schutzgut erfüllt aber ihren Zweck nicht. „Wenn es an einem rationalen 

14 Rechtsgut  fehlt,  lässt  sich  ein  solches  auch  nicht  aus  einer  „Zusammenschau“ nicht 

15 rationaler Strafzwecke oder aus „wirkkräftigen Überzeugungen“ konstruieren.“27  Es ist 

16 zudem   schwerlich   mit   den   Grundsätzen   des   deutschen   Rechtstaates   und    den 

17 sozialdemokratischen  Grundgedanken  zu  vereinbaren,  wenn  eine  marginale  Gruppe 

18 unnötig   kriminalisiert   wird   und   Menschen   aufgrund   von   selbstbestimmten   und 

19 einvernehmlichen   sexuellen   Handlungen   als   Sexualstraftäter   stigmatisiert  werden. 

20 Vergleiche lassen sich sowohl zum §175 StGB A.F., als auch zur Kriminalisierung von 

21 Cannabis ziehen. Abschließend lässt sich somit zusammenfassen: „Der Tatbestand ist mit 

22 dem  Konzept eines  an Kriterien  der  Sozialschädlichkeit und des    Rechtsgüterschutzes 

23 orientierten Strafrechts nicht (mehr) vereinbar.“28
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

26 Vgl. Fischer, §173 Rn.6 
27 Fischer, §173 Rn.7 
28 Fischer, §173 Rn.3 
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1 Antragsteller:  UB PR 
 

2 Themengebiet: D 9 

3 Titel / Überschrift: The Guns of Brandenburg … 
 

4 

5 Zur Weiterleitung an: SPD-Landtagsfraktion, Ministerium des Innern und für 

6 Kommunales. 
 

7 

8 

9 
 

10 

11 Antragstext: 

12 

13 Die LDK beschließt: 

14 

15 1. Schreckschuss-  und Signalwaffen werden vom Kleinen Waffenschein gestrichen    und 

16 dem Großen Waffenschein zugeordnet 

17 2. Pflicht der Lagerung von Jagd-    und Sportwaffen in Waffenkammern im Vereinsheim, 

18 falls ein Vereinsheim mit Waffenkammer vorhanden ist 

19 3.  Einführung  einer  statistischen  Erfassung,  ob  bei  Straftaten  legale  oder      illegale 

20 Schusswaffen verwendet werden 

21 

22 

23 Antragsbegründung: 

24 

25 erfolgt mündlich 

D 9 ʆ angenommen ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ abgelehnt ʆ überwiesen an    

x nicht behandelt  
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1 Antragsteller:  UB LOS 

2 Themengebiet: D 10 

3 Titel / Überschrift: Politisches Interesse bei Jugendlichen fördern 

4 

5 Zur Weiterleitung an:  SPD-Landesvorstand, Juso-Landesvorstand. 
 

6 

7 

8 
 

9 

10 Antragstext: 

11 

12 Wir  fordern  die  SPD  Brandenburg  auf,  verstärkt  mit  Jugendlichen  an  Schulen,      in 

13 Jugendtreffs und Sportvereinen zu arbeiten, um das politische Interesse zu wecken   und 

14 zu zeigen, dass die demokratischen Werte in Brandenburg nicht „tot und begraben“ sind. 

15 

16 Antragsbegründung: 

17 

18 Das politische Interesse ist für viele Jugendliche eine Nebensächlichkeit geworden. 

19 Einige glauben nicht mehr an unser demokratisches System und sind der Meinung,  dass 

20 wichtige politische Entscheidungen von den Privilegierten und Reichen getroffen werden. 

21 Sie denken, dass die Menschen kein Mitspracherecht mehr hat oder ihre Stimme   nichts 

22 bewirkt. 

23 Eine weitere Steigerung des Desinteresses könnte viele Jugendliche in radikale  Gruppen 

24 an der rechten oder linken Seite führen, die vorgeben ihre Interessen und Meinungen zu 

25 vertreten. 

26 Ein Beleg dafür ist u.a. die sinkende Wahlbeteiligung oder auch der zunehmende Zuspruch 

27 von populistischen Parteien und Bewegungen wie PEGIDA, POGIDA oder BraMM. 

28 Viele politische Themen sind so komplex, dass sie in der Schule meistens nicht behandelt 

29 werden.   Den   meisten  Schüler*innen  steht  es  sogar   frei,   zwischen    verschiedenen 

D 10 ʆ angenommen ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ abgelehnt ʆ überwiesen an    

x zurückgezogen  
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1 gesellschaftlichen Fächern zu wählen. Dabei wird dem Fach Politische Bildung zu   wenig 

2 Bedeutung beigemessen. 

3 Wir finden diese Entwicklung falsch, denn in anderen Schulfächern bleibt kaum Zeit,  um 

4 über aktuelle politische Themen zu diskutieren oder zu informieren, da die Lehrpläne  so 

5 eng gestrickt sind. 

6 Viele   Jugendliche   haben   meistens   auch   keinen   direkten   Kontakt   zu  politischen 

7 Vertreter*innen in ihrer Region. Das müssen wir Jusos gemeinsam mit der SPD ändern. 
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1 Antragsteller:  UB LDS 

2 Themengebiet: D 11 

3 Titel / Überschrift: Verstärkte Regulierung der Integration 

4 

5 Zur Weiterleitung an:  Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Brandenburg, 

6 Landesparteitag der SPD Brandenburg. 
 

7 

8 
 

9 

10 Antragstext: 

11 

12 Die Jusos Brandenburg und die SPD Brandenburg werden dazu aufgefordert ein klares 

13 Konzept   zur   Integration   Geflüchteter   auszuarbeiten.   Dabei   ist   auch   auf Anreize, 

14 Verpflichtungen   zur   Integration   und   kulturell   bedingte   Hindernisse    einzugehen. 

15 Zielvorgaben sollten dabei das zügige und verpflichtende Erlernen der deutschen Sprache 

16 (Niveau A2 nach 12 Monaten, B1 nach 18 Monaten) sowie das verstärkte Setzen von 

17 Anreizen zur Arbeitsaufnahme sein. 

18 

19 Antragsbegründung: 

20 

21 Es darf uns bei der Integration geflüchteter Menschen nicht darum gehen, diese nach 

22 Wirtschaftlichkeit zu bewerten oder sie zum Austausch ihrer durch unsere Kultur zu 

23 zwingen. Worum es uns aber gehen muss, ist sie so gut es geht in das Gesellschaftsleben 

24 einzubinden und ihnen eine Perspektive zu bieten. Dies gelingt vor allem durch das 

25 Erlernen der Sprache und die Einbindung in das Alltagsleben, besonders in ein berufliches 

26 Umfeld. In der Theorie klingt das alles logisch und der Gedanke liegt nahe, dass dies auch 

27 im Interesse der Geflüchteten sei. In der Praxis zeigen sich jedoch eklatante Mängel in der 

28 momentanen Integration. Im Landkreis Dahme-Spreewald ist es beispielsweise so, dass in 

29 Massow auf 500 Geflüchtete 30 Personen, in Wassmannsdorf auf 200 Geflüchtete 15 

30 Personen, kommen, die den Sprachunterricht regelmäßig besuchen. Da der Spracherwerb 

D 11 ʆ angenommen 

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

x überwiesen  an  LA   
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1 aber  zentraler  Aspekt  der  Integration  geflüchteter  Menschen  ist,  kann  dies  nicht so 

2 bleiben. Zu bekämpfen ist dies nur auf zwei Wegen: Einerseits durch die Verpflichtung 

3 zum Erwerb der Sprache in einem bestimmten Zeitraum, andererseits durch verstärkte 

4 Angebote zum Erwerb der Sprache, bei denen auch auf eventuell auftretende, kulturell 

5 bedingte Hindernisse eingegangen wird. 

6 Ein ganz anderes, aber ebenfalls entscheidendes, Problem sind Anreize zur Aufnahme 

7 einer  Arbeitsstelle.  So zeigen  Berichte aus  der Praxis,  dass  es oftmals  für Geflüchtete, 

8 gerade wenn diese mehrere Kinder haben, weniger lukrativ ist zu arbeiten als   staatliche 

9 Unterstützung   zu   nutzen.   Ähnliche   Probleme   sind   auch   aus   dem   Bereich   der 

10 Langzeitarbeitslosen, egal welcher Herkunft, bekannt und müssen für beide Gruppen 

11 durch spezielle Anreize gelöst werden. 
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1 Antragsteller:  UB LDS 

2 Themengebiet: D 12 

3 Titel / Überschrift: Anpassung der Altersregelungen zur 

4 Schulbesuchsberechtigung für Migrant*innen 

5 

6 Zur Weiterleitung an:  Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Brandenburg, 

7 Landesparteitag der SPD Brandenburg. 
 

8 

9 
 

10 

11 Antragstext: 

12 

13 Die   Jusos   Brandenburg   und   die   SPD   Brandenburg   setzen   sich   dafür   ein, dass 

14 Migrant*innen ein Schulbesuchsrecht bis zum Abschluss des 25. Lebensjahres eingeräumt 

15 wird. 

16 

17 Antragsbegründung: 

18 

19 Die  Integration  von  Migrant*innen  ist  ein  Thema,  das  in  Deutschland  aktuell  einen 

20 besonders hohen öffentlichen Stellenwert einnimmt. Besonders wichtig für die Integration 

21 von  Migrant*innen  ist die schulische  und berufliche  Ausbildung sowie die  Integration 

22 durch Arbeitsplätze. Problematisch hierbei ist jedoch die Gruppe der 18-25-Jährigen* 

23 ohne anerkannten deutschen Abschluss. Diese müssen, wenn sie nicht mehr schulpflichtig 

24 oder  schulbesuchsberechtigt  sind,  schulische  Abschlüsse  auf  anderem  Wege  als  an 

25 staatlichen Schulen erlangen. Dies ist jedoch oftmals mit enormen Kosten und hohem 

26 bürokratischen Aufwand verbunden und somit nur schwerlich möglich. Um einen besseren 

27 Zugang zum Arbeitsmarkt gewährleisten zu können, sollte es für diese Personengruppen 

28 die Möglichkeit geben, auch im nicht mehr schulbesuchsberechtigten Alter, staatliche 

29 Schulen   zu   besuchen   und   deren   Lehrauftrag   wahrzunehmen.   Daher   sollten die 

D 12 ʆ angenommen 

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

x überwiesen  an  LA   
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1 Altersregelungen für die Schulbesuchsberechtigung für diese Personengruppen 

2 angepasst werden. 
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E – Europa 
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1 Antragsteller:  UB LOS und FF/O 

2 Themengebiet: E 1 

3 Titel / Überschrift: Die Vereinten Staaten von Europa – jetzt! 

4 

5 Zur Weiterleitung an: Juso BuKo; SPD-Bundesparteitag; SPD-Landesparteitag; 

6 S&D Fraktion im Europäischen Parlament; Susanne Melior MdEP; Außenminister 

7 Frank-Walter Steinmeier. 
 

8 

9 

10 
 

11 

12 

13 Antragstext: 

14 

15 Die oben genannten Adressaten werden aufgefordert auf die Gründung der Vereinten 

16 Staaten  von  Europa  in  Form  einer  bundesstaatlichen  Lösung  nach  dem  Muster der 

17 föderalen Staaten Schweiz, Deutschland oder den USA bis zum Jahr 2020 zu drängen. 

18 

19 Antragsbegründung: 

20 

21 (wird nachgereicht) 

E 1 ʆ angenommen ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ abgelehnt ʆ überwiesen an    

x zurückgezogen  
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F – Finanz- und Steuerpolitik 
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1 Antragsteller:  UB BAR 

2 Themengebiet: F 1 

3 Titel / Überschrift: Keine Einschränkung von Bargeldzahlungen 

4 

5 Zur Weiterleitung an: BuKo, SPD-Bundesparteitag, Fraktionen, Landesparteitag. 
 

6 

7 
 

8 

9 Antragstext: 

10 

11 Wir fordern die SPD und den Bundeskongress der Jusos auf, sich aus 

12 Datenschutzrechtlichen  Gründen  zum  Bargeld  zu   bekennen.   Wir  distanzieren    uns 

13 ausdrücklich von Versuchen von Verschwörungstheoretikern oder   Rechtspopulistinnen, 

14 das berechtigte Interesse am Erhalt des Bargelds für ihre Zwecke zu missbrauchen. 

15 

16 Antragsbegründung: 

17 

18 Da bereits heute jede Überweisung nachverfolgt wird, birgt die Abschaffung von Bargeld 

19 nichts weiter als die Gefahr der totalen Überwachung der Bürgerinnen und Bürger. Zudem 

20 bietet Bargeld viele Vorteile im Zahlungsverkehr: es ist tendenziell sicherer, 

21 vertrauenswürdiger  und  gerade  kleinere,  alltägliche   Beträge   lassen  sich     schneller 

22 bezahlen. Für uns ist die gewonnene Sicherheit marginal, denn Kriminelle nutzen   heute 

23 viel eher den Weg über digitale Währungen wie Bitcoins  und bewegen sich anonym  im 

24 Internet, um ihre Geschäfte zu verschleiern. Eine Bargeldabschaffung verfehlt das Ziel also 

25 völlig. 

26 

F 1 x angenommen  

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ überwiesen an    
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1 Antragssteller: UB OSL 

2 Themengebiet: F 2 

3 Titel / Überschrift: Bollinger 

4 

5 Zur Weiterleitung an: Juso Bundeskongress, SPD Bundestagsfraktion, SPD 

6 Bundesparteitag, SPD Landesparteitag. 
 

7 

8 
 

9 

10 Antragstext: 

11 

12 Die  LDK  möge  beschließen:  Die  Jusos  Brandenburg  fordern  die  SPD  dazu  auf,  ein 

13 Steuerkonzept zur Einschränkung von Kursschwankungen auf Rohstoffe und Währungen 

14 auszuarbeiten. Hierfür empfehlen die Jusos Brandenburg eine Abgabe auf den Handel mit 

15 Finanzprodukten auf Rohstoffe und Währungen, welche sich an der Höhe der Abweichung 

16 des Kurses zum Zeitpunkt des Erwerbs des Finanzprodukts von den Bollinger-Bändern des 

17 Vortags des Erwerbs richtet. Die Bollinger-Bänder sollen mit einer Wahrscheinlichkeit von 

18 ca. 95% (Multiplikation der Standardabweichung mit dem Faktor 2) über einen  Zeitraum 

19 von 90 Tagen berechnet werden. Im Fall eines Short-Trades berechnet sich die Höhe  der 

20 Abgabe durch 

21 Abgabe = Wert des Finanzprodukts * min(1,Margin) * abs(max(0, unteres Bollinger-Band 

22 – Kursstand)) / abs(mittleres Bollinger-Band – unteres Bollinger-Band) * 10 

23 sowie im Fall eines Long-Trades 

24 Abgabe = Wert des Finanzprodukts * min(1,Margin) * abs(min(0, oberes Bollinger-Band – 

25 Kursstand)) / abs(mittleres Bollinger-Band – oberes Bollinger-Band) * 10. 

26 

27 Antragsbegründung: 

28 

29 Im  Bereich   der   Währungs-   und  Rohstoffspekulationen  kommt  es  regelmäßig    zu 

30 Verwerfungen, welche realwirtschaftliche Unternehmen oder gar ganze Volkswirtschaften 

F 2 x angenommen  

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ überwiesen an    
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1 schädigen. Eine Besteuerung von Finanzprodukten, welche sich an den Bollinger-Bändern 

2 orientiert, würde die Kursverläufe „zügeln“, da sie Spekulationen in das eine oder  andere 

3 Extrem unrentabel und somit unattraktiv macht. Dies würde zu einer Preisstabilität   bzw. 

4 einer stärkeren Orientierung der Preise an realwirtschaftlichen Kennzahlen führen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5 
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1 Antragssteller: UB LDS 

2 Themengebiet: F 3 

3 Titel / Überschrift: Stärkung des Ehrenamtes für Flüchtlinge 

4 

5 Zur Weiterleitung an: Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Brandenburg, 

6 Landesparteitag der SPD Brandenburg, Bundesparteitag der SPD. 
 

7 

8 
 

9 

10 Antragstext: 

11 

12 Die  Jusos  Brandenburg  und  die  SPD  Brandenburg  setzen  sich  dafür  ein,  dass    die 

13 ehrenamtliche Hilfe für Flüchtlinge in den Katalog der Steuerfreien Einnahmen nach §3 

14 Nr.26 EStG aufgenommen wird. Langfristig wird darauf hin gearbeitet, eine finanzielle 

15 Unterstützung für ehrenamtliche Flüchtlingshelfende möglich zu machen. 

16 

17 Antragsbegründung: 

18 

19 Den größten Anteil an der Hilfe für Geflüchtete tragen aktuell ehrenamtliche   Initiativen, 

20 die oftmals flache Hierarchien aufweisen. Um diese Arbeit langfristig zu sichern und zu 

21 stärken ist es aus unserer Sicht notwendig, ähnlich wie durch das Pflegestärkungsgesetz, 

22 Anreize (auch finanzieller Natur) zu setzen. Durch eine Aufnahme der Flüchtlingshilfe   in 

23 den Katalog der Steuerfreien Einnahmen nach §3 Nr.26 EStG wäre ein erster Schritt getan, 

24 ehrenamtlichen Flüchtlingshelfenden eine finanzielle Aufwandsentschädigung in Aussicht 

25 zu  stellen.  Allerdings  ist  eine  Voraussetzung  des  §3  Nr.26  EStG,  dass  die  Tätigkeit 

26 nebenberuflich und für eine juristische Person des öffentlichen Rechts erfolgt. Durch den 

27 oben  benannten  Schritt  würde  für  die,  momentan  oftmals  in  Initiativen agierenden, 

28 Flüchtlingshelfenden ein Anreiz geschaffen, sich in einer Vereinigung mit entsprechender 

29 Rechtsnatur zusammenzuschließen (und sich z.B. perspektivisch auch dem   Paritätischen 

F 3 ʆ angenommen 

x abgelehnt  

ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ überwiesen an    
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1 Wohlfahrtsverband anzuschließen).  Dies  würde nachhaltig die  Flüchtlingsinitiativen  an 

2 sich, aber auch die Flüchtlingshelfenden persönlich stärken. 
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G – Gesundheit 
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1 Antragsteller:  UB PM 

2 Themengebiet: G 1 

3 Titel / Überschrift: Gesundheitsfachberufe - Anerkennung ausländischer 

4 Berufsabschlüsse in der Altenpflege 

5 

6 Zur Weiterleitung an: SPD-Bundesparteitag, Landesparteitag. 
 

7 

8 
 

9 

10 Antragstext: 

11 

12 Die   Landesdelegiertenkonferenz   der   Jusos   Brandenburg   möge   beschließen,    die 

13 Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse in der Altenpflege zu vereinfachen und  zu 

14 beschleunigen.  Die  Prüfung  der  Curricula,  die  Feststellung  der  Gleichwertigkeit   mit 

15 staatlich anerkannten deutschen Berufsabschlüssen und dem Recht zur Führung deutscher 

16 Berufsbezeichnungen wird durch Bundesbehörden und     -einrichtungen in festgelegten 

17 kurzen Zeiträumen rechtsverbindlich durchgeführt und festgestellt. Die für die Umsetzung 

18 dieser Zielvorgaben notwendigen Ressourcen und Personalstunden sind den   jeweiligen 

19 Verwaltungen zur Verfügung zu stellen. Bis zur Umsetzung einer bundesweiten    Lösung 

20 muss die Landesregierung entsprechend die zuständigen Stellen der   Landesverwaltung 

21 mit  den  für  eine  rasche  und  rechtssichere  Bearbeitung  von   Anerkennungsanträgen 

22 notwendigen Ressourcen ausstatten. 

23 

24 Antragsbegründung: 

25 

26 Der Fachkräftemangel in der Alten- und Krankenpflege ist unbestritten und führt sowohl 

27 zu  Versorgungsproblemen  der  Patienten  als  auch  zu  Entwicklungshemmnissen    der 

28 Pflegeeinrichtungen. Eine - möglicherweise vorhandene rechnerische - Bedarfsdeckung ist 

29 aufgrund unterschiedlicher regionaler Verteilung nicht geeignet, die Probleme zu  lösen. 

30 Die in den einzelnen Bundesländern unterschiedliche Organisation und Finanzierung der 

G 1 x angenommen  

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ überwiesen an    
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1 Altenpflegeausbildung   und   die   bisherige   Praxis   der   Anerkennung    ausländischer 

2 Bildungsabschlüsse  in  der  Altenpflege  sind  nicht  geeignet,  die  akut     vorhandenen 

3 Probleme des Fachkräftemangels zügig und zielführend zu lösen. Die bisherigen   Zahlen 

4 und  die  persönliche  Qualifikation  der  Bewerber/innen  für  eine  Ausbildung  in     der 

5 Altenpflege  reichen  zur  Lösung  der  Probleme  nicht  aus.  Die  Pools  der  bei  der  BA 

6 gemeldeten  Arbeitslosen  deutscher  und  anderer  Staatsangehörigkeiten  wurden  und 

7 werden ständig nach geeigneten Bewerber/innen für eine Ausbildung in der Altenpflege 

8 geprüft. Auch von dort sind keine durchgreifenden Maßnahmen zur Problemlösung zu 

9 erwarten. 

10 In den 2004 der EU beigetretenen Staaten, insbesondere in Lettland, Estland und Litauen, 

11 gibt  es  seit  mehreren  Jahren  eine  staatlich  organisierte  Altenpflegeausbildung     an 

12 entsprechenden  Fachschulen.  Die  vermittelten  Lehrinhalte  und  die  Stundenzahlen in 

13 theoretischer   und   praktischer   Ausbildung   liegen   zwischen   denen   der     staatlich 

14 anerkannten Altenpflegehelfer/innen und Altenpfleger/innen nach dem 

15 Altenpflegegesetz und der Altenpflege-Ausbildungsverordnung. Die Absolventen  dieser 

16 Einrichtungen haben aufgrund unzureichender oder nicht vorhandener Strukturen in ihren 

17 Heimatländern zurzeit kaum Möglichkeiten, in ihrem erlernten Beruf zu arbeiten. Sie 

18 würden gerne befristet oder unbefristet in Deutschland arbeiten. Das Problem sind die 

19 fehlenden oder unzureichenden Deutschkenntnisse. 

20 Nach Gesprächen mit den Leitungen verschiedener Schulen im Baltikum wären diese 

21 bereit, Deutschkenntnisse im Unterricht zu vermitteln. Es sind daher folgende Maßnahmen 

22 erforderlich: 1. Einmalige Prüfung und Anerkennung der Gleichwertigkeit der 

23 entsprechenden Abschlüsse zentral durch das Bundesinstitut für berufliche Bildung  oder 

24 eine andere Bundeseinrichtung. 2. Nach der Durchführung unter 1.   Antragsbearbeitung 

25 und -entscheidung innerhalb eines Monats durch die Agenturen der BA oder eine andere 

26 bundesweit  arbeitende  Einrichtung.  3.  Durchführung  von  Sprachprüfungen  in     den 

27 genannten Ländern auf der Basis der Level A2/B1 des Goethe-Instituts. 4 Finanzielle 

28 Förderung des Deutsch-Unterrichts an diesen Schulen aus Mitteln des    Goethe-Instituts 

29 oder  eines  anderen  Bundesministeriums,  alternativ  steuerliche  Abzugsfähigkeit  einer 

30 Förderung dieses Unterrichts durch Einrichtungen der Altenpflege aus Deutschland. 
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N – Netzpolitik 
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1 Antragsteller:  UB P 

2 Themengebiet: N 1 

3 Titel / Überschrift: Produktplatzierung auf Youtube 

4 

5 Zur Weiterleitung an: BuKo 
 

6 

7 
 

8 

9 Antragstext: 

10 

11 Die LDK möge beschließen, 

12 dass sich die Jusos Brandenburg dafür einsetzten, dass verpflichtende  Regelungen    zur 

13 Kennzeichnung von Produktplatzierungen für in Deutschland produzierte Youtube-Videos 

14 geschaffen werden, um die minderjährigen Zuschauer,  die den überwiegenden Teil    der 

15 Zuschauer ausmachen, zu schützen. 

16 

17 Antragsbegründung: 

18 Youtube bietet nicht nur die Gelegenheit sich selber in Form von Videos zu verwirklichen, 

19 sondern biete für einige Youtuber/innen seit mehreren Jahren auch die Gelegenheit   ihr 

20 Hobby zu ihrem Beruf zu machen und mit der Produktion von Videos Geld zu verdienen. 

21 Dies ist auch kein kleines Randphänomen mehr, seit dem bekannt wurde, dass der größte 

22 Youtuber Pewdiepie, mit über 42 Millionen Abonnenten, Millionär geworden ist. Und auch 

23 der deutsche Youtubemarkt wächst mit einer rasanten Geschwindigkeit immer weiter, so 

24 dass es auch in Deutschland große Youtuber mit einer sehr hohen Reichweite gibt.   Dies 

25 hat auch die Werbeindustrie für sich entdeckt. Nun lässt sich auf Youtuber nicht mehr nur 

26 Geld, durch die Menge der Views auf einem Video Geld verdienen, sondern auch   durch 

27 Produktplatzierungen. Da dieses Medium noch relativ neu ist, hat der Gesetzgeber  noch 

28 keine Regelungen für Produktplatzierungen erlassen und dies bieten einigen 

29 Youtubern/innen  die  Möglichkeit  Poduktplatzierungen  sehr  zu  verschleiern  oder gar 

30 unkenntlich zu machen. 

N 1 x angenommen  

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ überwiesen an    
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1 Antragsteller:  UB P 

2 Themengebiet: N 2 

3 Titel / Überschrift: W-Lan in Öffentlichen Einrichtungen 

4 

5 Zur Weiterleitung an: Landesregierung. 
 

6 

7 
 

8 

9 Antragstext: 

10 

11 Die LDK möge beschließen, dass die Jusos Brandenburg die SPD-geführte 

12 Landesregierung dazu auffordern, nach der Novellierung der Störerhaftung durch den 

13 Deutschen Bundestag in diesem Jahr, den Ausbau von WLAN-Netzen nicht nur indirekt zu 

14 fördern, sondern auch selbst qua Gesetz in allen öffentlichen Einrichtungen des    Landes 

15 kostenlose öffentliche Hotspots für den Zugang ins Internet zur Verfügung zu stellen. Vor 

16 dem Zugang soll ins Netz soll aus Sicherheitsgründen* gleichzeitig auf die Gefahren nicht 

17 verschlüsselter Verbindungen hingewiesen werden. 

18 

19 Antragsbegründung: 

20 

21 Ein kostenloses WLAN-Angebot ist heute bereits in vielen Ländern eine 

22 Selbstverständlichkeit.Freies Internet an öffentlichen Plätzen ist auch eine Soziale  Frage, 

23 die durch die kommerziellen Anbieter bisher nicht abgedeckt wird. Es gibt zwar bereits 

24 nicht kommerzielle Initiativen wie z.B. Freifunk Potsdam, oder kommerzielle Anbieter wie 

25 Kabel-Deutschland, die vereinzelt freies W-Lan in Potsdam zur Verfügung stellen und auch 

26 die Medienanstalt Berlin Brandenburg fördert den Ausbau von Hotspots, jedoch sind wir 

27 mit diesen Angeboten noch weit von einer flächendeckenden WLAN-Versorgung entfernt. 

28 Diese wird jedoch gerade im Hinblick auf den jährlich steigenden Verbrauch von mobilen 

29 Daten (laut Schätzung der Telekom allein im letzten Jahr um 80 Prozent) immer wichtiger. 

30 Der freie Zugang zum Internet stellt zudem eine Grundvoraussetzung für das Leben in der 

N 2 x angenommen  

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ überwiesen an    
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1 digitalen Gesellschaft dar. Potsdam könnte durch die Umsetzung des Antrags zu    einem 

2 Vorreiter der „Digitalen Gesellschaft“ werden. 

3 

4 Kostenlose WLAN-Hotspots ziehen aber nicht nur Nutzer an, sondern vielleicht auch den 

5 einen  oder  anderen  Internetbetrüger.  Da  kostenlose  Wi-Fi-Stellen  ungeschützt  sind, 

6 müssen Nutzer besonders auf ihre Aktivitäten achten. Alle Aktionen, bei denen persönliche 

7 Daten,   Bankverbindungen,   Kreditkarten   oder   Passwörter   genutzt   werden,  sollten 

8 unbedingt vermieden werden. Denn diese können Betrüger direkt aus dem ungesicherten 

9 WLAN  ohne  großen  Aufwand  abgreifen  und  missbrauchen.  Außerdem  sollten     die 

10 genutzten Geräte abgesichert sein, indem beispielsweise Angreifer keinen Remotezugriff 

11 bekommen können, was im Windows-Betriebssystem leider kein Standard ist. Denn eine 

12 weitere Gefahrenquelle ist, dass sich Nutzer in ein gefaktes Parallel-WLAN einwählen, das 

13 eine ähnliche Kennung wie das eigentlich angebotene Wi-Fi nutzt. Betrüger bauen solche 

14 Netze manchmal auf, um Zugriff auf Transaktionen oder direkt auf Geräte von Nutzern zu 

15 bekommen. Daher gilt: Immer genau die WLAN-Kennung prüfen! 
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O – Organisation / Partei 
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1 Antragsteller:  UB PM 

2 Themengebiet: O 1 

3 Titel / Überschrift: Asymmetrische Verschlüsselung 

4 

5 Zur Weiterleitung an: LDK. 
 

6 

7 
 

8 

9 Antragstext: 

10 

11 Die   LDK   möge   beschließen,   dass   der   SPD-Landesvorstand   eine   Möglichkeit zur 

12 Verschlüsselung ihrer im Rahmen der Arbeit zu schreibenden Emails zur Verfügung stellt. 

13 Außerdem soll ein Workshop veranstaltet werden, bei dem die Mitglieder des LaVo   den 

14 sicheren Umgang mit der Verschlüsselung erlernen. Die Veranstaltung soll öffentlich  für 

15 alle interessierten Genossinnen und Genossen sein. 

16 

17 Antragsbegründung: 

18 

19 Durch eine noch aktive Emailweiterleitung auf ein privates Postfach, sind vertrauliche Mails 

20 an  Unbefugte  weitergeleitet  worden.  Um  in  Zukunft  zu  verhindern,  dass  falsch 

21 weitergeleitete Emails vom Empfänger gelesen werden können, sollten die Emails mithilfe 

22 von asymmetrischer Verschlüsselung verschlüsselt werden. Als Verfahren könnte zum 

23 Beispiel OpenPGP  Standard  verwendet  werden, das  durch  das Chrome/Firefox  Plugin 

24 Mailvelope auch mit allen gängigen Webmail Clients verwendet werden kann. 

25 Bei einem asymmetrischen Verschlüsselungsverfahren werden für jeden Benutzer zwei 

26 Schlüssel erstellt, ein privater und ein öffentlicher. Mit dem öffentlichen Schlüssel werden 

27 die Nachrichten verschlüsselt und können nur noch von dem Eigentümer des privaten 

28 Schlüssels gelesen werden. 

O 1 x angenommen  

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ überwiesen an    
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1 Antragsteller:  Juso Landesvorstand 

2 Themengebiet: O 2 

3 Titel / Überschrift: Mitgliederöffentliche SPD-Landesvorstandssitzungen 

4 

5 Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag. 
 

6 

7 
 

8 

9 Antragstext: 

10 

11 Die LDK möge beschließen, dass sich die Jusos Brandenburg über alle ihnen zur Verfügung 

12 stehenden Zugänge für eine mitgliederöffentliche SPD-Landesvorstandssitzung einsetzen 

13 werden. Dazu zählt neben einem entsprechenden satzungsändernden Antrag beim SPD- 

14 Landesparteitag,  der  vom  Juso-  Landesvorstand  in  Zusammenarbeit  mit  dem  Juso- 

15 Landesausschuss erstellt wird,  auch  das  Werben in den  SPD-Unterbezirken  durch   die 

16 jeweiligen Juso-Unterbezirke. 

17 Darüber hinaus werden die Jusos im SPD-Landesausschuss dafür werben, dass der  SPD- 

18 Landesausschuss ebenfalls Antragssteller des satzungsändernden Antrags wird. 

19 Zusätzlich wird der Juso-Landesvorstand die anderen SPD-Arbeitsgemeinschaften um 

20 Unterstützung dieses Antrags bitten. Gleichzeitig stellt der Juso-Landesvorstand    sicher, 

21 dass seine eigenen Sitzungen so gestaltet werden, dass sie auch faktisch und nicht nur 

22 theoretisch mitgliederöffentlich sind. Dazu gehört eine direkte Einladung an alle Jusos in 

23 Brandenburg nebst FB-Veranstaltung sowie die Benutzung von Räumlichkeiten, die einer 

24 größeren Personenanzahl gerecht werden. 

25 

26 Antragsbegründung: 

27 

28 Der SPD Landesvorstand ist derzeit ein Gremium, in dem wichtige die Landespartei 

29 betreffende Entscheidungen oder Entscheidungen über die inhaltliche Ausrichtung    der 

30 Partei gefällt werden. Leider ist der Druck, diese Entscheidungen vorher mit der Basis 

O 2 x angenommen  

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ überwiesen an    
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1 zurück zu koppeln überaus gering. Die Möglichkeit die Diskussionen in den Sitzungen 

2 verfolgen zu können, ohne Stimm- oder Rederecht würden sicherlich einige Genoss*innen 

3 gern   wahrnehmen   und   könnte   darüber   hinaus   dazu   beitragen,   dass   sich    die 

4 Diskussionskultur   in   diesem   Gremium   deutlich   verbessert.   Das   Argument,    eine 

5 mitgliederöffentliche Sitzung aufgrund fehlender Platzkapazitäten nicht finanzierbar   ist, 

6 kann nicht gelten, da auch die Linkspartei in Brandenburg ihre Landesvorstandssitzungen 

7 mitgliederöffentlich gestaltet, ohne, dass die Räume aus den Nähten platzen. 

8 
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1 Antragsteller:  UB P 

2 Themengebiet: O 3 

3 Titel / Überschrift: Nachhaltigkeit von Anträgen 

4 

5 Zur Weiterleitung an: LDK. 
 

6 

7 

8 
 

9 

10 Antragstext: 

11 

12 Die  LDK  möge  beschließen,  dass  auf  zukünftigen  Landesdelegiertenkonferenzen  ein 

13 zeitlicher Slot vorgesehen wird, der den aktuellen Stand angenommener Anträge aus dem 

14 vorgegangenen Jahr aufgreift und wiedergibt. 

15 

16 Antragsbegründung: 

17 

18 Politische  Arbeit  ist  sinnvoll  und  wichtig.  Viele  Köpfe  haben  viele  Ideen.  Diese   zu 

19 strukturieren und sie zu Papier zu bringen, ist unsere Aufgabe. Viele gute Ideen   werden 

20 formuliert und auf verschiedenen Konferenzen vorgestellt und sogar angenommen. Und 

21 dann? Leider finden viele Ideen trotzdem nicht den Weg in die Umsetzung. Um dies zu 

22 verbessern,  sehen  wir  auf  künftigen  LDKs  eine  zeitliche  Möglichkeit, angenommene 

23 Anträge erneut zum Thema zu machen und den aktuellen Stand zu deren Umsetzung zu 

24 erfahren. Die Unterbezirke oder die Arbeitskreise der jeweiligen Anträge sollen hierbei 

25 rechenschaftspflichtig sein. 

O 3 ʆ angenommen ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ abgelehnt ʆ überwiesen an    

x zurückgezogen  
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1 Antragsteller:  UB OSL 

2 Themengebiet: O 5 

3 Titel / Überschrift: Gründung: Arbeitskreis - Rechtspopulismus in Europa. 

4 

5 Zur Weiterleitung an: LDK, SPD Bundesparteitag, Landesparteitag. 
 

6 

7 

8 
 

9 

10 Antragstext: 

11 

12 Die LDK möge beschließen, 

13 den Arbeitskreis „Rechtspopulismus in Europa“ ins Leben zu rufen.   Und darüber  hinaus 

14 auch  diesen  Vorschlag  auf  Landes-  und  Bundesebene  in  der  SPD  in  Form      eines 

15 Arbeitskreises mehr in den Fokus gerückt wird. 

16 

17 Antragsbegründung 

18 

19 Seit geraumer Zeit treten neue Parteien in zahlreichen westeuropäischen Ländern in 

20 Erscheinung, für die sich in Wissenschaft und im journalistischen Sprachgebrauch der 

21 Begriff "rechtspopulistisch" eingebürgert hat. Das Phänomen Rechtspopulismus  begann 

22 sich auszudehnen und machte auch vor den neuen Demokratien Mittel- und Osteuropas 

23 nicht halt. 

24 Europaskepsis und Islamfeindlichkeit verbinden eine bunte Mischung von 

25 Rechtsaußenparteien in Europa. Zum Spektrum gehören rechtsextreme Parteien genauso 

26 wie Gruppierungen, die mit populistischen Äußerungen auf sich aufmerksam machen 

27 wollen.  Ihre  politischen  Ziele  reichen  vom  Wunsch  nach  "Ordnung",  "Autorität" und 

28 "Identität"  über  die  Agitation  gegen  Minderheiten  wie  Sinti  und  Roma  bis  hin  zur 

29 Forderung, ein "weißes Europa" ohne "jüdischen oder islamischen Einfluss" zu   schaffen. 

30 Seit  den  achtziger  Jahren  sind  Rechtspopulisten  in  Europa  auf  dem  Vormarsch. Sie 

O 5 ʆ angenommen ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ abgelehnt ʆ überwiesen an    

x zurückgezogen  
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1 verbuchen Mandatsgewinne in regionalen und nationalen Parlamenten, aber auch im 

2 Europäischen Parlament. Paradoxerweise bauen die teilweise aggressiv  nationalistischen 

3 Parteien dabei zunehmend auf eine länderübergreifende Zusammenarbeit und verstehen 

4 sich meist als "Freunde" im Kampf gegen multikulturelle Überfremdung. Es wird Zeit, dass 

5 sich demokratisch Kräfte diesen wieder aufflammenden Rechtspopulismus entgegenstellt 

6 und zwar nicht nur versucht die Ursachen in Deutschland zu diskutieren und zu bekämpfen 

7 sondern dies auch in einem europäischen Zusammenhang sieht. Diese Thematik lehrt uns 

8 aus der Geschichte, dass wir Sie nicht nur beiläufig bekämpfen dürfen, indessen  wirklich 

9 ein  Augenmerk  in  Form  einer  eigenständigen  Arbeitsgruppe  legen     müssen. Daher 

10 wünschen wir uns, dass dem Antrag stattgegeben wird. 
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1 Antragsteller:  UB LOS 

2 Themengebiet: O 6 

3 Titel / Überschrift: Förderung von SPD-Ehen und SPD-Lebenspartnerschaften 

4 

5 Zur Weiterleitung an: An Bundesvorstand der SPD, Sigmar ¯Bérchen³ Gabriel, 

6 Landesvorstand der SPD Brandenburg, Dietmar Voidi, Familienministerin "Super 

7 Manu". 

8 

9 

10 
 

11 

12 Antragstext: 

13 

14 Die LDK möge beschließen: 

15 Wir  fordern  die  finanzielle  Förderung  von  SPD-Ehen und SPD-Lebenspartnerschaften 

16 durch Parteimittel. 

17 

18 Die  SPD   stirbt  aus.  Durch  eine  unterirdische,   fast  christdemokratische  Politik    auf 

19 Bundesebene  laufen  uns  zusätzlich  die  Mitglieder*innen  weg.  Wir  müssen dagegen 

20 steuern. 

21 

22 Das geht nur mit einer modernen, parteiinternen Familienpolitik. 

23 Dies ist bereits in vielen SPD-Familien sichtbar. Sozialdemokratische Werte werden bereits 

24 mit der Muttermilch an die Kinder weitergegeben. 

25 

26 Deswegen müssen SPD-Paare durch finanzielle Förderung dazu ermutigt werden, die 

27 nächste Generation hervorzubringen. 

28 

29 Antragsbegründung: 

30 Erfolgt mündlich. 

O 6 ʆ angenommen ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ abgelehnt ʆ überwiesen an    

x zurückgezogen  
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1 Antragsteller:  UB FF/O, UB LOS 

2 Themengebiet: O 7 

3 Titel / Überschrift: Nie mehr Ein-Tages-LDK mit einem höheren Budget 

4 

5 Zur Weiterleitung an: Landesvorstand und Landesausschuss der Jusos Brandenburg. 
 

6 

7 

8 
 

9 

10 Antragstext: 

11 

12 Wir fordern den Landesvorstand und den Landesausschuss der Jusos Brandenburg    auf, 

13 das Budget für die zukünftigen Landesdelegiertenkonferenzen zu erhöhen, um so Ein- 

14 Tages-LDKen zu verhindern. 

15 Deswegen fordern wir eine Erhöhung des Budgets auf mindestens 5.000,00 €. 

16 

17 Antragsbegründung: 

18 

19 Der Austausch zwischen den Mitgliedern des Landesverbandes am Samstagabend ist 

20 essentiell für den innerverbandlichen Zusammenhalt. 

21 Im  Moment  liegen  die  Zuschüsse  des  Landesverbandes  der  Jusos  Brandenburg  bei 

22 3.500,00 €. 

23 Diese Summe ist für die  Übernachtung von 90  Personen mit Vollpension,    Raummiete, 

24 Technik und Abendgestaltung zu gering. So bleibt es vielen Unterbezirken verwehrt eine 

25 LDK auszurichten. Dies sollte nicht im Sinne des Landesverbandes sein. 

26 Für die Übernachtung muss ein Unterbezirk schon zwischen 30,00 € und 35,00 € pro 

27 Person kalkulieren. Dies ergibt bereits eine Summe zwischen 2.700,00 € und 3.150,00 €. 

28 Zusätzlich muss noch die Raummiete mit ca. 1.000,00 € eingeplant werden. Je nach 

29 Angebot ist in diesem Preis schon die Technik inkludiert. Wenn sie zusätzlich gebucht 

30 werden muss, erhöht sich die Gesamtsumme noch um 300,00 € bis 500,00 €. 

O 7 ʆ angenommen ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ abgelehnt ʆ überwiesen an    

x nicht behandelt  
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1 Der höchste Ausgabeposten ist jedoch die Verpflegung: für das Catering zahlt man bei 

2 guten Angeboten ca. 25,00 € pro Person, meistens betragen die Kosten aber ca. 40,00  € 

3 pro Person. Dies bedeutet eine Summe zwischen 2.250,00 € und 3.600,00 €. Dabei sind die 

4 Getränke während der LDK noch nicht eingerechnet. Diese Kosten liegen in der Regel 

5 zwischen 1.000,00 € und 1.500,00 €. 

6 Für  die  Abendgestaltung  muss  dann  meistens  ein  Raum  angemietet  werden,    was 

7 nochmals etwa 100,00 € bis 200,00 € ausmacht. 

8 Das heißt: eine LDK kostet im besten Fall 6.950,00 € und im schlechtesten Fall 9.950,00 €. 

9 Wenige Unterbezirke können zum jetzigen Zeitpunkt die Differenz in Höhe von  3.450,00 

10 € bzw. 6.450,00 € aufbringen. Dies kann nicht im Sinne unseres Landesverbandes sein. 
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1 Antragsteller: UB P 

2 Themengebiet: O 9 

3 Titel / Überschrift: Position Demonstrationen 

4 

5 Zur Weiterleitung an: LDK, Presse, BuKo. 

6 

7 
 

8 

9 Antragstext: 

10 

11 Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 

12 Wir,  die  Jusos  Brandenburg,  stehen  für  eine  freie  Meinungsäußerung,  jedoch gegen 

13 Menschenfeindlichkeit und Gewalt. Wir sind solidarisch mit allen, die sich Rassismuss und 

14 Menschenfeindlichkeit gewaltfrei in den Weg stellen und setzen. Gewalt als Mittel der 

15 politischen Auseinandersetzung lehnen wir jedoch klar ab. 

16 

17 Antragsbegründung: 

18 

19 Wir wollen unsere Meinung äußern und zeigen können - ohne Angst haben zu müssen. 

20 Um dies zu ermöglichen ist es uns wichtig, dass Demonstrationen friedlich und ohne 

21 Gewalt   ablaufen.   Dazu   gehört   es,   dass   bei   Demonstrationen   niemand   - weder 

22 Demonstrant*innen, noch Gegendemonstrant*innen, noch die Polizist*innen, welche  die 

23 Veranstaltungen begleiten - verletzt wird. 

24 Begründung: 

25 Aufgrund   aktueller   Ausschreitungen   und   Gewalttaten   auf   und   am   Rande    von 

26 Kundgebungen und Demonstrationen, ist es wichtig, dass wir eine Position finden, wie 

27 unser  Verhalten  im  Rahmen  solcher  Veranstaltungen  aussehen  sollte.  Mit       einem 

28 friedlichen Verhalten bilden wir einen Gegenpol zu Anhänger*innen von  Gruppierungen 

29 und Parteien am rechten Rand des Spektrums, was gerade in der aktuellen politischen 

30 Lage wichtig ist. 

O 9 ʆ angenommen 

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

x überwiesen  an  LA   
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U – Umwelt, Energie, Landwirtschaft 
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1 Antragsteller:  UB P 

2 Themengebiet: U 1 

3 Titel / Überschrift: Nein zur Massentierhaltung! Ja zur Demokratie! 

4 

5 Zur Weiterleitung an: Landesregierung 
 

6 

7 

8 
 

9 

10 Antragstext: 

11 

12 Die LDK möge beschließen, 

13 dass sich die Landesregierung deutlich gegen Massentierhaltung positioniert und   somit 

14 dem Wählerwillen gemäß des Volksbegehrens nachkommt. Massentierhaltung im   Land 

15 Brandenburg  soll  nicht  mehr  durch  Subventionen  vom  Land  Brandenburg gefördert 

16 wird.   Das  Land  Brandenburg  soll  eine/n  unabhängige/n  Tierschutzbeauftragte/n mit 

17 umfangreichen   Zuständigkeiten   und   Befugnissen   ernennen. Hinzu   kommt,   dass 

18 Tierschutzverbände ein Mitwirkungs- und Klagerecht erhalten. 

19 

20 Antragsbegründung: 

21 

22 Die SPD-geführte Landesregierung soll sich für die Forderungen des Volksbegehrens 

23 gegen  Massentierhaltung  einsetzt.  Das  Volksbegehren  war  Ende Januar  mit  103 545 

24 abgegebenen Unterschriften überaus erfolgreich zu Ende gegangen, nachdem bereits die 

25 Volksinitiative auf viel Zuspruch gestoßen war. Es macht deutlich, welche Wünsche und 

26 Hoffnungen die Brandenburgerinnen und Brandenburger hinsichtlich der Tierhaltung   in 

27 ihrem Land haben. Eine sozialdemokratische, linke Landesregierung sollte sich klar zu dem 

28 Willen der Wählerschaft bekennen und nicht zu einer Industrie von der nur wenige 

29 profitieren und andere leiden. 

30 In Deutschland erhalten Firmen die Massentierhaltung betreiben Subventionen für    den 

U 1 ʆ angenommen ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ abgelehnt ʆ überwiesen an    

x zurückgezogen  
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1 Bau  von  Ställen,  Anschaffung  von  Tieren,  für  den  Export  und  noch  viel  mehr      in 

2 Milliardenbeträgen. Das Land Brandenburg muss sich auf Bundesebene dafür einsetzten, 

3 dass solche Fördermaßnahmen ausgesetzt werden. Soweit Mittel direkt von Land gewährt 

4 werden,  sollten  diese  Mittel  in  den  nächsten  Förderjahren  in  die  Förderung      von 

5 Biolandwirtschaft fließen. 

6 In der Massentierhaltung wird das Kupieren (Abschneiden/Kürzen) von Schwänzen   und 

7 Schnäbeln vorgenommen. Diese Methode ist reine Tierquälerei und wirderspricht    einer 

8 artgerechten Haltung. Daher ist ein klares Verbot des Kupierens angebracht zur Förderung 

9 eines artgerechten sozialen Miteinander. 

10 In vielen anderen Bundesländern (Berlin, Saarland, Thüringen, Hessen) gibt es bereits 

11 unabhängige Tierschutzbeauftrage. In Hessen, zum Beispiel schon seit 1992. Die LTB wird 

12 dort unterstützt von 5 Beschäftigten. Sie  kann selbst Vorschläge zu Gesetzen im Bereich 

13 Tierschutz einreichen, Gutachten anfordern, hat Vertretungsanspruch auf allen politischen 

14 Ebenen  und  ist  Ansprechpartnerin  bei  Verstößen  und  Mängeln  in  der  artgerechten 

15 Haltung und im Tierschutz. Brandenburg sollte sich eine solche zentrale Stelle einrichten, 

16 damit  auch  Tierschutzverbänden  klar  ist,  wer  ihr  erster  Ansprechpartner  in  der 

17 Landesregierung ist. 

18 Insbesondere das Klagerecht für anerkannte Tierschutzverbände ist erforderlich, um  das 

19 aktuelle rechtliche Ungleichgewicht zwischen Tiernutzern und Tierschützern aufzuheben. 

20 Da Tiere keine Stimme an unseren Wahlurnen haben und sie dem Rechtsstaat ohne 

21 Beistand ausgesetzt sind, ist es dringend erforderlich, dass Tier- und Naturschutzverbände 

22 ein Mitwirkungsrecht an der Gesetzgebung bekommen und ein Klagerecht. Dies ist so 

23 auch  schon  in  anderen  Bundesländern  (Bremen,  Rheinland-Pfalz,  NRW,      Hamburg, 

24 Schleswig-Holstein,  Baden-Württemberg  und  dem  Saarland)   der  Fall.  Die Verbänden 

25 sollen in Gesetzgebungsprozessen im Bereich Natur- und Tierschutz klar eingebunden 

26 werden. Der Gesetzgeber  sollte  dazu  verpflichtet  werden  diese Verbände   anzuhören. 

27 Hinzu kommt, dass Tier- und Naturschutzverbände eine Klagebefugnis vor den Gerichten 

28 benötigen um Verstöße gegen Gesetzesvorgaben anzuzeigen. 

29 Insgesamt ist die Nutztierhaltung in Brandenburg um über 25% seit 1991 

30 zurückgegangen. Die Tendenzen für Öko- und Bioanbau ist stark gestiegen, wie auch die 

31 Nachfrage dieser Produkte. Wieso also noch eine Industrie fördern, die nicht zukunftsfähig 
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1 ist in unserm Land? 

2 Als Jusos stellen wir uns klar hinter die Meinung der brandenburgischen Wählerschaft und 

3 deren Forderungen in einem Land mit glücklichen Tieren zu leben. Die 

4 sozialdemokratische  Landesregierung  sollte  in  naher  Zukunft  sich  deutlich      gegen 

5 Massentierhaltung positionieren, wenn es zu einem Volksentscheid kommt. 
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1 Antragsteller:  UB PM 

2 Themengebiet: U 2 

3 Titel / Überschrift: Einführung von Herkunfts- und Haltungsnachweisen für 

4 Fleisch und Fleischprodukte 

5 

6 Zur Weiterleitung an: Landesparteitag, Europaabgeordnete Susanne Melior 
 

7 

8 
 

9 

10 Antragstext: 

11 

12 Die Jusos Brandenburg fordern einen staatlichen Herkunfts-    und Haltungsnachweis für 

13 Fleisch und Fleischprodukte einzuführen. 

14 

15 Antragsbegründung: 

16 

17 Wer in Deutschland Fleisch kauft, hat nur die Wahl zwischen Bio-/Neulandprodukten und 

18 konventioneller   Ware.   Viele   Verbraucher   wären   aber   bereit,   mehr   Geld   für ein 

19 tiergerechteres Produkt auszugeben, das preislich zwischen konventioneller Massenware 

20 und Bio-/Neulandfleisch mit deutlich höheren Standards liegt. 

21 Mehr  und mehr Menschen  stören  sich  an  nicht  tiergerechten  Haltungsbedingungen, 

22 hohem  Antibiotikaverbrauch  in  der  Tierhaltung  und  Umweltschäden  in    viehreichen 

23 Regionen.  So  ist  es  auch  nicht  verwunderlich,  dass  erstmals  in  der  Geschichte  der 

24 Fleischkonsum in Deutschland bei steigendem Einkommen zurückgeht. Es besteht die 

25 Gefahr, dass Fleisch zu einem billigen Alltagsprodukt mit schlechtem Image    verkommt. 

26 Die  fleischverarbeitende  Industrie   reagiert   darauf   mit   Labeln,  die   mehr   Tierwohl 

27 versprechen. Für Verbraucher ist aber diese Fülle vermeintlicher oder echter 

28 Tierschutzlabel verwirrend. Es fehlt an Glaubwürdigkeit und oft auch an unabhängigen 

29 Kontrollen und Transparenz und findet daher oftmals wenig Akzeptanz bei Konsumenten 

30 und Produzenten. 

U 2 x angenommen  

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ überwiesen an    
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1 Die  Einführung  eines  staatlichen  Herkunfts-  und  Haltungsnachweises  ermöglicht den 

2 Landwirten,  für  eine  tiergerechtere  Mast  einen  höheren  Verkaufspreis  zu     erzielen. 

3 Ansatzpunkte   wären   Tierhaltungen   mit   mehr   Platz,   Einstreu   statt  Spaltenboden, 

4 verhaltensgerechten Strukturen, artgerechtem Futter und regelmäßigem Auslauf ins Freie. 

5 Die Ausgestaltung sollte sich an der 2004 eingeführten Eierkennzeichnung orientieren. 

6 Schon wenige Jahre nach der Einführung dieser Kennzeichnung wurden Frischeier aus 

7 Käfighaltung kaum noch angeboten. Eine umfassende und intensive 

8 Informationskampagne des Bundeslandwirtschaftsministeriums über das neue 

9 Kennzeichnungssystem trug zu diesem Erfolg bei. 

10 Wie  die  EU  bei  der   Eierkennzeichnung  sollte  der   deutsche  Staat      verpflichtende 

11 mehrstufige  Standards  für  eine  Kennzeichnung  formulieren,  die  verbindlich  für   alle 

12 Fleischprodukte  sind.  Eine  anfängliche  Beschränkung  auf  unverarbeitetes  Fleisch zur 

13 Einführung und Bekanntmachung des Labels könnte eine Option zur Reduzierung der 

14 Implementierungskosten  sein.  Deutschland  sollte  hier  eine  Vorreiterrolle  in  der   EU 

15 einnehmen. 

16 Ein transparenter Markt in der  Fleischindustrie durch  unabhängige  Information   würde 

17 allen helfen: Den Landwirten, dem Handel und den Verbrauchern, die dadurch mehr 

18 Entscheidungsfreiheit an der Ladentheke bekämen. 

19 
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1 Antragsteller:  UB P 

2 Themengebiet: U 3 

3 Titel / Überschrift: Supermärkte müssen nicht verkaufte Lebensmittel spenden 

4 

5 Zur Weiterleitung an: LDK, Landesparteitag. 
 

6 

7 
 

8 

9 Antragstext: 

10 Die LDK möge beschließen, auf die Bundesregierung entsprechend einzuwirken, dass ein 

11 Gesetz erlassen wird, das es Verkaufsstellen ab einer gewissen Größe und 

12 gastronomischen Betrieben vorschreibt, nicht verkaufte Lebensmittel an 

13 Wohlfahrtsorganisationen zu spenden, kostenlos als Tierfutter oder als Kompost an    die 

14 Landwirtschaft zur  Verfügung  zu  stellen,  und  Hygienevorschriften  so zu ändern,  dass 

15 Spenden ermöglicht werden. 

16 

17 Antragsbegründung: 

18 Jahr für Jahr landen in Deutschland 11 Millionen Tonnen Lebensmittel im Wert von  circa 

19 25 Milliarden Euro von der Lebensmittelherstellung bis zum Privathaushalt im Müll. 

20 Hinzu kommen schätzungsweise bis zu 4    Millionen Tonnen Lebensmittelverluste, die in 

21 der Landwirtschaft entstehen. 

22 Aus der Wertschätzung von Lebensmitteln ist inzwischen eher eine Geringschätzung 

23 geworden. Zurückzuführen ist dies auf den ständigen Preiskampf des 

24 Lebensmitteleinzelhandels in Deutschland. 

25 Nach dem Vorbild von Frankreich ist es daher anzustreben, dass Supermärkte ab einer 

26 gewissen Größe verpflichtet werden, ihre nicht-verkauften Lebensmittel zu spenden. 

27 Der Zustand führt auch dazu, dass Verbraucherinnen und Verbraucher bewusst   größere 

28 Mengen an Lebensmitteln einkaufen, mit dem Wissen, nicht verbrauchte Lebensmittel 

29 später auch wegzuschmeißen. 

30 Mit einem Gesetz würde man diesen Teil nicht erreichen. 

U 3 x angenommen  

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ überwiesen an    
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1 Nach einer WWF-Studie „Das große Wegschmeißen“ entstehen in Deutschland  lediglich 

2 14 Prozent der Verluste im Handel. Daher würde ein Gesetz, das sich nur eine Branche 

3 vorknöpft, zu kurz greifen. 61 Prozent der Lebensmittelabfälle in Deutschland  entstehen 

4 insgesamt im Gewerbe – also im Einzelhandel, Großhandel, in der Gastronomie, bei    der 

5 Herstellung, der Weiterverarbeitung und in der Landwirtschaft. Die restlichen 39  Prozent 

6 verschwendeter Lebensmittel werden von uns Privatkonsumenten in die Tonne gehauen. 

7 

8 Was wir jetzt brauchen ist einen Aktionsplan (.pdf), in dem die Bundesregierung   erklärt, 

9 wie die einzelnen Sektoren zum Ziel beitragen können. Derzeit konzentriert sich die 

10 Regierung praktisch nur auf den Privatkonsumenten. Auch wenn „Zu gut für Tonne“,   die 

11 Kampagne des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL), jegliche 

12 Verschwendung in deutschen Haushalten verhindern könnte, würde Deutschland sein Ziel 

13 bis 2020 nicht erreichen. Denn von 18,38 Millionen Tonnen verschwendeter Lebensmittel 

14 sind heute bereits 10 Millionen Tonnen vermeidbar – jedoch nur 4,9 Millionen Tonnen  in 

15 Privathaushalten. Um die Lebensmittelverschwendung wirklich zu halbieren, fehlen  noch 

16 mehrere Millionen Tonnen. Wo sollen die herkommen, wenn nicht durch die Reduzierung 

17 von Verlusten im Gewerbe. 

18 

19 LESENSWERT: 

20 http://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen- 

21 PDF/WWF_Positionspapier_Lebensmittelverschwendung.pdf 

http://www.wwf.de/themen-projekte/landwirtschaft/ernaehrung-konsum/das-grosse-wegschmeissen/
http://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF_Positionspapier_Lebensmittelverschwendung.pdf
https://www.zugutfuerdietonne.de/
http://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF_Positionspapier_Lebensmittelverschwendung.pdf
http://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF_Positionspapier_Lebensmittelverschwendung.pdf
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W – Wirtschaft, Arbeitsmarkt, Tarif 
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1 Antragsteller:  UB P 

2 Themengebiet: W 1 

3 Titel  /  Überschrift:  Integration  in  den  ersten  Arbeitsmarkt  noch        stärker 

4 unterstützen 

5 

6 Zur Weiterleitung an: Landesregierung. 

7 

8 
 

9 

10 Antragstext: 

11 

12 Die  SPD-geführte  Landesregierung  wird  aufgefordert,  mit  jeder  Werkstatt für 

13 Menschen mit Behinderung eine Vereinbarung dahingehend zu schließen, dass in 

14 jeder  Werkstatt  mindestens  ein/e  Sozialarbeiter/in  eingestellt  wird,     die/der 

15 ausschließlich den Auftrag erhält, mindestens 4 Werkstattmitarbeiter/-innen   pro 

16 Jahr in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren. Die Kosten für diese Sozialarbeiter/- 

17 innen übernimmt das Land. Darüber hinaus soll es regelmäßige Treffen und damit 

18 einen regelmäßigen Austausch zwischen dem zuständigen Landesministerium und 

19 Vertreter/innen der Werkstätten geben. Eine Evaluation soll ebenfalls Aufschlüsse 

20 über Verbesserungen ermöglichen 

21 

22 Antragsbegründung: 

23 Schon jetzt haben die Sozialarbeiter/-innen in den Werkstätten den im Antrag 

24 formulierten gesetzlichen Auftrag, nämlich der Integration der 

25 Werkstattsmitarbeiter/-innen in den ersten Arbeitsmarkt und die entsprechende 

26 Vernetzung mit den Unternehmen. 

W 1 x angenommen  

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ überwiesen an    
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1 Der Pflegesatz in den Werkstätten beträgt monatlich 880 €, also jährlich 10.560 € 

2 pro Mitarbeiter und 42.240 €  für vier. Das entspricht fast genau dem zu 

3 erwartenden Jahresgehalt eines Sozialarbeiters/ einer Sozialarbeiterin brutto. 

 

4 Zwar entstehen andere Kosten wie Assistenz oder Betreuung und 

5 Minderleistungsausgleich, die aber von der Arbeitsverwaltung oder dem 

6 Integrationsamt zu tragen wären. Im Übrigen wäre angesichts der gezahlten 

7 Gehälter für die Werkstattsmitarbeiter/-innen auch mit einer Entlastung bei der 

8 Grundsicherung zu rechnen. 

9 
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1 Antragsteller:  UB FF/O und LOS 

2 Themengebiet: W 2 

3 Titel / Überschrift: Grauzonen für Arbeitgeber*innenverbände verbieten 

4 

5 Zur Weiterleitung an: SPD Landesparteitag 
 

6 

7 
 

8 

9 Antragstext: 

10 

11 Die LDK möge beschließen: 

12 Die gesetzlichen  Grauzonen  für  Arbeitgeber*innenverbände,  die  einen Ausschluss von 

13 Tarifverträgen bei einem höheren Mitgliedsbeitrag erlauben, müssen beseitigt werden. 

14 

15 Antragsbegründung: 

16 

17 Die  Arbeitgeber*innenverbände  ermöglichen  ihren  Mitgliedern  seit  Jahren  die  Wahl 

18 zwischen  zwei Arten  der Mitgliedschaft. Die Meistgenutzte  ist die Mitgliedschaft  ohne 

19 Tarifbindung. Das bedeutet, dass diese Betriebe weder den tariflichen Lohn zahlen  noch 

20 die zusätzlichen, tariflichen Auflagen (z.B. die Zahlung von Urlaubsgeld) erfüllen müssen. 

21 Diese Grauzonen werden also auf dem Rücken der Arbeitnehmer*innen ausgetragen. 

22 Beispielsweise  der  Deutsche  Hotel-  und  Gaststättenverband  (DEHOGA)  bietet seinen 

23 Mitgliedern die Möglichkeit zwischen zwei Arten der Mitgliedschaft zu wählen. Einmal 

24 besteht  die  "klassische"  Möglichkeit  einer  Vollmitgliedschaft.  Arbeitgeber*innen   mit 

25 Vollmitgliedschaft unterliegen den Tarifverträgen, die der Arbeitgeber*innenverband mit 

26 Gewerkschaften abschließt. Zum anderen besteht die Möglichkeit einer sog. "OT [ohne 

27 Tarifbindung]  Mitgliedschaft.  Arbeitgeber  mit  OT-Mitgliedschaft  unterliegen  (wie der 

28 Name nahe legt) nicht der Tarifbindung, OT-Mitglieder partizipieren nur an den sonstigen 

29 Services der Arbeitgeber*innenverbände, wie Lobbyarbeit, Prozessvertretung, allgemeiner 

30 Beratung. 

W 2 x angenommen  

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ überwiesen an    
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1 Viele  Betriebe  nutzen  diese  Möglichkeit. Die  niedrigeren  Personalkosten bringen den 

2 meisten Unternehmen sogar wirtschaftliche Vorteile. Im Schnitt beträgt der 

3 Bruttogehaltsunterschied eines/einer Facharbeiter*in 200,00 € bis 300,00 € im Monat. 

4 Beim Führungspersonal kann die Differenz sogar bis zu 1000,00 € im Monat betragen. 

5 Gleichzeitig entsteht ein Flurschaden an der Sozialpartnerschaft, weil die 

6 Arbeitgeber*innen so in einen Unterbietungswettbewerb bezüglich der Löhne   gezogen 

7 werden. Gewerkschaften können nicht mehr auf Augenhöhe mit einem 

8 Arbeitgeber*innenverband  verhandeln,  sondern  müssen  mit  jeder/m    Arbeitgeber*in 

9 einzeln  in  Verhandlungen  eintreten.  Die  OT-Arbeitgeber*innen  entziehen  sich   ihrer 

10 sozialen Verantwortung und maximieren ihren Profit zulasten der Belegschaft. Nur   aber 

11 gute Arbeit mit fairen Löhnen garantiert Zukunft und Entwicklung im Land Brandenburg. 

12 Allein aus steuerlicher Hinsicht sollte dem Ganzen ein Riegel vorgeschoben werden.  Die 

13 Jusos   Brandenburg   sind   daher   gegen   eine   fortscheitende   Endsolidarisierung  im 

14 Arbeitgeber*innenlager. 
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1 Antragsteller:  UB P 

2 Themengebiet: W 3 

3 Titel / Überschrift: Brandenburg als GründerInnenland positionieren 

4 

5 Zur Weiterleitung an: Den Landesparteitag der SPD-Brandenburg, die 

6 Landtagsfraktion der SPD-Brandenburg. 

7 

8 
 

9 

10 Antragstext: 

11 

12 Die LDK möge beschließen: 

13 Wir fordern die Landesregierung auf, Brandenburg noch mehr als bisher als Land mit 

14 hervorragenden Möglichkeiten für junger GründerInnen zu positionieren. 

15 Dabei sollten insbesondere folgende Maßnahmen erfolgen: 
 

16- Eine Evaluation der auf lokaler und regionaler Ebene bestehenden Anstrengungen  zur 
 

17 Förderungen junger GründerInnen in Brandenburg 
 

18- Eine kritische Überprüfung der bürokratischen Hürden für UnternehmungsgründerInnen 
 

19 und junge Unternehmen mit dem Ziel, diese weiter zu reduzieren 
 

20- Eine GründerInnenstrategie der Landesregierung mit dem Ziel, Brandenburg mittel- und 
 

21 langfristig zu einer der attraktivsten Regionen für gründungswillige junge Menschen    in 

22 Europa zu entwickeln. Dazu gehört eine Unterstützung lokaler und regionaler  Initiativen 

23 mit einer Verzahnung bestehender Unterstützungsangebote, aber auch eine   aggressive 

24 Kommunikationskampagne   zur   Stärkung   eines   „Brandings“   von   „Brandenburg als 

25 Gründungsland“, welche an das Image des benachbarten Berlins als 

26 „Gründungshauptstadt“  anknüpft,  aber  auch  deutlich  auf  brandenburgische   Vorteile 

27 gegenüber Berlin hinweist 
 

28- Die   gezielte   Ermutigung   zu   „Gründungsgeist“   in   Schulen,   Berufsschulen  und 
 

29 Universitäten und anderen Bereichen des öffentlichen Lebens 
 

30- Die koordinierte Verzahnung von Forschung, Ausbildungs- und Ansiedlungspolitik zur 

W 3 x angenommen  

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ überwiesen an    
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1 Förderung von Kompetenz-Clustern, die Gründungen und Ausgründungen in Anlehnung 

2 an bestehende Strukturen und Netzwerke ermöglichen. 

3 

4 Antragsbegründung: 

5 

6 Mit Berlin vor der Haustür haben wir bereits eine “GründerInnen-Hauptstadt” in  direkter 

7 Nachbarschaft.  Trotzdem  gelingt  es  Brandenburg  höchstens  teilweise,  sich  selbst als 

8 attraktiver  Standort  für  junger  GründerInnen  aufzustellen.  Dieses  Versäumnis  gilt es 

9 aufzuholen, um die wirtschaftliche Entwicklung im Land langfristig mit neuen Ideen   und 

10 neuen UnternehmerInnen zu befeuern. 

11 

12 Ein erheblicher Teil der Forderungen des Antrag sind bereits offiziell Ziele oder Vorhaben 

13 der Landesregierung. Trotzdem sind hier leider bisher kaum entsprechende Aktivitäten in 

14 nennenswertem  Ausmaß festzustellen.  Ein  beharrliches  Festhalten  an  den genannten 

15 Punkten  und  Forderungen  ist  daher  nicht  redundant,  sondern  nötig,  damit schönen 

16 Worten auch endlich konkrete Taten folgen. 

17 
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1 Antragsteller: UB P 

2 Themengebiet: W 4 

3 Titel / Überschrift: Anonymisierte Bewerbungsverfahren zum Standard in 

4 Brandenburg machen 
 

5 

6 Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag 
 

7 

8 
 

9 

10 Antragstext: 

11 

12 Die LDK möge beschließen, dass die SPD-geführte Landesregierung aufgefordert wird, 

13 anonymisierte Bewerbungsverfahren bei der schriftlichen und soweit  möglich,     in allen 

14 darauf   folgenden   Schritten   einer   einer   Bewerbung,   zum   Standardverfahren   bei 

15 Ausschreibungen   von   Stellenangeboten   im   öffentlichen   Dienst   festzulegen.   Eine 

16 entsprechende Richtlinie ist dafür nötig. 

17 

18 Die  Landesregierung  wird  aufgefordert  eine  Kampagne  zu  starten,  die  auch        bei 

19 Wirtschaftsunternehmen für das anonymisierte Bewerbungsverfahren wirbt. Des Weiteren 

20 sollte sich die Landesregierung auf Bundesebene für eine Novellierung des Arbeitsrechts 

21 einsetzen, die einen anonymisierten Bewerbungsprozess vorschreibt. 

22 

23 Antragsbegründung: 

24 

25 Das   anonymisierte   Bewerbungsverfahren   soll   vor   Diskriminierung   schützen    und 

26 Chancengleichheit fördern. Oftmals beeinflussen das Foto, der Name, die Herkunft,   das 

27 Geschlecht, das Alter den Bewerbungsprozess. Zu Unrecht wird dann   hochqualifizierten 

28 Bewerberinnen und Bewerbern ein Job verwehrt. Nicht selten passiert das unbewusst 

29 durch tiefsitzende Vorurteile. 

30 Der öffentliche Dienst des Landes muss mit Beispiel vorangehen um einen  Arbeitsmarkt 

W 4 x angenommen  

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ überwiesen an    
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1 der Chancengleichheit zu schaffen. Viele Leute werden aufgrund von Name, Bild und 

2 Geschlecht nicht in Bewerbungsgespräche eingeladen. Ein Bewerbungsverfahren kann bis 

3 zu diesem Zeit des Bewerbungsgesprächs anonymisiert ablaufen.29
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

29  
http://www.tagblatt.de/Nachrichten/SPD-anonymisierte-Bewerbungsverfahren-bei-Ministerien-276844.html 

 

SPD: anonymisierte Bewerbungsverfahren bei Ministerien 

Die SPD will Bewerbungsverfahren der Ministerien und Regierungspräsidien anonymisieren. 
 

15.02.2016: Stuttgart. Flüchtlinge sollen unter anderem dadurch schneller in Arbeit gebracht werden, wie aus einem 

Konzept für sozialen Zusammenhalt hervorgeht, das die baden-württembergische SPD am Montagmittag vorstellen 

will. «Wir kämpfen gegen den beschämenden Zusammenhang zwischen fremdländisch klingenden Namen und 

Bewerbungserfolg», heißt es in dem Papier. Der SPD-Landesvorsitzende Nils Schmid kritisierte vorab, dass 

Integrationskonzept der CDU im Bund. Eine darin vorgesehene Aufweichung des Mindestlohns für Flüchtlinge lehnt 

er ab. «Bei uns wird niemand gegeneinander ausgespielt.» Schmids Partei will mit verschiedenen Maßnahmen 

Migranten künftig besser in die Gesellschaft integrieren. 

Wie der Prozess von den einzelnen Arbeitgebern gestaltet wird, ist ihnen offen. Der Arbeitgeber muss jedoch 

sicherstellen, dass die Personen, die über die Bewerbungen entscheiden nur anonymisierte Bewerbungen als 

Entscheidungsgrundlage nutzen dürfen. 

http://www.tagblatt.de/Nachrichten/SPD-anonymisierte-Bewerbungsverfahren-bei-Ministerien-276844.html
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S – Sonstiges 
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1 Antragsteller:  UB PR 

2 Themengebiet: S 1 

3 Titel / Überschrift: Lasst uns mal ´ne Meinung zu Drogen haben! 

4 

5 Zur Weiterleitung an: Landesvorstand, Landesausschuss, Landesarbeitskreis Inneres, 

6 Landesarbeitskreis Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz, 

7 Landesarbeitskreis Soziales, Wirtschaft, Arbeit & Steuern. 
 

8 

9 
 

10 

11 Antragstext: 

12 

13 Die LDK beschließt: 

14 Der Landesvorstand iniitiert und organisiert, in Zusammenarbeit mit dem 

15 Landesarbeitskreis Inneres, dem Landesarbeitskreis Landwirtschaft, Umwelt und 

16 Verbraucherschutz sowie dem Landesarbeitskreis Soziales, Wirtschaft, Arbeit &   Steuern, 

17 ein  ergebnisoffenes  Positionspapier  zum  Thema  „Drogen  und  Suchtmittel“,  die   der 

18 regulären LDK 2017 zur Beschlussfassung vorgelegt wird. 

19 

20 Antragsbegründung: 

21 

22 Drogen und Suchtmittel sind eine Alltagserscheinung. Sowohl Alkohol, als auch  Nikotin, 

23 sind allgegenwärtig, verbotene Drogen werden, trotz Verbots, gehandelt und konsumiert 

24 – ihr Missbrauch kann zu schwerwiegenden gesundheitlichen Schäden und menschlichen 

25 Tragödien führen. Deshalb sollten wir uns über die gesellschaftliche Auswirkungen    von 

26 Drogenkonsum beschäftigen, da dies – auch in Brandenburg – kein Randthema ist. 

27 

28 

29 

S 1 x angenommen  

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ überwiesen an    
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1 Antragsteller: Spree-Neiße 

2 Themengebiet: INI 1 

3 Titel / Überschrift: Nicht nur Kohle, sondern auch Kultur in der Lausitz fördern 

4 

5 Zur Weiterleitung an: SPD-Landesparteitag, SPD Landtagsfraktion, 

6 Landesministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur 
 

7 

8 
 

9 

10 Die Jusos Brandenburg fordern die SPD geführte Landesregierung auf, ein Konzeot zur 

11 Förderung von Kulturangeboten in der Lausitz zu entwickeln, sich geeignete Partner    zu 

12 suchen und diese Förderung aktiv zu leisten. Ähnliche Konzepte sollten auch für   andere 

13 struktur- und kulturschwache Regionen entwickelt werden. 

14 

15 

16 

17 

18 INI-Anträge 2, 3, 4, 7 und 9 zurückgezogen 

S 1 x angenommen  

ʆ abgelehnt 

ʆ mit Änderungen angenommen 

ʆ überwiesen an    


